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VW schappt zu 

Am Konzentrations- und 
Zentralisationsprozesses 
in der Kfz-Branche ist die 
VW-AG eine treibende 
Kraft. 

Seite s 


Woody Guthrie wird 100 

„Wir dachten, ihn zu ken¬ 
nen. Aber in Wirklichkeit 
wissen wir nur sehr, sehr 
wenig über ihn“, sagt seine 
Tochter Nora. 

Seite 11 


Beobachtungen in 
Afghanistan 2012 

Matin Baraki 
berichtet über un¬ 
erträgliche Lebens¬ 
bedingungen. 
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Wut und Widerstand - nicht nur „virtuell“ 

ACTA konnte vorläufig gestoppt werden 


In nur 57 Sekunden hat der deutsche 
Bundestag am 28. Juni das neue Mel¬ 
degesetz in zweiter und dritter Lesung 
beschlossen. Anwesend waren nicht 
einmal 30 Abgeordnete, weil gleich¬ 
zeitig das EM-Fußballspiel zwischen 
Deutschland und Italien stattfand. 
Es gab keine Aussprache, die Reden 
wurden zu Protokoll gegeben. Es gab 
diesmal keinen Antrag auf Feststel¬ 
lung der Beschlussfähigkeit. 

Wieder waren es die Netzgemeinde 
und die Datenschützer, die danach 
protestiert haben. Bei einer online- 
Abstimmung auf „campact“ haben in¬ 
nerhalb kürzester Zeit über 100 000 
Bürger Einspruch eingelegt. Inzwi¬ 
schen distanziert sich selbst die Bun¬ 
desregierung von dem Gesetzentwurf. 
Da der Bundesrat noch seine Zustim¬ 
mung geben muss, gibt es Chancen, 
das Gesetz noch zu ändern, wenn der 
Druck nicht nachlässt. 

Ein anderes Gesetz ist letzte Woche 
auf EU-Ebene gestoppt worden Das 
EU-Parlament hat seine Zustimmung 
zum ACTA-Abkommen gegen Mar¬ 
ken- und Produktpiraterie verweigert 
und damit vorerst gestoppt. Es ist erst 
das zweite Mal, dass das Parlament 


seit der Ausweitung seiner Zuständig¬ 
keit durch den Vertrag von Lissabon 
ein internationales Abkommen zu Fall 
bringt. Das erste war das umstrittene 
Swift-Abkommen über die Weiterga¬ 
be von EU-Bankdaten an die USA. 
Gegen ACTA hatten im Februar die¬ 
ses Jahres Hunderttausende in aller 
Welt demonstriert. Vor allem über das 
Internet war dazu mobilisiert worden. 
Die FAZ schreibt deshalb, „das Schei¬ 
tern von Acta hat wenig mit Demo¬ 
kratie zu tun, es ist vielmehr Ausdruck 
eines Governance by Shitstorm“ und 
„die Meute ist über ,Acta‘ hergefallen 
und hat gewonnen“. Sie warnt davor, 
„dass die Agitation gegen Recht und 
Gesetz als neue Form der Demokratie 
gefeiert“ wird. 

ACTA heißt übersetzt Handelsab¬ 
kommen zur Abwehr von Fälschun¬ 
gen. Und deshalb wird es in der Öf¬ 
fentlichkeit auch immer so dargestellt, 
als ob es ein Handelsübereinkommen 
zur Bekämpfung von Produkt- und 
Markenpiraterie sei. Der Text wur¬ 
de von insgesamt 39 Ländern geheim 
verhandelt. Nationale Parlamente, in¬ 
ternationale Organisationen und die 
Zivilgesellschaft wurden vollkommen 


von den Verhandlungen ausgeschlos¬ 
sen. Ohne weitere Aussprache wurde 
das umstrittene ACTA-Abkommen 
im Januar durch die Landwirtschafts¬ 
minister im Agrar- und Fischereirat 
abgenickt. 

In den Verhandlungen wurde der 
Aufgabenbereich erweitert. Die Mu¬ 
sik- und Filmindustrie hat sich mit ih¬ 
rer Interpretation von Urheberrecht, 
Nutzungs- und Verwertungsrecht und 
Leistungsschutzrecht durchgesetzt 
und will damit eine offene Diskussi¬ 
on um die Anpassung dieser Rechte 
an die neuen gesellschaftlichen und 
technischen Bedingungen verhin¬ 
dern. Die vagen Formulierungen des 
Abkommens können genutzt wer¬ 
den, um Internetsperren einzurichten. 
Provider können gezwungen werden, 
die technischen Voraussetzungen für 
eine totale Überwachung der Inter¬ 
net-Nutzer zu schaffen, um Verstö¬ 
ße zu ahnden. Dazu gehört auch, die 
Vorratsdatenspeicherung einzuführen 
und auszubauen. Gerade diese Fragen 
haben in Deutschland den Protest so 
stark werden lassen. 

ACTA beinhaltet aber auch die Ein¬ 
schränkung von Wissensfreiheit. Das 


Gesetz steht in einer Reihe mit den 
Versuchen, Pflanzen und Nahrungs¬ 
mittel zu patentieren. Und die Ärz¬ 
teorganisationen befürchten, dass 
ACTA den Zugang zu günstigen Me¬ 
dikamenten und Generika in Ent¬ 
wicklungsländern beeinträchtigen 
könnte. 

ACTA ist zwar gestoppt worden, aber 
die EU-Kommision arbeitet bereits an 
einer Novellierung der Richtlinie zur 
Durchsetzung der Rechte an imma¬ 
teriellen Gütern (IPRED). Sie plant 
unter anderem ein schärferes Vorge¬ 
hen gegen Webseiten mit Inhalten, 
die gegen Urheberrechte verstoßen. 
Bürgerinitiativen kritisieren das Vor¬ 
haben als einen Schritt, der noch über 
eine mögliche Umsetzung von ACTA 
hinausgeht. 

ACTA konnte gestoppt werden, weil 
sich Tausende über das Internet und 
andere Medien kundig gemacht ha¬ 
ben. Weil sich aus der Wut Widerstand 
entwickelt hat. Weil der Widerstand 
über nationale Grenzen hinweg orga¬ 
nisiert werden konnte. Weil der Wider¬ 
stand nicht nur auf virtueller Ebene 
stattfand, sondern auf die Straße ge¬ 
tragen wurde. Michael Maercks 


Der Fiskalpakt ist eine „Kriegserklärung“ 

9. DKP-Parteivorstandstagung berät und beschließt den politischen Hauptantrag zum Parteitag 


Am 7. Juli beriet in Essen der Par¬ 
teivorstand. Aufgabe war es, den 20. 
DKP-Parteitag inhaltlich und orga¬ 
nisatorisch weiter vorzubereiten, den 
politischen Hauptantrag zu diskutie¬ 
ren und zu beschließen. Zuvor hatte 
das Sekretariat einhellig beschlossen 
den Antrag dem Vorstand vorzulegen. 
Im einleitenden Referat verwies Nina 
Hager auf aktuelle Herausforderun¬ 
gen: Mit dem Fiskalpakt soll in EU- 
Europa die reaktionäre neoliberale 
Politik der Deregulierung, der Priva¬ 
tisierung, des Grundrechteabbaus be¬ 
schleunigt und endgültig festgeschrie¬ 
ben werden. Beschnitten werden die 
staatlichen Investitionen. Erzwungen 
wird eine Sparpolitik in der noch we¬ 
niger Platz ist für Bildung, Kultur, für 


Renten, von denen Menschen leben 
können, für eine Gesundheitspolitik, 
die diesen Namen auch verdient. 

In einer Erklärung der DKP, die be¬ 
reits auf der 7. PV-Tagung im Februar 
verabschiedet worden war, heißt es: 
„Der ,Fiskalpakt 4 ist eine Kriegser¬ 
klärung zur Zerstörung öffentlicher 
sozialer Dienstleistungen und grund¬ 
legender sozialer Arbeiterrechte und 
politischer Rechte der Bürger Euro¬ 
pas ...“ (siehe auch UZ vom 6. Juli, 
S. 4) 

Im Antrag wird darauf orientiert, den 
Widerstand zu verstärken. Insbeson¬ 
dere muss der Kampf um die Vertei¬ 
digung und Durchsetzung politischer 
Grundrechte intensiviert werden. 


In der Diskussion wurde unter ande¬ 
rem über Erfahrungen der betriebli¬ 
chen Kämpfe vor Ort wie internatio¬ 
nal berichtet. Verwiesen wurde - auch 
im Referat - darauf, dass durch die So¬ 
lidarität und den Widerstand erreicht 
werden konnte, dass die Kündigung 
der 1 000 Damper Mitarbeiter - vor¬ 
läufig - zurückgenommen werden 
musste. Mit dieser Entlassung wurde 
jedoch eine Tür geöffnet, um Streiken¬ 
de einzuschüchtern. (Siehe auch S. 2) 
Die Versuche, engagierte Betriebs¬ 
und Personalräte zu entlassen, neh¬ 
men zu. 

Eine große Mehrheit sah im vorlie¬ 
genden Antragsentwurf eine gute 
Grundlage für die Diskussion in den 
Parteigliederungen, aber auch für die 


politische Orientierung der Partei auf 
Aktionen. Es gab auch einzelne ab¬ 
lehnende Beiträge. Für den Antrag 
stimmten 21 Genossinnen und Ge¬ 
nossen, fünf dagegen, zwei enthielten 
sich. Eine Redaktionsgruppe wurde 
eingesetzt, die den Antrag jetzt über¬ 
arbeitet. 

Der Antrag sollte in allen Gliede¬ 
rungen umfassend diskutiert werden, 
nicht nur eigene Anträge sollten ge¬ 
stellt, sondern auch Anregungen wei¬ 
tergegeben werden. 

Der Parteivorstand beschloss eine Re¬ 
solution zu den Ereignissen in Para¬ 
guay (siehe S. 7) und beriet über fi¬ 
nanzielle Fragen im Zusammenhang 
mit der Vorbereitung des Parteitags. 

Nina Hager 



Massenproteste gegen 
Kernenergie in Japan 

In Japan formiert sich Massenwider¬ 
stand gegen die Kernernergie. Die 
ersten Aktionen nach dem GAU 
von Fukushima wurden nur von ei¬ 
nigen Hunderten getragen. Doch er 
wuchs ständig, auch wenn die Medi¬ 
en die Proteste häufig totschweigen. 
Während in diesem Jahr am 11. März 
12 000 in Tokio auf die Straße gin¬ 
gen (siehe unser Foto), waren es am 
29. Juni 200 000. Und das, obwohl in 
Japan die Aktionen von der Polizei 
systematisch kriminalisiert werden. 
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Systemrelevant 

Für ein System, das eine Bank für sys¬ 
temrelevant erklärt, stellt sich die Frage, 
ob das System relevant ist. 

Herr Wiesmüller 
Abstimmungsverhalten 

Wenn man sich den Fiskalpakt betrach¬ 
tet, weiß man endlich, was es bedeutet, 
wenn man gelegentlich besser mit den 
Füssen abstimmt. Etwas Treffenderes 
als die Notwendigkeit des Zertrampeln 
dieses Gesetzes fällt einem dazu näm¬ 
lich nicht ein. 

++letzte meldung+++letzte 
meldung+++letzte meldung+++ 

Fahndungsauf ruf 

Berlin : Der Verfassungsschutz hat 
nach dem Bekanntwerden der NSU- 
Mordserie offenbar zum gleichen Zeit¬ 
punkt die gleichen Akten vernichtet wie 
die NSU. 

Die Staatsanwaltschaft schließt in die¬ 
sem Zusammenhang eventuelle Zu¬ 
sammenhänge nicht mehr aus und 
ruft die Bevölkerung eindringlich auf: 
Wer etwas offiziell nicht gesehen hat, 
möge es auch weiterhin für sich behal¬ 
ten. - Gerade jetzt sind klammheimli¬ 
che Ruhe und Verschwiegenheit erste 
Bürgerpflicht. 

Das Letzte zur 
Gesundheitsreform 

... und nun noch eine wichtige Durch¬ 
sage an alle Ärzte: 

Auch wenn es durch ein aktuelles Ge¬ 
richtsurteil inzwischen legal ist, dass 
Sie als Ärzte von Pharmaunterneh¬ 
men bestochen werden, empfehlen wir 
Ihnen, dies nicht während der Sprech¬ 
stundenzeiten zu pflegen. 

Es könnte sonst sein, dass dies bei Ih¬ 
ren Patienten möglicherweise einen 
schlechten Eindruck hinterlässt. - 
Lassen Sie sich während der Sprech¬ 
stunden lieber weiterhin nur von Ihren 
Privatpatienten bestechen. Das hat in 
Deutschland eine lange Tradition und 
kommt immer gut an. BestechungsZah¬ 
lungen können übrigens bei Patienten 
auch auf der elektronischen Gesund¬ 
heitskarte verbucht werden. 

Und bei mehr als 10000 Euro im Jahr 
können Sie Bonuspunkte ausgeben. 

Korrektur 

Berlin: ... zum Schluss noch eine Rich¬ 
tigstellung: Wie gestern in den Nach¬ 
richten irrtümlich behauptet wurde, 
erhöht das Bundeskabinett mit sofor¬ 
tiger Wirkung nicht seine Sitzbezüge, 
sondern nur seine Bezüge. 

Und nun weitere Gewinnzahlen aus 
dem Parlament... Werner Lutz 
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Kolumne von Christian Koberg 

Streikrecht erfährt ganz 
neue Wertschätzung 



Beim Tarifkampf im Helios/Damp 
Konzern ist ein wichtiges Etappen¬ 
ziel erreicht: Die Kündigungen sind 
erst einmal vom Tisch. 

Das ist das Ergebnis des Kampfes der 
Beschäftigen der Zentralen Service 
Gesellschaft (ZSG) im Klinikkon¬ 
zern. Ein Ergebnis, welches deutlich 
macht: Wer kämpft kann verlieren - 
Wer nicht kämpft hat schon verloren. 
Die Beschäftigten haben wichtige Er¬ 
fahrungen gesammelt. Sie haben in 
einem intensiven und von viel Solida¬ 
rität unterstützten Arbeitskampf die 
Konzernführung in die Schranken 
gewiesen. Ihre Arbeitsplätze sind für 
die nächsten 18 Monate durch eine 
Weiterbeschäftigungsgarantie gesi¬ 
chert. Wer in eine der zwei neu ge¬ 
gründeten Gesellschaften wechselt, 
erfährt keine Gehaltskürzungen, 
aber auch keine Erhöhungen. Insge¬ 
samt wurde am 4. Juli ein Tarifvertrag 
von den Gewerkschaften ver.di und 
NGG vereinbart, der den über 5 500 
Beschäftigten des Helios/Damp-Kon- 
zern höhere Löhne, mehr Urlaubs¬ 
und Weihnachtsgeld zum Teil auch 
Verbesserungen in einigen Arbeits¬ 
bereichen bringt. 

Ergebnisse, die ohne den kämpfe¬ 
rischen Einsatz und der breiten So¬ 
lidarität nicht möglich wären. Das 
alles darf nicht darüber hinwegtäu¬ 
schen, dass der Konzern in einem Ta¬ 
rifkampf mit den Kündigungen aller 
Kolleginnen der ZSG alle Mitarbei¬ 
terinnen vor die Tür setzen wollte. 
Die DKP nennt es „den Rückfall in 
frühkapitalistische Zustände. Es ist 
einer der brutalsten Angriffe auf das 


Streikrecht seit 1945.“ Diese Bewer¬ 
tung wird übrigens auch von vielen 
schleswig-holsteinischen Medien ge¬ 
teilt. 

Weil es der Konzernspitze um maxi¬ 
malen Profit geht, ist ihr jedes Mittel 
recht. Nur der geballte Widerstand 
von Beschäftigten und Patienten und 
die breite Solidarität unter Führung 
der zuständigen Gewerkschaften hat 
sie gestoppt. Jetzt ist weiter Wach¬ 
samkeit gefordert, denn die Arbeitge¬ 
ber haben nicht die gute Arbeit und 
Rechte der Beschäftigten anerkannt, 
sondern mussten dem Druck nach¬ 
geben, um nicht ganz das Gesicht zu 
verlieren. 

Die bürgerlichen Kieler Nachrich¬ 
ten bewerten den Kompromiss unter 
der Überschrift: „Von Einsicht keine 
Spur“ wie folgt: „Helios hat die Kün¬ 
digungen nicht zurückgezogen weil 
man sie für falsch oder widerrechtlich 
hält. Sie sind nur vom Tisch, weil man 
sie nicht mehr benötigt. Das Ende 
der ZSG ist eine unternehmerische 
Entscheidung, die die Gewerkschaf¬ 
ten hinnehmen müssen. Immerhin 
sah man sich dabei zu massiven Zu¬ 
geständnissen an die Arbeitnehmer 
genötigt. Auch wenn der öffentliche 
Druck angeblich keine Rolle gespielt 
hat.“ Am Schluss des Artikels heißt 
es: „Das Streikrecht erfährt dank He¬ 
lios eine ganz neue Wertschätzung.“ 
Dem ist zuzustimmen. Deshalb heißt 
es wachsam bleiben. Ein wirkliches 
demokratisches Streikrecht wie in 
anderen westeuropäischen Ländern 
muss noch erkämpft werden. Nicht 
nur die Kommunisten sollten diese 
Erkenntnisse und die Erfahrungen 
dieses Arbeitskampfes nutzen. Alle 
Aktionen von Beschäftigten gegen 
Unternehmerwillkür für bessere 
Löhne und Arbeitsbedingungen müs¬ 
sen soldarisch unterstützt werden. 
Solidarität benötigen viele Beschäf¬ 
tigte im Gesundheitswesen, so die 
Servicekräfte des Askleplos-Klinik- 
konzerns auf Sylt, wo 350 Mitarbei¬ 
terinnen um mehr Lohn und bessere 
Arbeitsbedingungen kämpfen. Das 
gilt auch für die vielen Tausend Be¬ 
schäftigten kirchlicher Einrichtun¬ 
gen, denen die normalen gesetzlichen 
Arbeitskampfmöglichkeiten wie das 
Recht zu Streiken vorenthalten wird. 


U35 wird weiter abgehängt 


Neuauflage einer IG-Metall-Studie zur Lage der Jugend zeigt: 
Armut und prekäre Beschäftigung nehmen zu 
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Prekäre Beschäftigung und Niedrig¬ 
löhne sind für Jugendliche keine Rand¬ 
erscheinung, sondern zunehmend prä¬ 
gend. Jeder dritte unter 35-Jährige ar¬ 
beitet zur Zeit in einem unsicheren 
Beschäftigungsverhältnis - Tendenz 
steigend. Das ist das Ergebnis der An¬ 
fang Juli zum dritten Mal vorgelegten 
Studie der IG Metall „Lage und Zu¬ 
kunftserwartungen der jungen Gene¬ 
ration“, für die zwischen 14- und 35- 
Jährige befragt wurden. Die Studie 
zeigt auch, dass die Kluft zwischen jun¬ 
gen und älteren Beschäftigten wächst, 
dass Jugendliche immer rasanter abge¬ 
hängt werden. 

Insgesamt 32 Prozent der unter 35-Jäh¬ 
rigen arbeiten befristet, in Leiharbeit 
oder in einer Arbeitsbeschaffungsmaß¬ 
nahme. Das ist im Vergleich zum Zeit¬ 
punkt der vorangegangenen Erhebung 
2009 eine Zunahme um vier Prozent¬ 
punkte. Umgekehrt ist die Anzahl der 
prekär Beschäftigten über 35 Jahren in 
diesem Zeitraum gesunken. Damit hat 
sich der Graben zwischen der jungen 
und der älteren Generation in Sachen 
prekärer Beschäftigung laut IG Metall 
in den letzten 18 Monaten noch einmal 
vertieft. 

Erstmals wurde in der Befragung 
Lohndumping durch sogenannte 
Werkverträge thematisiert. In den 
Betrieben werden zunehmend Berei¬ 
che ausgelagert, deren Leistungen an¬ 
schließend über Werkverträge wieder 
eingekauft werden. Die betriebsfrem¬ 
den Arbeiterinnen und Arbeiter wer¬ 
den in aller Regel deutlich unter Tarif 
bezahlt. Damit haben die Unterneh¬ 
men nach der Leiharbeit, in der inzwi¬ 
schen Mindestlöhne gezahlt werden 
müssen, eine neue Möglichkeit gefun¬ 
den, Löhne zu drücken und Stammbe¬ 
legschaften zu dezimieren. 20 Prozent 
der Befragten unter 35 Jahren gaben 
an, „bisher überwiegend auf der Ba¬ 
sis von Werkverträgen gearbeitet“ zu 
haben. 

Ob Leiharbeit, Werkvertrag, befriste¬ 
te Jobs, ABM oder Minijob, das Geld 
reicht nicht aus. Etwa jeder vierte jun¬ 
ge Beschäftigte hat noch einen oder 
mehrere Nebenjobs zusätzlich, um den 
Lebensunterhalt bestreiten zu können. 
55 Prozent der unter 35-jährigen Er¬ 
werbstätigen erhält brutto weniger als 
2 000 Euro. Bei den über 35-Jährigen 
liegt dieser Anteil bei 47 Prozent. Das 


bedeutet, vor allem die Jugend wird 
zunehmend in den Niedriglohnbereich 
abgedrängt. 

Dramatisch ist der Anstieg der ALG- 
II-Bezieher unter jungen Erwerbslo¬ 
sen um sieben Prozent. Dies ist laut IG 
Metall eine Folge des Anstiegs der pre¬ 
kären Beschäftigungsformen, aus de¬ 
nen keine oder zu geringe Ansprüche 
auf ALGI entstehen. Die Betroffenen 
rutschen deshalb überproportional di¬ 
rekt in den Bezug von Hartz-IV ab. 
Keine Änderungen gibt es auf dem 
Ausbildungsmarkt. Nach wie vor hat 
etwa ein Drittel keinen Ausbildungs¬ 
platz gefunden, der den eigenen Wün¬ 
schen und Neigungen entsprach; jeder 
vierte Befragte hatte Probleme, über¬ 
haupt einen Ausbildungsplatz bzw. ei¬ 
nen Studienplatz zu finden. Insbeson¬ 
dere Hauptschulabsolventen haben 
nur geringe Chancen auf einen Aus¬ 
bildungsplatz im dualen System: diese 


werden zu zwei Dritteln mit Absolven¬ 
ten mit mittlerem Schulabschluss bzw. 
Abitur besetzt. Damit, so die Studie, 
ist zwangsläufig eine weitere Polari¬ 
sierung der generellen Berufschancen 
verbunden. Offiziellen Angaben zufol¬ 
ge haben 17 Prozent der jungen Men¬ 
schen zwischen 20 und 29 Jahren über¬ 
haupt keinen Berufsabschluss. 

Die IG-Metall-Studie zeigt auch: so¬ 
genannte Brüche wie Arbeitslosigkeit, 
mehrere ungewollte Arbeitsplatz¬ 
wechsel und die prekären Beschäfti¬ 
gungsformen gehen nicht spurlos an 
Jugendlichen vorbei. Etwa neun von 
zehn Befragten meinen, dass solche 
Beschäftigungsverhältnisse über einen 
längeren Zeitraum zu psychischen Be¬ 
lastungen führe. Mehr als vier von fünf 
fürchten, dass sie als prekär Beschäf¬ 
tigte zum Beispiel bei der Wohnungs¬ 
suche diskriminiert werden. 

Wera Richter 


Mindestlohn in der Erwerbslosenindustrie 

Transfergesellschaften und Bildungseinrichtungen gehören zu den Gewinnern der Krise 


Mindestlöhne für Niedrigstlöhner sind 
das Mindeste: Ob Bauarbeiter, Gebäu¬ 
dereiniger ganz egal, inzwischen gel¬ 
ten in 13 Branchen Lohnuntergren¬ 
zen. Nun kommen die „Arbeitslosen¬ 
bildner“ dazu, also die Menschen, die 
Arbeitslose aus- und weiterbilden. Sie 
erklären, wie man einen Lebenslauf 
fehlerfrei schreibt oder Computerpro¬ 
gramme bedient. 

Löhne zwischen 1 200 bis 1 500 Euro 
brutto im Monat für eine 39-Stunden- 
Woche - also zwischen 7,60 oder 9,60 
Euro Bruttostundenlohn waren bislang 
keine Seltenheit für diese Kolleginnen. 
Nach einem jahrelangen Tauziehen mit 
den schwarz/gelben Koalitionären des 
Kapitals kam es nun endlich für die 
rund 30 000 Beschäftigten zumindest 
in einem wichtigen Sektor der Er¬ 
werbslosenindustrie - nämlich für die 
Beschäftigten der Aus- und Weiter¬ 
bildungsträger - zur Zustimmung des 
Bundeskabinetts zum Verordnungs¬ 
entwurf aus dem Bundesministeri¬ 
um für Arbeit und Soziales, der einen 
allgemeinverbindlichen Mindestlohn 
für das pädagogische Personal in der 
Weiterbildungsbranche festsetzt. Ab 
1. August 2012 gilt in dieser Branche 
ein Mindestlohn von 12,60 Euro pro 
Stunde (West) und 11,25 Euro pro 


Stunde (Ost). Damit gehören die bis 
jetzt branchenüblichen Dumpinglöhne 
der Geschichte an. 

Die jetzt festgelegten Mindestlöhne 
dürfen nicht die letzte Stufe der Lohn¬ 
entwicklungstreppe bleiben. Auch das 
Ost-West-Lohngefälle muss endlich 
weg. Darüber hinaus müssen sich im 
Interesse der Beschäftigten und auch 
derer, die auf öffentlich geförderte 
Weiterbildungsmaßnahmen angewie¬ 
sen sind, die Vergabebedingungen für 
Weiterbildungsmaßnahmen der Bun¬ 
desagentur für Arbeit endlich an der 
Qualität statt am niedrigsten Preis ori¬ 
entieren. 

Transfergesellschaften und berufli¬ 
che Bildungseinrichtungen dürfen 
kein Tummelplatz unseriöser Anbie¬ 
ter bleiben. Bildung braucht Qualität 
und Qualität hat ihren Preis. Es war ein 
Skandal, dass Weiterbildner Kurse für 
Erwerbslose gaben und selbst oft nur 
am oder unter dem Existenzminimum 
lebten. 

Die Arbeitslosigkeit 
nährt ihre Verwalter 

Von der Weiterbildung von Arbeitslo¬ 
sen lebt eine ganze Industrie. Die so¬ 
genannten Transfergesellschaften zäh¬ 
len mit Millionenaufträgen für Schu¬ 
lungen und Weiterbildungskursen von 


Arbeitslosen und von Arbeitslosigkeit 
Bedrohten zu den heimlichen „Gewin¬ 
nern“ der Krise: Ihre Leistungen wer¬ 
den aus öffentlichen Geldern bezahlt. 
Davon stammt ein Teil aus Beitrags¬ 
mitteln der Bundesagentur, den Kolle¬ 
gen selbst und auch aus Steuergeldern. 
Auf diesem „Markt“ gibt es nur einen 
Nachfrager, den Staat. 4,2 Milliarden 
Euro betrug 2010 der Topf der Bun¬ 
desagentur für Bildungsleistungen. Die 
Geschäftsidee der Bildungsfirmen ist 
simpel: Kaum ist ein Betrieb insol¬ 
vent, sind sie schon da, die Transferge¬ 
sellschaften. Sie bieten an, entlassene 
Arbeiter weiterzubilden und neue Jobs 
für sie zu finden. Doch allzu oft werden 
die öffentlichen Fördergelder nutzlos 
in Profite verwandelt. Auf der ande¬ 
ren Seite investieren die Kollegen ihre 
Abfindung oder zumindest Teile davon 
in die Hoffnung auf eine bessere Zu¬ 
kunft. Dafür erhalten sie für die Dauer 
von bis zu zwölf Monaten einen Platz 
in der Transfergesellschaft zur „Quali¬ 
fizierung“. Sie bekommen dann 67 Pro¬ 
zent des letzten Netto-Lohns von der 
Arbeitsagentur und der Betriebsplei¬ 
tier stockt auf 80 Prozent auf. Ob sich 
ihr persönliches Opfer lohnt steht in 
den Sternen. Für nicht wenige Trans¬ 


fergesellschaften zählt der Profit und 
nicht das Wohl der Kollegen. 

Den gewichtigen Sektor des Bildungs¬ 
marktes teilen sich zu einem Gutteil 
die großen gewerkschafts- oder un¬ 
ternehmernahen Weiterbildungsinsti¬ 
tute. Bis zu 5 000 Euro pro „Kunde“ 
können Transfergesellschaftsbetreiber 
vom ehemaligen Arbeitgeber und aus 
öffentlichen Töpfen bekommen, um 
Qualifizierungsprogramme einzukau¬ 
fen. Bei mindestens 150 000 Betroffe¬ 
nen pro Jahr geht es also um ein Vo¬ 
lumen von mindestens 750 Millionen 
Euro. Dazu kommen mehr als 200 Mil¬ 
lionen Euro, die die Arbeitsagentur in 
diesen Sektor pumpt. Transfergesell¬ 
schaften sind also im realexistieren¬ 
den Kapitalismus eine profitable Pro¬ 
fitquelle. Einzige Voraussetzung, um 
eine Transfergesellschaft zu gründen: 
Arbeitgeber und Betriebsrat müssen 
sich einig sein und dafür einen Dritten 
als Träger zur Durchführung der Maß¬ 
nahme finden. 

Keine Mindeststandards 

Dafür kommt Jeder in Frage, der ein 
einigermaßen systematisches Weiter¬ 
bildungskonzept vorzeigen kann. Bis¬ 
lang herrscht der unappetitliche Zu¬ 
stand, dass ein Bildungsanbieter we¬ 
der eine Erfolgsquote noch gewisse 


Mindeststandards erfüllen muss. Hat 
er den Auftrag, gilt es für die Bildungs¬ 
unternehmer dann von dem zu Verfü¬ 
gung stehenden Fördergeld möglichst 
viel für sich zu behalten. Daher leidet 
die Fortbildung, je rigoroser an ihr ge¬ 
spart wird, desto größer ist der Profit. 
Und daher definiert jeder Anbieter für 
sich, ganz legal, was er unter Weiterbil¬ 
dung versteht: Ob einfacher PC-Kurs 
oder z. B. ein teurer Führerschein - das 
entscheidet jede Weiterbildungsein¬ 
richtung selbstherrlich. Die Zuschüs¬ 
se jedenfalls sind die gleichen! 

Die ver.di-nahe Deutsche Angestellten 
Akademie oder das Berufsförderungs¬ 
werk, (bfw) des DGB gehören zu den 
größten auf dem Sektor in Deutsch¬ 
land. Die machen in der Regel einen 
guten Job. Nach Schätzungen von Ex¬ 
perten gibt es mehr als 1 000 kleine¬ 
re gewerkschaftsnahe Einrichtungen. 
Aber auch Industrie- und Handels¬ 
kammern, Arbeitgeberverbände be¬ 
sitzen eigene Institute der beruflichen 
Weiterbildung. 

Eine Untersuchung der DGB-eigenen 
Hans-Böckler-Stiftung ergab übrigens, 
dass nur rund 44 Prozent der Transfer- 
Teilnehmer am Ende der Maßnahme 
an neue Jobs kam. 

Manfred Dietenberger 
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Der Wolfsburger Markenmulti 

„VW schnappt zu!“ 


Mindestlohn für Pflegeberufe wird unterwandert 

Zahl der Leiharbeiter verfünffachte sich in wenigen Jahren 


„Nun klappt der Jahrhundert-Deal“, 
jubelt „Bild“, „mit einem Milliarden- 
Steuertrick.“ Finanziell gesehen sei 
der „Jahrhundert-Coup“ ein „un¬ 
glaublicher Schachzug“. Die Wolfs¬ 
burger nutzten ein „Schlupfloch in der 
Steuergesetzgebung“ und vermieden 
„1,5 Mrd. Euro Abgaben an den Staat“. 
Da wird in den Zeitungen mit den gro¬ 
ßen Lettern doch gern der Untergang 
des Abendlandes beschworen. Wenn 
jemand mal beim Nachbarn den Gar¬ 
tenzaun repariert, oder ein Ver-Hartz- 
ter ein paar Euro Stütze über dem 
physischen Existenzminimum bekom¬ 
men hat. Wenn der Furor Teutonicus 
gegen die türkische Kinderschwem¬ 
me, arbeitsscheue Arbeitslose oder 
Ouzo-saufende Griechen mobilisiert 
werden soll - immer kämpft der Bou¬ 
levard beharrlich als unerschrockener 
Verteidiger der deutschen Staatskas¬ 
se. Seltsamerweise herrscht genau da 
betretene Funkstille, wo es immerhin 
um rund dreißig mal mehr Kohle geht, 
als alle „Hartz-Betrüger“ zusammen 
im letzten Jahr angeblich unberechtigt 
abgegriffen haben. 

Nachdem die Banken im Mai 2009 
Wendelin Wiedeking an der feindli¬ 
chen Übernahme von VW scheitern 
ließen, war klar, dass - früher oder spä¬ 
ter - Porsche von VW geschluckt wer¬ 
den würde. Die Spekulation mit den 
knapp werdenden VW-Aktien hatte 
reichlich Sumpf-Blüten getrieben und 
das Papier bis über die 1000-Euro- 
Marke katapultiert. Aber das Konzept 
des Markenmulti unter dem Dach der 
Volkswagen AG erschien letztlich wohl 
überzeugender als Porsches „integrier¬ 
ter Automobilkonzern“. Andererseits 
hätte selbst eine so profitable Marke 
wie Porsche ohne die Ressourcen ei¬ 
nes Weltkonzerns als Nischenprodu¬ 
zent ziemlich winzig vor den Heraus¬ 
forderungen des technologischen wie 
ökonomischen Umbruchs gestanden. 
Wenn klar war, dass VW Porsche schlu¬ 
cken würde, so war aber ebenso klar, 
dass die Wolfsburger, wie die meisten 
Großkonzerne, zu entschiedenen An¬ 
hängern der durch die rosa-olivgrünen 
„Reformen“ geradezu zur Religion er¬ 
hobenen Steuervermeidungsmentali- 
tät geworden waren. Hier hatte nie¬ 
mand die Absicht, an dem Deal mit 
Porsche auch noch die Staatskassen 
zu beteiligen. Steuerneutralität hieß 
daher die wichtigste Bedingung. 


Derzeit sind in Deutschland rund 2,25 
Millionen Menschen pflegebedürftig. 
Bis 2050 wird ihre Zahl auf über vier 
Millionen anwachsen. Um Pflegebe¬ 
dürftige gut zu versorgen und zu be¬ 
treuen, bedarf es neben optimaler ma¬ 
terieller Ausstattung, besonders fach¬ 
kundigen und sensiblen Personals. 
Der Pflegealltag aber ist geprägt von 
Überstunden, körperlicher und psy¬ 
chischer Überforderung und mieser 
Bezahlung. Das belegt eine Umfrage 
der Gewerkschaft ver.di. Die Dienst¬ 
leistungsgewerkschaft hatte sich unter 
tausenden Auszubildenden in der Ge- 
sundheits- und Krankenpflege umge¬ 
hört, die meisten von ihnen kamen aus 
B aden-Württemberg. 

Viele Auszubildende beklagen sich, 
dass ihre Praxisleiter zu wenig Zeit 
mitbringen. In manchen Betrieben 
bekommen die Jungpfleger keinen 
Ausbildungsplan vorgelegt - in der 
Altenpflege waren es 37,4 Prozent der 
Befragten -, und in vielen Kranken¬ 
häusern müssen die Auszubildenden 
bei Personalmangel auf den Nachbar¬ 


VW besitzt die Hälfte (49,9 Prozent) 
von Porsche. Kauft der Konzern die 
restlichen 50,1 Prozent fallen Steuern 
an, wie beim Kauf einer Currywurst. 
VW zahlt dafür an die Porsche Holding 
wohl etwa 4,46 Mrd. Euro. Im Gegen¬ 
satz zum Kauf einer Currywurst ist der 
Kauf eines Unternehmens aber Ver¬ 
handlungssache. Das Eigenkapital von 
Porsche bewegt sich (incl. Verkaufser¬ 
gebnis) bei 30 Mrd. Euro. Da erschei¬ 
nen 4,46 Mrd. für 50,1 Prozent trotz ei¬ 
niger Risiken nicht gerade übertrieben. 
Auch steuerrechtlich gibt es, sagen wir, 
Gestaltungsspielraum. Zuerst hatten 
sich die Finanzbehörden wohl wenig 
geschmeidig gezeigt. „Die Ministeri- 
albürokratie sei momentan offenbar 
nicht entscheidungsfähig“, sei laut Ma¬ 
nager-Magazin aus der Konzernzen¬ 
trale zu hören gewesen. Inzwischen ist 
diese Hartleibigkeit überwunden. Ein 
im Januar dieses Jahres veröffentlich¬ 
ter Umwandlungssteuererlass 2011 
macht es offenbar möglich. Mit Ein¬ 
verständnis (es ließe sich auch deutli¬ 
cher formulieren) vor allem der baden- 
württembergischen Finanzbürokratie 
wird durch das Verschieben einer Ak¬ 
tie aus dem Verkauf eine Umwand¬ 
lung. Und aus einer Forderung von 1,5 
Milliarden eine Art freiwillige Spende 
von 100 Millionen. „Entsprechend der 
Zielsetzung des Umwandlungssteuer¬ 
gesetzes können daher aus Sicht der 
Unternehmen steuerliche Belastungen 
vermieden werden“, wird ein Sprecher 
des nun entscheidungsfähigen BW-Fi- 
nanzministers Nils Schmid (SPD) zi¬ 
tiert. Nun, Ziel erreicht. 

Schon im Frühjahr hatte VW die 
Schlagzeilen gestürmt: Vorstandschef 
Martin Winterkorn hatte unter dem 
vernehmlichen Geraune aus der Ma¬ 
nageretage die Höchstmarke der Zunft 
auf 17,4 Mio. Euro heraufgeschraubt. 
Selbst DB-Chef „Joe“ Ackermann hat¬ 
te es nicht zweistellig geschafft. Für 
diesen satten „Schluck aus der Pulle“ 
hatten die Arbeiterinnen und Arbei¬ 
ter der VW-AG ordentlich geschuftet 
und einen Konzernprofit von 15,8 Mrd. 
Euro in 2011 ermöglicht. Die Stamm¬ 
belegschaft erhielt einen Bonus von 
jeweils 7 500 Euro. Der achtköpfige 
VW-Vorstand insgesamt 70 000 000. 
Ein Plus von 89 Prozent zum Vorjahr. 
In der Entwicklung der VW-AG 
kommt die Beschleunigung des Kon¬ 
zentrations- und Zentralisationspro¬ 


stationen aushelfen. 38,2 Prozent der 
in der Altenpflege Befragten gaben an, 
regelmäßig Überstunden schinden zu 
müssen, in der Gesundheits- und Kran¬ 
kenpflege waren es 17,4. 

Und nach der Ausbildung verschlech¬ 
tert sich ihre Lage noch deutlich. Die¬ 
se chronische Überlastung der Pflege¬ 
kräfte bleibt aber nicht ohne Folgen: 
Im Branchenvergleich hegen die Pfle¬ 
gekräfte bei den Krankheitsquoten im 
Spitzenfeld, psychische Erkrankungen 
bis hin zum Burnout nehmen deutlich 
zu. Pflege verlangt von den dort Be¬ 
schäftigten mehr als ihrer Gesundheit 
gut tut und ist dazu häufig noch mies 
bezahlt wird. Daher müssen die Ar¬ 
beitsbedingungen in der Pflege deut¬ 
lich verbessert werden. 

Aber qualifizierte Pflege muss auch an¬ 
gemessen bezahlt werden. Der in der 
Pflegebranche geltende gesetzliche 
Mindestlohn - im Westen 8,50 Euro, im 
Osten 7,50 Euro - ist mehr als unzurei¬ 
chend. Auch die Erhöhungen jeweils in 
Höhe von 25 Cent ab Januar 2012 und 
ab Juli 2013 kommt dem nicht nach 


und verhindert weiteres Lohndum¬ 
ping schon gar nicht. In der Industrie 
wird zur Profitsteigerung gerne rati¬ 
onalisiert. Der Dienst am Menschen 
lässt sich aber kaum rationalisieren. 
Aber in ihrer Gier nach mehr Profit 
werden auch Gesundheitskapitalisten 
erfinderisch. Daher stellen sie in den 
Alten- und Pflegeheimen immer mehr 
Leiharbeiter als Pflegekräfte ein. Die 
verdienen deutlich weniger und wer¬ 
den immer mehr. 

2005 waren „lediglich“ 3 196 Leihar¬ 
beiter in Gesundheits- und Pflegeberu¬ 
fen tätig, 2011 schon 16 350, also rund 
fünf Mal so viel. Die größte Gruppe 
unter den gut 16 000 Leiharbeitern der 
Branche bildeten Mitte 2011 Helfer in 
der Krankenpflege (5 554), gefolgt von 
Sozialarbeitern und -pflegern (5 150). 
In diese Kategorie fallen in der Statis¬ 
tik auch die Altenpfleger. Ihr Durch¬ 
schnittslohn lag bei nur rund 1 600 
Euro brutto im Monat. 

Etwa zwei Drittel der Leiharbeiter be¬ 
kommen ein Gehalt unterhalb der bun- 
deseinheitlichen Niedriglohnschwefle, 


die für einen Alleinstehenden bei 1 802 
Euro hegt. Der Durchschnittsverdienst 
im Gesundheits- und Sozialwesen be¬ 
trug Ende 2010 hingegen 2 456 Euro 
brutto im Monat. 

Der Gesundheitsmarkt ist im Kapita¬ 
lismus aber ein Markt wie jeder an¬ 
dere und daher nicht am Menschen, 
sondern am Profit orientiert. Beschäf¬ 
tigte im sozialen Bereich werden von 
ihren Dienstherren nur als belastender 
Kostenfaktor geführt, den es möglichst 
klein zu halten gilt. 

Es ist an der Zeit für eine gesellschaft¬ 
liche Debatte über den Wert der Pfle¬ 
ge. Die Pflegetätigkeit wird von den 
Pflegebedürftigen hoch geschätzt. In 
Sonntagsreden auch von der Politik. 
Der erschreckende Anstieg der Leih¬ 
arbeit in Kliniken und Pflegeheimen 
dient nur der Profitmaximierung in der 
Gesundheitsindustrie. Die Patienten, 
ihre Angehörigen und die Beschäftig¬ 
ten sind die Verlierer. Daher: Schluss 
mit der Leiharbeit. Der Mensch geht 
vor Profit! 

Friedbert Dietmann 


Tarifforderungen 

beschlossen 

AWO-Kolleglnnen 
fordern 6,5 Prozent 

Am 2. Juli hat die ver.di-Tarifkommis- 
sion für die AWO-Unternehmen in 
NRW ihre Forderungen zur diesjähri¬ 
gen Tarifrunde beschlossen. Die Forde¬ 
rungen entsprechen im Wesentlichen 
denen des Öffentlichen Dienst vom 
Anfang dieses Jahres. Damit unter¬ 
streicht die Tarifkommission, dass die 
Beschäftigten in den AWO Unterneh¬ 
men nicht von der Entwicklung im öf¬ 
fentlichen Dienst abgekoppelt werden 
wollen. Die erste Verhandlung ist für 
den 28. August angesetzt. 

In einen ersten Tarif-Info stellt ver.di 
fest: „Unsichere (prekäre) Arbeitsver- 
hältnisse müssen bei der AWO vermie¬ 
den werden. Dazu soll die AWO sich 
verpflichten. Unnötige Befristungen, 
erzwungene Teilzeitarbeit, Leiharbeit, 
Werkverträge und zu viele Minijobs 
passen nicht zu einem Wohlfahrtsver¬ 
band mit sozialem Gewissen.“ 



zesses in der Kfz-Branche durch die 
„Globalisierung“ exemplarisch zum 
Ausdruck. Nach SEAT (1986) und 
Skoda (1991) begann der Konzern 
immer mehr Hersteller aufzukaufen. 
Die Nobelmarken Bentley, Lambor¬ 
ghini und Bugatti, die Lkw- und Bus- 
Hersteller Scania, Neoplan und MAN, 
die Motorradlegende Ducati und nun 
Porsche komplettieren die Palette um 
die Stammmarken Volkswagen, Audi, 
sowie VW-Nutzfahrzeuge. Rund eine 
halbe Million Menschen arbeiten 
für einen Konzernumsatz, der mit 
159,3 Mrd. Euro in etwa der Hälfte des 
Bundeshaushaltes entspricht. 

Damit ist aus dem Ende der 
1930er Jahre von den Fa 
schisten mit beschlag¬ 
nahmten Gewerk¬ 
schaftsgeldern 
aufgebauten 
„Volkswagen¬ 
werk“, doch 
noch der er¬ 
sehnte „Global 
Player“ ent¬ 
standen. Zwar 
nicht durch die 
militärischen 
Glanztaten 
des vom Volks¬ 
oder KdF-Wa- 
gen-Konstrukteur 
Ferdinand Porsche 
konstruierten „Por¬ 
sche-Tigers“ (VK 
4501 (P)), sondern 

durch schlichte Kapitalak 
kumulation. Der Wegfall der 
Grenzen für Kapital- und Wa¬ 
renströme, die Rückeroberung jenes 
schon verloren geglaubten Drittels der 
Menschheit für die Mehrwertproduk¬ 
tion machen es möglich. Volkswagen 
ist zur weltweiten Nummer Zwei der 
Auto-Produzenten aufgestiegen. 

Die Goldgräber-Phase der großen 
Finanzkapitalien ist mit der Welt¬ 
wirtschaftskrise 2007 ff. allerdings zu 
Ende gegangen. Das „Wachstum für 
alle“ wurde vom „Wachstum auf Kos¬ 
ten der anderen“ abgelöst. Die VR 
China hat die USA als führendes Au¬ 
to-Land längst verdrängt. Zwar sind 
in den „Schwellenländern“ vor allem 
bei der konsumsüchtigen neureichen 
Mittel- und Oberschicht noch Verkauf¬ 
zuwächse möglich. Aber selbst in der 
Volksrepublik ist die Dynamik deut¬ 


lich geringer geworden. Mit 1,28 Mio. 
verkauften Pkw stieg der Verkauf im 
Mai gegenüber dem Vorjahresmonat 
zwar um 22,5 Prozent, aber das Ma¬ 
ximum von 1,53 Mio. Einheiten von 
Januar 2011 scheint vorerst jedenfalls 
kaum mehr erreichbar. 

Wesentlich ungemütlicher sieht es in 
der Südhälfte Europas aus. Der Pkw- 
Absatz in den Euro-Krisenstaaten 
(Portugal, Irland, Italien, Griechen¬ 
land, Spanien) ging vom Allzeithoch 
2007 im Durchschnitt um mehr als 
50 Prozent zurück. In Spanien betrug 


deutsche Pkw-Markt, wie der deutsche 
Einzelhandel insgesamt, flach wie ein 
Brett. Ebenso flach wie die Lohnent¬ 
wicklung. Hier sind trotz der bekann¬ 
ten Jubelmeldungen aus dem Wirt¬ 
schaftsministerium keine Wachstum¬ 
simpulse zu erwarten. 

Bislang konnten die deutschen Auto- 
hersteller strenge Umwehauflagen er¬ 
folgreich sabotieren. Viel C02 gleich 
viel Umsatz heißt hier die Devise. Kli- 
maschutz (BlueMotion Technologies) 
muss auch bei VW mit hohen Auf¬ 
preisen bezahlt werden. Hybrid und 
Elektro-Antriebe Fehlanzeige. Trotz 
aller Schaufensterprojekte (Ein-Li- 
ter-Auto) ist VW ziemlich kon¬ 
ventionell unterwegs. Nicht 
auszuschließen, dass der 
Wolfsburger Riese gleich 
von zwei Seiten un¬ 
ter Druck gerät. Von 
der Konjunktur 
und der 


der Absturz 
56,7 Prozent 
und in Griechen¬ 
land 83,5 Prozent. 

Mit der faktisch ver¬ 
fassungsrechtlichen 
Verankerung der Aus- 
teritätspolitik durch den 
Fiskalpakt einerseits und der 
spürbaren konjunkturellen Ab¬ 
kühlung andererseits dürften auch 
Wolfsburg die Auswirkungen dieser 
Sanierung mit dem Vorschlaghammer 
nicht entgehen. Abgesehen von Aus¬ 
reißern wie dem „Wiedervereinigungs¬ 
boom“ und der Abwrackprämie ist der 


Ökologie. Das 
könnte das breite Grinsen im Gesicht 
von Martin Winterkorn etwas schma¬ 
ler werden lassen. Ferdinand Piech ver¬ 
steht in diesen Dingen bekanntlich kei¬ 
nen Spaß. Klaus Wagener 
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Rentner besetzen ihre Villa 

Bis zu 50 Senioren haben am 29. Juni 
eine Villa in Berlin-Pankow besetzt. 
Einen Tag später sollte ihr Freizeit¬ 
treff wegen „Sparzwängen“ geschlos¬ 
sen werden. Seit Monaten hatten die 
Rentnerinnen und Rentner gegen den 
Beschluss des Bezirksamtes erfolglos 
protestiert. Schließlich haben sie Trans¬ 
parente „Wir bleiben alle“ und „Dieses 
Haus ist besetzt“ vor das Tor gehängt 
und Nachtwachen organisiert. Seitdem 
leben sie in ihrer Villa. 

Das Haus in der Stillen Straße war über 
Jahre der Treff für etwa 300 Pankower 
zwischen 65 und 96 Jahren. Sie spielten 
dort Schach und Canasta, besuchten 
Sprach- und Malkurse, tranken Kaffee 
zu kleinen Preisen und schmissen abends 
schon mal den Grill im Garten an. 
Dann war der Bezirk der Meinung, es 
fehle ein Notausgang und ein behin¬ 
dertengerechter Fahrstuhl. Die Villa 
müsse aufwendig saniert werden und 
die Kosten von mehr als zwei Millio¬ 
nen Euro könne man nicht aufbringen. 
Der Bezirk will das Haus in Top-Lage 
verscherbeln. Die Angebote und Kur¬ 
se für Senioren sollen auf den Bezirk 
verteilt werden. 

Die entschlossenen Rentnerinnen und 
Rentner wollen sich aber nicht ver¬ 
treiben lassen, sie wollen zusammen¬ 
bleiben. Ein Kompromiss, so sagen sie, 
wäre möglich, wenn geeignete Räum¬ 
lichkeiten für alle gefunden werden. 
Das Bezirksamt war von der Aktion 
überrascht: „Räumen werden wir auf 
keinen Fall“, ließ es mitteilen. Seit der 
Besetzung bekommen die Rentner täg¬ 
lich Grüße und Solidaritätsbesuche - 
nicht nur aus Pankow. -er 

Polizeiwillkür in 
Schöneweide 

Bei einer antifaschistischen Demon¬ 
stration am vergangenen Wochenen¬ 
de in Berlin-Schöneweide ist es gegen 
Ende zu Übergriffen durch die Polizei 
gekommen. Trotz des schlechten Wet¬ 
ters hatten sich am Samstag 300 Men¬ 
schen am S-Bhf. Schöneweide versam¬ 
melt und zogen lautstark durch den 
Kiez. Die Demonstration, welche bis 
zum Erreichen der Abschlusskundge¬ 
bung ohne nennenswerte Vorkommnis¬ 
se verlief, richtete sich gegen die dort 
ansässigen Nazistrukturen und die ras¬ 
sistische Hegemonie im Stadtteil. 

Die Demonstration zog vom S-Bhf. 
Schöneweide durch den Kiez, vorbei an 
den diversen Lokalen und Geschäften, 
welche der Naziszene zugeschrieben 
werden. Nazis unterhalten im Bezirk 
ein regelrechtes Netzwerk mit insge¬ 
samt neun Lokalitäten. 

Zu Beginn der Abschlusskundgebung 
am S-Bhf. Schöneweide griff die Berli¬ 
ner Polizei mehrfach die Demonstrati¬ 
on an und führte nach ersten Zählun¬ 
gen fünf Festnahmen „wegen Vermum¬ 
mung“ durch. Die Pressesprecherin des 
Bündnisses, Miriam Schneider, erhebt 
schwere Vorwürfe gegen die Berliner 
Polizei: „Bereits mehrfach sind Anti¬ 
faschistinnen aufgrund von Fotos, die 
am Rande von Antifa-Demos durch 
Nazis aufgenommen wurden, Ziel von 
Angriffen geworden. Der temporäre 
Schutz vor Fotografen der sogenannten 
,Anti-Antifa 4 stellt in diesem Kontext 
ein wirkungsvolles Mittel gegen diese 
Form der Einschüchterung dar. Dass 
die Berliner Polizei dies als Vorwand 
für Festnahmen nutzt, während die Pro¬ 
vokationen der Nazis ignoriert werden, 
verwundert mich allerdings nicht. Auf 
staatliche Stellen ist im Kampf gegen 
die Nazis kein Verlass, wie der aktuelle 
Skandal um die geschredderten NSU- 
Akten beim Verfassungsschutz zeigt “ 

Rot-Grün unterstützt 
CO-Pipeline 

Nicht ganz überraschend unterstützt 
die NRW-Landesregierung nunmehr 
offensiv die CO-Giftgas-Pipeline des 
Bayer-Konzerns. Nachdem mit Garreit 
Duin (SPD) ein Vertreter des rechten 
SPD-Flügels zum Wirtschaftsminister 
ernannt wurde, dürften Interessen der 
Wirtschaft zukünftig über alles gestellt 
werden. Bei allem sollte auch nicht ver¬ 
gessen werden, dass die Firma Bayer 
schon beim Bau der Pipeline über 80 
Verstöße gegen behördliche Vorgaben 
begangen hat. Man kann es drehen und 
wenden wie man will, die Bayer-CO- 
Pipeline birgt unkalkulierbare Risiken. 


_ Innenpolitik _ unsere zeit m 

„Von Karl Marx zu Judith Butler“ 

Frauenarbeitskreis der DKP tagte in Leverkusen 



Gruppenbild mit Herrn. Foto: Ursula Epple 


Am letzten Juniwochenende fand das 
Seminar des Frauenarbeitskreises der 
DKP in der Karl-Liebknecht-Schule, 
Leverkusen statt. Im Mittelpunkt des 
ersten Tages stand der Vortrag von 
Dr. Ursula G.T. Müller zum Thema 
„Von Karl Marx zu Judith Butler - die 
Bedeutung der Theorie für einen lin¬ 
ken Feminismus“. Die Referentin ist 
sowohl Mathematikerin als auch So¬ 
ziologin und bei attac aktiv. Sie hat 
mehrere Bücher und Aufsätze zu fe¬ 
ministischen Themen geschrieben. Ihr 
neuestes Buch erscheint im Oktober. 
Der Ausgangspunkt ihres Vortrages 
war die Feststellung, dass Marx, En¬ 
gels und Bebel den Grundstein für das 
theoretische Verständnis der Frauen¬ 
unterdrückung im Proletariat und im 
Bürgertum gelegt haben. Auf dieses 
Fundament haben feministische Wis- 
senschaftlerinnen aufgebaut. Neue Er¬ 
kenntnisse und politische Forderungen 
konnten gewonnen und für die Frauen¬ 
bewegung der 70er Jahre genutzt wer¬ 
den. Erinnert sei hier an die Diskussi¬ 
on zur ökonomischen Bedeutung der 
Hausarbeit. Ursula Müller verwies da¬ 
rauf, dass einige feministische Wissen- 
schaftlerinnen vor allem den Blick auf 
gesellschaftliche Mikroräume gerichtet 
hätten, wodurch sich gesellschaftliche 
Zusammenhänge nicht angemessen er¬ 
klären lassen. 

Kritisch setzte sie sich mit Judith But¬ 
ler auseinander und verwies auf die 
Historikerin Tove Soilands. Diese For¬ 
scherin setzt sich mit der Geschlechter¬ 
forschung wie sie derzeit an Hochschu¬ 
len und Universitäten betrieben wird, 
kritisch auseinander. (Bekanntlich lie¬ 
fern Universitäten oftmals Argumenta¬ 
tionshilfen für die herrschende Politik.) 
Laut Soiland ist diese Forschung von 
einer spezifisch deutschen - und inhalt¬ 
lich reduzierten - Rezeption der ame¬ 
rikanischen Philosophin und Gender- 
Theoretikerin Judith Butler bestimmt. 
Menschen bilden nach Judith Butler 
ihre Geschlechteridentität aus, indem 
sie Vorbilder (Männer oder Frauen) 
nachahmen. 

In diesem Sinn wird Geschlecht zu ei¬ 
nem kulturellen Konstrukt, das nicht 
länger von biologischen Tatsachen wie 
Geschlechtsorganen und Geschlechts¬ 
hormonen auf eine bestimmte Rolle 
festlegt wird. Das Bestimmen des eige¬ 
nen Geschlechts wird zum „fröhlichen 
Maskenball“, bei dem die persönlichen 
Vorstellungen von Männlichkeit und 


Weiblichkeit beliebig kombiniert und 
inszeniert werden können. Körperli¬ 
che Merkmale sind dabei nur einer 
von vielen Faktoren. Sie bestimmen 
weder das kulturelle Geschlecht - ob 
sich jemand als Mann oder Frau ver¬ 
hält, fühlt, kleidet etc. - noch die sexu¬ 
elle Orientierung einer Person. Soiland 
kritisiert dieses Identitätskonzept auch 
deshalb, weil bestehende Geschlechter¬ 
bilder angegriffen und vorhandene Ge¬ 
schlechterordnungen damit aufgelöst 
werden. (WOZ, 5.5.2005) 
Frauenunterdrückung ist danach im 
Kapitalismus nicht mehr Teil der sozi¬ 
alen und politischen Realität, weil al¬ 
les beliebig wird und das Geschlecht 
keine Rolle mehr spielt. Ein politi¬ 
sches Produkt dieser Überlegungen 
ist beispielsweise „Gender Mainstre¬ 
aming“. Ziel dieser Politik ist ja gera¬ 
de auch bestehende Unterschiede for¬ 
mal aufzuheben, ohne an der tatsäch¬ 
lich vorhandenen Unterdrückung und 
Ausbeutung der Frauen etwas zu än¬ 
dern. Eine Folge davon ist nach Soi¬ 
land, dass die Geschlechterforschung 
entpolitisiert wird und sich so zu einer 
Komplizin des Neoliberalismus macht, 
dem nichts lieber ist als flexible, verein¬ 
zelte, von allen Konventionen befreite 
Individuen. Letztendlich geht es nur 
darum, dass alle unabhängig vom Ge¬ 
schlecht dem Arbeitsmarkt zu den Be¬ 
dingungen des Kapitals zur Verfügung 


stehen. Die Piratenpartei hat sich den 
theoretischen Grundlinien von Judith 
Butler angeschlossen und umgeht auf 
die bekannte Art und Weise politische 
Aussagen - auch zum Thema Frauen. 
Es wird formal nicht vermerkt oder re¬ 
gistriert, ob das Parteimitglied männ¬ 
lich oder weiblich ist. An dieser Stelle 
ein Zitat aus dem piratenfrau.net: „Die 
Piratenpartei bezeichnet sich als ,post- 
gender 4 , und ich habe zunehmend Ge¬ 
fallen an diesem Konzept gefunden. Es 
bedeutet nämlich unter anderem, dass 
jeder Mensch seine Persönlichkeit nach 
eigenen Vorstellungen definieren und 
ausleben kann, unabhängig von den 
Vorstellungen die Geschlechterrollen 
betreffend, die die Gesellschaft uns 
tagtäglich und in allen Bereichen auf¬ 
zwingt. Das finde ich entspannt und an¬ 
genehm. Natürlich heißt es nicht, dass 
auch alle Piraten automatisch dieses 
Ideal leben oder verinnerlicht haben; 
kurz gesagt: Die Piratenpartei mag 
„postgender“ sein, aber nicht alle Pira¬ 
ten sind es auch.“ Da spielt Doppelbela¬ 
stung und prekäre Beschäftigung doch 
wirklich keine Rolle mehr! 

Weitere Themen des Seminares waren 
die Herausarbeitung der wesentlichen 
Unterschiede zwischen dem fordisti- 
schen und dem neoliberalen Geschlech¬ 
termodell. Im neoliberalen Geschlech¬ 
termodell arbeiten beide Geschlechter. 
Die Doppelbelastung wird für die Frau 


zur Regel. 2001 wurden beispielsweise 
96 Milliarden unbezahlte Stunden im 
Reproduktionsbereich vor allem von 
Frauen geleistet. In der Erwerbsarbeit 
wurden „nur“ 56 Milliarden bezahlte 
Arbeitsstunden geleistet. Flexibilisie¬ 
rung und prekäre Beschäftigung führen 
dazu, dass eine Lücke in der Sorgear¬ 
beit entstanden ist. Der Staat zieht sich 
aus der Versorgung älterer Menschen 
und aus dem Gesundheitswesen im¬ 
mer mehr zurück. Frauen haben durch 
die Erwerbsarbeit immer weniger Zeit 
und Kraft, die notwendige Sorgearbeit 
in der Familie zu leisten. Dies führt zu 
gravierenden Veränderungen im ge¬ 
sellschaftlichen Gefüge. Der Frauen¬ 
arbeitskreis wird sich am 15. Septem¬ 
ber auf einer Beratung mit dem The¬ 
ma Sorgearbeit und die Positionen und 
Forderungen der DKP dazu befassen. 
In Diskussionszusammenhängen inner¬ 
halb der Frauenbewegung wird im Zu¬ 
sammenhang mit der Sorgearbeit die 
Forderung nach einem bedingungslo¬ 
sen Grundeinkommen thematisiert. 
Der Frauenarbeitskreis will auf der 
Grundlage der Positionen der DKP 
zum Grundeinkommen insbesonde¬ 
re frauenpolitische Gesichtspunkte, 
die gegen die Forderung nach einem 
Grundeinkommen sprechen, stärker 
herausarbeiten und sie in frauenpoliti¬ 
sche Zusammenhänge einbringen. 
Geplant wurden als weitere Ergebnis¬ 
se des Seminares Anträge an den Par¬ 
teitag zum Thema Arbeitszeitverkür¬ 
zung - bessere Zeiten für Frauen und 
Sorgearbeit. Diskutiert wurde auch da¬ 
rüber wie der Frauenarbeitskreis kon¬ 
kret mehr Frauenthemen und Frau¬ 
enartikel für die UZ schreiben kann, 
damit Frauenpolitik wieder stärker zu 
einem politischen Allgemeingut in der 
Partei werden kann. 

Alle 13 Teilnehmerinnen erklärten in 
einer Abschlussrunde ihre persönliche 
Einschätzung zum Seminar. Erfreuli¬ 
cherweise fanden alle die Seminarin¬ 
halte sehr interessant, verwiesen wur¬ 
de dabei insbesondere auf den Vortrag 
von Ursula Müller. Wichtig war für 
die Genossinnen, dass nach ausführli¬ 
cher Information und Diskussion auch 
konkrete Ergebnisse erarbeitet werden 
konnten. Zu dieser positiven Seminar¬ 
einschätzung haben sicherlich auch der 
gemeinsame Grillabend und das viel¬ 
gelobte Salatbuffet am Samstagabend 
beigetragen. SB 


Rüstungskonzern Diehl boomt 

„Smart 155“ - „Intelligente Suchzündermunition“ statt Streubombe 


Mit der Entwicklung 2011 ist der Nürn¬ 
berger Rüstungs-Konzern Diehl zufrie¬ 
den. Erhöhte sich doch der Umsatz um 
7,5 Prozent auf 2,9 Milliarden Euro. Das 
brachte einen Gewinn von 139,6 Milli¬ 
onen (in 2010144,9 Millionen). Angeb¬ 
lich fiel somit der Profit von 89,7 Milli¬ 
onen auf 51,4 Millionen Euro, was aber 
nach Auskunft des Vorstandsvorsitzen¬ 
den Thomas Diehl die Besitzer (drei 
Söhne von Karl Diehl) wenig erschüt¬ 
tere, da man 80 Millionen investierte 
und 279 Millionen für Forschung und 
Entwicklung ausgab. 

Beim Teilbereich Luftfahrt stieg der 
Umsatz um 30 Prozent auf 700 Mil¬ 
lionen Euro. Insgesamt beschäftigt 
Diehl 14 000 Arbeiter und Angestell¬ 
te. Davon in Bayern 3 100 - in Nürn¬ 
berg 1 070, in Röthenbach 1 600 und 
in Ansbach 470. Schwerpunkt der Rüs¬ 
tungsproduktion ist in Röthenbach, im 
Saarland und einigen Stützpunkten am 
Bodensee. 

In Röthenbach werden unter strenger 
Aufsicht die Schießübungen durchge¬ 
führt. In den „Nürnberger Nachrich¬ 
ten“ war darüber zu lesen: „Gastner 
(der Werkleiter, E. S.) stoppt vor einem 
Panzer, der ein Werktor weiter vor ei¬ 
ner Halle steht. Auf den stählernen Ko¬ 
loss montiert, tarngrün eine Art abge¬ 
knicktes Schild. Durch Wellen bringt 



Den Status seiner Munition 
beschreibt der Konzern selbst so: 
Bisher wurde die Suchzündermuni¬ 
tion von Deutschland, Griechenland 
und der Schweiz beschafft. SMArt® 
155 fällt als Punktziel-Munition nicht 
unter die Oslo-Konvention. 


das Gerät die Elektronik des Gegners 
aus dem Tritt. Für Menschen, das Be¬ 
legen laut Gastner medizinische Gut¬ 
achten, sei das ungefährlich, doch Com¬ 
puter beginnen zu flackern, Handys 


verlieren ihr Signal - und Bewegungs¬ 
sensoren lösen aus oder schalten ab ...“ 
Schon vor drei Jahren - daran wurde 
jetzt erinnert - schrieb der Regensbur¬ 
ger Journalist Stefan Aigner, dass der 
Konzern mit „Smart 155“ eine durch 
das Osloer Abkommen verbotene Mu¬ 
nition - Stichwort Streubombe - her¬ 
stellt. Aigner wurde vom Konzern ver¬ 
klagt. Der Streitwert wurde auf betrei¬ 
ben von Diehl so hoch angesetzt, dass 
Aigner ohne Klärung des Sachverhal¬ 
tes in einen Vergleich ein willigen muss¬ 
te. Diehl selbst definiert „Smartl55“ als 
„Intelligente Suchzündermunition mit 
projektilbildender Ladung“. 

Durch die „Verkleinerung“ der Bun¬ 
deswehr sank der Diehls Rüstungsum¬ 
satz von 726 auf 643 Millionen Euro. 
Dieser Rückgang soll durch die Er¬ 
höhung des Auslandsexports erhöht 
werden. Diehl ist seit 110 Jahren für 
die Rüstung aktiv. Firmengründer 
Heinrich Diehl produzierte bereits für 
den ersten Weltkrieg Zünder und sein 
Sohn Karl Diehl - der die Firma 70 Jah¬ 
re leitete - produzierte für die Nazi¬ 
wehrmacht, was nur möglich war. Auch 
KZ-Häftlinge, Kriegsgefangene und 
Zwangsarbeiter wurden ausgebeutet. 
Heinrich und Karl Diehl traten 1933 
der NSDAP bei und Karl Diehl wur¬ 
de 1938 zum Wehrwirtschaftsführer er¬ 


nannt. Weihnachten 1941 schrieb Karl 
Diehl in seiner Werkszeitung: „Wir wis¬ 
sen nicht, wann der Kampf gegen Bol¬ 
schewismus, Plutokratie und Judentum 
beendet wird, wir wissen nur, dass am 
Ende des Kampfes der deutsche Sieg 
steht. So reichen sich Front und Heimat 
stets die Hand und streiten im tiefen 
Glauben und unerschütterlichen Ver¬ 
trauen zu unserem geliebten Führer 
und unserer tapferen Wehrmacht ei¬ 
nem neuen siegreichen Jahr entgegen.“ 
Als das Ende des Krieges immer näher 
rückte, setzte sich Karl Diehl nach Düs¬ 
seldorf ab, wo er sich am 28. Februar 
1945 anmeldete und bis zu seiner Rück¬ 
kehr nach Nürnberg 1949 etwa ein Dut¬ 
zend verschiedene Adressen hatte Karl 
Diehl - der Kriegsgewinnler - wurde in 
Düsseldorf „entnazifiziert“ (Katogerie 
IV - Mitläufer); das passive Wahlrecht 
wurde ihm abgesprochen und Diehl 
durfte die britische Besatzungszone 
nur mit Genehmigung der Militärbe¬ 
hörde verlassen. 1949 - die CDU/CSU/ 
FDP regierte in Bonn - sah Diehl seine 
Zeit wieder gekommen. Er übernahm 
wieder die Firma und mit der Wieder¬ 
aufrüstung stieg Diehl erneut in die 
Rüstungsproduktion ein. 

Erich Schreier 
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Schwere Zeiten für die CSU 

Wie Seehofer die Landtagswahlen gewinnen will 


Er tut alles, um Schlagzeilen für die 
CSU zu bekommen. Mehrfach hat er 
mit einem Ausstieg der CSU aus der 
Bundesregierung gedroht. Und er weiß 
genau: „Die Koalition hat ohne Stim¬ 
men der CSU keine Mehrheit“, sagte 
Seehofer erst jüngst wieder in einem 
Interview mit „Stern“. Es ist noch ein 
Jahr Zeit bis zu den bayerischen Land¬ 
tagswahlen. Man braucht kein Prophet 
zu sein, dass weitere Drohungen See¬ 
hofers zu hören und zu lesen sein wer¬ 
den. 

Horst Seehofer ist der einzige verblie¬ 
bene Hoffnungsträger, der die CSU aus 
dem Tal der Tränen, in das sie bei der 
letzten Landtagswahl 2008 fiel, führen 
soll. Damals hatte die CSU ein histori¬ 
sches Wahldebakel erlebt. 17,3 Prozent 
hatte sie bei der Landtagswahl verloren. 
Eine Zwei-Drittel-Mehrheit der Man¬ 
date wurde verspielt. Erstmals sank die 
„bayerische Staatspartei“ auf 43,4 Pro¬ 
zent. Angesichts ihrer über Jahrzehn¬ 
te erreichten Werte 50 Prozent plus X 
eine Katastrophe. Noch am Wahlabend 
schmiss der damalige CSU-Landesvor- 
sitzende Huber hin. Einen Tag später 
folgte ihm der bayerische Ministerprä¬ 
sident Beckstein. Und da erklärte der 
im Parteivolk beliebte, bei den Füh¬ 
rungskräften unbeliebte Horst Seeho¬ 
fer: „Ich bin im letzten Drittel meiner 
politischen Tätigkeit gerne bereit, noch 
einmal gefährliche Aufgaben zu über¬ 
nehmen.“ Und die in ihren Grundfesten 
erschütterte Partei hatte nur diese eine 
Lösung. Für das „niederschmetternde 
Wahlergebnis“, so Seehofer damals, sei 
die gesamte CSU verantwortlich, „mich 
eingeschlossen“. Und: „Wir alle haben 
nicht mehr die Nähe zu den Menschen 
gehabt, die für den Erfolg notwendig 
ist.“ Zugleich zeigte er sich gewiss, dass 
die CSU als echte Volkspartei weiter¬ 
hin ein Potenzial von 50 bis 60 Prozent 
habe. Inzwischen sind auch bei ihm, an¬ 
gesichts der Veränderungen im Partei¬ 
ensystem, wohl Zweifel aufgekommen. 
Da sind zum einen die „Freien Wähler“, 
die in Bayern auf Anhieb drittstärks- 


te Partei wurden. Und da sind als neue 
Kraft in der politischen Landschaft die 
„Piraten“. Beide haben fest ihre Ab- 


Die CSU wird immer moderner. Foto: dpa 

sichten erklärt, im September 2013 an- 
treten zu wollen. 

Seehofer steht also unter Druck. 2008 
versprach er, für die CSU die absolute 
Mehrheit zurückzugewinnen und auf 
keinen Koalitionspartner angewiesen 
zu sein. Denn erstmals seit fünf Jahr¬ 
zehnten muss sich die CSU seit 2008 
auf einen Koalitionspartner stützen 
(Franz-Josef würde sich angesichts 
dieses Ergebnisses im Grabe umdre¬ 
hen). Ob Seehofer und der CSU je¬ 
doch eine Rückkehr zu den alten bay¬ 
erischen Verhältnissen gelingen wird, 
ist äußerst ungewiss. Denn nicht nur 
die „Freien Wähler“ und die „Piraten“ 
mischen 2013 mit. Vor allem geht auch 
an den Bayern, wie alle Umfragen zei¬ 
gen, die politische Unzufriedenheit 


mit der schwarz-gelben Bundesregie¬ 
rung nicht vorbei. Und zudem wurde 
mit dem Münchener Oberbürgermeis¬ 


ter Christian Ude ein Herausforderer 
nominiert, der an einem Bündnis mit 
„Freien Wählern“ und Grünen zim¬ 
mert, das in Umfragen gegenwärtig 
gleichauf mit der CSU liegt. 

In dieser Gemengelage sind klare An¬ 
sagen erforderlich, auch im Streit mit 
den Schwarz-Gelben in Berlin. Dazu 
sind auch Provokationen nötig. Da eig¬ 
net sich, zur Profilgewinnung, zum ei¬ 
nen das Thema Betreuungsgeld, eine 
Forderung mit der die CSU im Land 
der Bayern punkten will. Wir erleben 
den Hick-Hack um die Einführung 
seit einigen Monaten. 1,2 Milliarden 
Euro sollen dafür bereitgestellt wer¬ 
den anstatt in den Krippenausbau zu 
fließen. Nun ist den Akteuren bewusst 
geworden, dass weitere Millionen aus 


den Landeshaushalten für „personel¬ 
len Mehraufwand“ bereitgestellt wer¬ 
den müssen. In Bayern hat Sozialmi¬ 
nisterin Haderthauer deshalb 134 neue 
Planstellen für die Bearbeitung der 
Anträge errechnet. Nach einem Zor¬ 
nesausbruch ihres Chefs spricht sie 
inzwischen bescheiden nur noch von 
50 Planstellen für die Verwaltung des 


Betreuungsgeldes. „Sollte das Betreu¬ 
ungsgeld kommen“, verlautet es aus 
dem baden-württembergischen Sozi¬ 
alministerium, „würde das auch bei 
uns sicher einen personellen Mehr¬ 
aufwand bedeuten. Wir haben aber 
noch keine Kalkulationen angestellt.“ 
Soweit zu Seehofers Lieblingsprojekt, 
das er gegen alle Widerstände in den 
Unionsreihen und in den anderen Par¬ 
teien durchsetzen wird, damit die CSU 
Profil zeigen kann. 

„Wir müssen die Menschen mit ihren 
Sorgen und Problemen ernst nehmen“, 
so lautet Seehofers Wahlkampfcredo. 
Das gilt nicht nur für Betreuungsgeld 
sondern auch für andere Fragen. Wäh¬ 
rend die CSU-Abgeordneten im Bun¬ 
destag brav und fleißig ESM und Fis¬ 


kalpakt sowie weiteren Vorgaben aus 
Brüssel und Straßburg zustimmen, for¬ 
dert Seehofer wörtlich „Hände weg 
vom Grundgesetz!“ und reitet Atta¬ 
cken gegen den „europäischen Mons¬ 
tersaat“. Und er droht wieder: Seine 
Partei werde den Kurs der schwarz¬ 
gelben Bundesregierung nicht mehr 
unterstützen, falls sie Finanzhilfen 
ohne feste Auflagen akzeptiere. Selbst 
die ihm nahestehende „Bild“-Zeitung 
hat Seehofers Tricks aufgedeckt und 
herausgefunden: „Unter den CSUlern 
brodelt es. Vergangenen Freitag hat¬ 
te Seehofer ihnen vorgegeben, dem 
Euro-Rettungsschirm im Bundestag 
zuzustimmen - und CSU-Generalse- 
kretär Alexander Dobrindt öffentlich 
Kritik üben lassen. CSU-Finanzstaats- 
sekretär Hartmut Koschyk reagier¬ 
te wütend: ,Man kann nicht drinnen 
zustimmen und draußen Opposition 
spielen!“ 

Ein ähnliches Spiel spielen sie gegen¬ 
wärtig auch mit dem Meldegesetz. 
Während die CSU-Mannen im Par¬ 
lament dem Gesetz zustimmten, wol¬ 
len Seehofer und seine Bundesver¬ 
braucherministerin Aigner jetzt - wo 
öffentlicher Protest hoch kocht - das 
Meldegesetz stoppen. Wenn das stim¬ 
me, was er bisher wisse, dann wird Bay¬ 
ern dem nicht zustimmen, erklärte See¬ 
hofer. Aigner machte klar, dass der zu¬ 
ständige Bundestagsausschuss das von 
der Regfierung vorgelegte Gesetz ohne 
Rücksprache geändert und verschärft 
habe. In der ursprünglichen Fassung 
sei vorgesehen gewesen, dass die Bür¬ 
ger der Weitergabe persönlicher Daten 
durch die Meldebehörde ausdrücklich 
zustimmen müssen. 

Wir sehen: Die CSU ist den Menschen 
nahe, und will um jeden Preis, Wahlen 
gewinnen. Aber der Chef weiß auch: 
„Ich glaube, es kommen schwere Zei¬ 
ten auf uns zu!“ Und wir wissen: Es 
kommen neue Provokationen auf uns 
zu. Da Bund estags- und bayerische 
Landtagswahlen zusammen in den Sep¬ 
tember 2013 fallen - nicht unbedingt 
am gleichen Tag - ist sogar ein Aus der 
Regierungskoalition kurz vor den Neu¬ 
wahlen möglich. Seehofer wird vor kei¬ 
ner Provokation zurückschrecken, um 
in Bayern die CSU regierungsfähig zu 
halten. Rolf Priemer 
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Neuer Krieg im Nahen Osten? 

Intensive Beratungen des Friedensratschlages in Kassel 



Der Bundesausschuss Friedensrat¬ 
schlag hatte für den vergangenen Sams¬ 
tag zu einer Konferenz nach Kassel 
geladen. Über 70 Vertreterinnen von 
Friedensinitiativen und Bündnissen aus 
ganz Deutschland nahmen teil. Haupt¬ 
gegenstand der Beratung war die erns¬ 
te Lage um Syrien und den Iran. 

Zu den Themen „Neuordnung der 
Neuen Weltordnung“, „Worum geht 
es in Iran wirklich?“ und zur Situation 
in und um Syrien referierten Dr. Er¬ 
hard Crome von der Rosa-Luxemburg- 
Stiftung, Prof. Dr. Mohssen Massarrat, 
emeritierter Politikwissenschaftler der 
Uni Osnabrück, und Prof. Dr. Karin 
Kulow, Arabistin und langjährige inti¬ 
me Kennerin des Nahen und Mittleren 
Ostens. 

Dr. Crome stellte die gegenwärtigen 
Gewaltauseinandersetzungen dort in 
den Zusammenhang der strategischen 
Neupositionierung. Die offenkundigen 
Niederlagen der USA in Afghanistan 
und Irak hätten unter Obama zu einer 
Umorientierung der Kriegführung hin 
zum unbemannten Drohnen- und ver¬ 
lustarmen Luftkrieg geführt - aller¬ 
dings verbunden mit einem weiteren 
weltweiten Imageverlust. Die Wirt¬ 
schafts- und Finanzkrise zwinge die 
ehemals einzige Weltmacht zur Um¬ 
schichtung, möglicherweise sogar zur 
Reduzierung der Militärausgaben so¬ 
wie zu „tektonischen Verschiebungen“ 
der weltpolitischen Koordinaten Rich¬ 
tung Asien (mit Blick vor allem auf 
China). Mit den BRICS-Staaten (Bra¬ 
silien, Russland, Indien, China, Südafri¬ 
ka) und der Shanghai-Organisation für 
Zusammenarbeit (SOZ) träten neue 
Akteure auf die Bühne der Weltpolitik. 
Die arabischen Revolten 2011 hätten 
nicht nur den eigenen Regimen, son¬ 


dern auch ihren westlichen Vormün¬ 
dern vor Augen geführt, dass die Völker 
nicht mehr so wollen, wie man es von 
ihnen verlangt. Als „Schurkenstaaten“ 
in der Region seien noch der Iran und 
Syrien übrig, die jetzt an die Reihe kä¬ 
men. Kompliziert werde die Lage durch 
die Ambitionen der Regionalmächte 
Türkei und Saudi-Arabien mit und die 
neuen Machtansprüche Russlands (Mi¬ 
litärstützpunkt an der syrischen Mittel¬ 
meerküste!). Mit dieser komplizierten 
Konstellation hänge die Gefahr der 
Konfliktausweitung zusammen. 

Prof. Massarrat referierte zum andau¬ 
ernden Konflikt (des Westens) mit dem 
Iran. Maximalforderung bleibe, dass 
der Iran die Urananreicherung been¬ 
den müsse. Die Sanktionspolitik hin¬ 
terlasse tiefe Spuren in der iranischen 


Wirtschaft mit Folgen für die soziale 
Lage der Bevölkerung. Nach Auffas¬ 
sung Massarrats strebe Teheran nach 
der technologischen Fähigkeit zum 
Bau der Atombombe. Das sei logisch 
angesichts des regionalen Atomwaf¬ 
fenmonopols Israels. Dieses Streben 
sei nur ein Vorwand der antiiranischen 
Politik. Tatsächlich gehe es den USA 
darum, den Status als Welthegemoni- 
almacht zu sichern. Der Friedensbewe¬ 
gung empfahl Mohssen Massarrat, die 
Kampagne gegen die Panzerexporte 
nach Saudi-Arabien (aber auch in an¬ 
dere Nahost-Staaten) weiter zu führen, 
israelisch-iranische Arbeitskreise zu 
bilden und sich für die Idee einer mas¬ 
senvernichtungsfreien Zone im Nahen/ 
Mittleren Osten einzusetzen. 


Prof. Dr. Karin Kulow referierte über 
Syrien. Nach fünf Kriegen zwischen Is¬ 
rael und arabischen Ländern drohe ein 
„neuartiger“ Krieg, der sozusagen „von 
innen heraus“ entstehe, wobei die äu¬ 
ßeren Einflüsse nicht unbeachtet blei¬ 
ben dürften. Syrische Rebelleneinhei¬ 
ten würden zum Teil im Kosovo trai¬ 
niert und operierten von türkischem 
Territorium aus. Terroranschlägen de¬ 
stabilisierten die Lage im Lande. Solda¬ 
ten folgten in immer stärkerem Maße 
Abwerbungsversuchen. Die Gewalt 
nehme ständig zu. Die Auseinanderset¬ 
zung beschrieb Karin Kulow schließlich 
auch vor dem Hintergrund sowohl der 
Öl- und Absatzinteressen der Groß¬ 
mächte (besonders der USA) als auch 
des in seit Jahrzehnten zunehmenden 
Konflikts zwischen dem arabischen Na¬ 
tionalismus und dem politischen Islam. 
Die in sich sehr heterogene Opposition 
im Syrien werde deshalb nicht zufällig 
unterstützt von Katar und Saudi-Ara¬ 
bien sowie der Türkei, deren regierende 
AKP ebenfalls dem politischen Islam 
zugeordnet werden kann. 

In der anschließenden Diskussion wur¬ 
de in Bezug auf die Atomfrage einer¬ 
seits darauf hingewiesen, dass man dem 
Iran nicht die Rechte verwehren kön¬ 
ne, die allen anderen Staaten gemäß 
dem Atomwaffensperrvertrag auch 
zustehen, nämlich das Recht auf die 
Entwicklung der „zivilen“ Kernener¬ 
gie einschließlich der Urananreiche¬ 
rung (Art. IV des Vertrags). Anderer¬ 
seits sei die Trennung von „ziviler“ und 
„militärischer“ Nutzung der Kernkraft 
nicht mehr aufrecht zu erhalten. „Zivi¬ 
le“ Nutzung sei die Voraussetzung auch 
jeder militärischen Nutzung. Fukushi- 
ma habe darüberhinaus gezeigt, dass 
die Katastrophe in einem Kernkraft¬ 


werk ähnlich verheerend wirke wie 
eine Atombombenexplosion. So wäre 
es natürlich wünschenswert, wenn der 
Iran sich von der nuklearen Option ver¬ 
abschieden würde. Es könne aber von 
uns aus nicht „verlangt“ werden. 

Im Falle Syriens kämpfe die Friedens¬ 
bewegung einerseits gegen das ideolo¬ 
gische Sperrfeuer der Mainstream-Me¬ 
dien hier zu Lande, die Gift und Galle 
gegen das „blutrünstige“ Assad-Re- 
gime spieen und sich ganz auf die Seite 
„der“ Opposition stellten; andererseits 
solle sie sich der Einflüsterungen er¬ 
wehren, eine wie auch immer geartete 
syrische „Revolution“ zu unterstützen 
oder gar zu „adoptieren“. Demgegen¬ 
über wurde vielmehr der Standpunkt 
betont, Solidarität mit den Menschen in 
Syrien zu üben. Dies tue man am bes¬ 
ten dadurch, dass man sich gegen jeg¬ 
liche Intervention von außen wendet, 
humanitäre Hilfe leistet (Medikamen¬ 
te etc.), für den Verbleib von syrischen 
Flüchtlingen bei uns eintritt und - vor 
allem - gegen jegliche Waffenlieferun¬ 
gen nach Syrien und in andere Staaten 
der Region kämpft. 

Die Friedensbewegung, so waren sich 
am Ende alle einig, sei gut beraten, 
wenn sie das Thema Iran und Syrien 
zusammen sieht. Der vom Westen er¬ 
sehnte Sturz des unbotmäßigen irani¬ 
schen Regimes erscheint nur erreich¬ 
bar, wenn in Syrien interveniert wird. 
Am Ende herrschte Einigkeit auch da¬ 
rin, dass die Konferenz alle Erwartun¬ 
gen übertroffen hat: Auf dieser Basis 
können der weitere Austausch und die 
engere Vernetzung der bestehenden 
Friedensinitiativen und -Organisatio¬ 
nen von unten erfolgen. AR 

(Unter Verwendung eines Berichtes 
aus dem Friedensratschlag) 
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Solidarität mit 
Fernando Lugo 

Die Tagung des Parteivorstandes der 
DKP am 7. Juli 2012 beschloss einstim¬ 
mig den nachfolgenden Antrag: 

„Der Parteivorstand der Deutschen 
Kommunistischen Partei bekundet sei¬ 
ne Solidarität mit dem paraguayischen 
Präsidenten Fernando Lugo, der mit 
einem parlamentarischen Staatsstreich 
aus dem Amt entfernt wurde. 
Hintergrund ist die Weigerung konser¬ 
vativer Kräfte und der Großgrundbe¬ 
sitzer; auch nur geringste Veränderun¬ 
gen an den Besitzverhältnissen zuzulas¬ 
sen. Unsere Solidarität gehört dabei in 
erster Linie der Paraguayischen Kom¬ 
munistischen Partei, die 2008 initiie¬ 
rend zum siegreichen Wahlbündnis 
um Präsident Lugo gehört hat und in 
der Geschichte Paraguays immer in der 
ersten Reihe des Fortschritts gestanden 
hat und dafür größte Opfer erbringen 
musste.“ 

KPÖ ruft zur Verbreiterung 
der linken EU-Kritikauf 

Anerkennung und Respekt zu zollen ist 
der SPÖ-Abgeordneten Sonja Ablin- 
ger, die als einzige die auch in der So¬ 
zialdemokratie breit vorhandene Ab¬ 
lehnung als Wählerinnenauftrag ernst 
genommen und gegen den Fiskalpakt 
gestimmt hat, erklärte Mirko Messner, 
Bundessprecher der Kommunistischen 
Partei Österreichs. 

Ablinger habe gleichzeitig die Gewerk- 
schafterlnnen im Parlament beschämt, 
die zwar im Vorfeld der Parlamentsde¬ 
batte lautstark gegen den Fiskalpakt 
gewettert haben, bei der Abstimmung 
aber schmählich vor Kanzler Werner 
Faymann und Klubchef Josef Cap als 
Zuchtmeister in die Knie gegangen 
sind: „Mit diesem Verhalten haben 
Katzian, Oberhäuser, Csörgits, Much- 
itsch & Co. einmal mehr zum Vertrau¬ 
ensverlust in die Gewerkschaften bei¬ 
getragen“ kritisiert Messner. 

Mit dem Durchpeitschen des Fiskal¬ 
paktes durch die Regierungsparteien 
SPÖ und ÖVP und der Beteiligung der 
Grünen bei der Beschlussfassung über 
den Euro-Banken-Rettungsschirm 
ESM wurde eine hemmungslose po¬ 
pulistische Demagogie der Rechtsau¬ 
ßenparteien FPÖ und BZÖ ermöglicht, 
deren Kritik jedoch nicht auf die kapi¬ 
talistischen Grundlagen der EU, son¬ 
dern vorrangig auf Fremdenfeindlich¬ 
keit zielt. 

„Wir wollen dem durch die Verbreite¬ 
rung einer fundierten linken EU-Kritik 
entgegenwirken, die europäisch und in¬ 
ternationalistisch ist und sich nicht ins 
nationalistische Eck begibt“, so Mess¬ 
ner. Der KPÖ-Bundessprecher appel¬ 
liert an Ablinger ebenso wie an alle 
kritisch zum Fiskalpakt im Besonderen 
und zur EU in ihrer derzeitigen neo¬ 
liberalen Verfassung im Allgemeinen 
stehenden Menschen insbesondere in 
der SPÖ und bei den Grünen, an einer 
solchen Entwicklung mitzuwirken. 

Angehörige der 
„Miami 5“ in England 

Mitte Juni besuchten die Ehefrauen 
von Gerardo, Ramön, Fernando und 
Rene England und sprachen dort vor 
etwa 3 000 Gewerkschaftern und Mit¬ 
gliedern der „Cuba Solidarity Cam- 
paign“. 

Höhere Profite für 
Versicherungs-Kapitalisten 

Der Versicherungssektor in Luxem¬ 
burg machte im Jahr 2011 einen Netto¬ 
profit von 360 Millionen Euro, 25 Pro¬ 
zent mehr als ein Jahr zuvor. Inzwischen 
werden knapp 88 Prozent der Prämie¬ 
neinnahmen im Ausland erzielt. Ein 
immer größerer Teil der Einnahmen 
kommt zudem aus Einmalgeschäften, 
welche nichts mehr mit dem Versiche¬ 
rungsgeschäft zu tun haben, sondern 
darin bestehen, dass reiche Spekulan¬ 
ten kurzzeitig größere Summen bei 
Versicherungsgesellschaften parken, 
um hohe Renditen zu kassieren. 


Frankreich: Regierungskurs in Widersprüchen 


Die Hollande-Regierung zwischen Wahlversprechen und Unterordnung unter EU-Sparzwang 


A m 3. Juli hatte der vom „sozi¬ 
alistischen“ Staatspräsidenten 
Hollande ernannte neue fran¬ 
zösische Premierminister Jean-Marc 
Ayrault seinen ersten großen öffentli¬ 
chen Auftritt. Seine an diesem Tag ab¬ 
gegebene Regierungserklärung in der 
neugewählten Nationalversammlung 
war mit einiger Spannung erwartet 
worden. Würde sie die im Wahlkampf 
versprochene Abkehr vom Kurs des 
rechten Ex-Staatschefs Sarkozy bestä¬ 
tigen und konkretisieren - oder würde 
sie erste Signale eines Rückzugs von 
diesen Wahlversprechen unter dem 
Druck der Kapitalinteressen, der po¬ 
litischen Rechten und der EU-Oberen 
anzeigen? 

Der Nationalsekretär der Kommunisti¬ 
schen Partei Frankreichs (PCF), Pierre 
Laurent, sagte in einer Stellungnahme, 
einige der angekündigten Maßnahmen 
seien „gute Nachrichten“. Doch insge¬ 
samt habe Ayrault hinsichtlich der Mit¬ 
tel, die er sich zur Verwirklichung einer 
politischen Kursänderung verschaffen 
will, nicht überzeugt. „Der vom Pre¬ 
mierminister mehrmals proklamierte 
Bruch mit der Austeritätspolitik erfor¬ 
dert andere Maßnahmen als die, die er 
angekündigt hat“. 

Offensichtlich war die Regierungser¬ 
klärung darauf angelegt, der linken 
Mehrheit im Land den Eindruck zu 
vermitteln, dass die neue Regierung 
tatsächlich einen Kurswechsel einlei¬ 
tet. Das kann als ein Echo der durch 
die Ergebnisse der Präsidenten- und 
Parlamentswahl veränderten innenpo¬ 
litischen Kräfteverhältnisse im Land 
betrachtet werden. Die sozialdemokra¬ 
tisch geführte Regierung scheint sich 
bewusst zu sein, dass sie den Wähler¬ 
willen nicht einfach übergehen kann. 
Deshalb enthielt die Regierungserklä¬ 
rung eine ganze Serie von Ankündi¬ 
gungen, die für deutsche Verhältnisse 
schon fast „radikal“ klingen würden. 
Neben der gleich zu Beginn der Amts¬ 
zeit verkündeten Kürzung der Minis¬ 
tergehälter einschließlich der Bezüge 
des Staatschefs und des Premiermi¬ 
nisters um 30 Prozent gehörten dazu 
vor allem einige Maßnahmen, die als 
eine gewisse Einlösung von Hollan¬ 
des Wahlversprechen in Richtung von 
„mehr Steuergerechtigkeit“ verstanden 
werden können. So die von den Ge¬ 
werkschaften geforderte Abschaffung 



der Steuerbefreiung für Überstunden 
(für Betriebe mit mehr als 20 Beschäf¬ 
tigten), die Wiederanhebung der Erb- 
schafts- und Vermögenssteuer und die 
Abschaffung der letzten von Sarkozy 
durchgesetzten Mehrwertsteuererhö¬ 
hung (sogenannte „TVA sociale“, weil 
der Mehrertrag zur Finanzierung der 
Krankenversicherung dienen sollte). 
Angekündigt wurde ferner eine Son¬ 
derabgabe auf Gratisaktien und Opti¬ 
onsscheine, eine dreiprozentige Abga¬ 
be auf Dividendenausschüttungen, eine 
Sonderabgabe für Banken und Ölkon¬ 
zerne und die Erhöhung der in Frank¬ 
reich bereits eingeführten Finanztrans¬ 
aktionssteuer von 0,1 auf 0,2 Prozent. 
Die Einführung einer Reichensteuer 
von 70 Prozent auf Vermögen über 
1 Million Euro, die im Wahlkampf be¬ 
sonders hohe Wellen geschlagen hat¬ 
te, wurde in der Regierungserklärung 
allerdings nicht erwähnt; sie soll nach 
Angaben aus Regierungskreisen erst 
im Herbst zur Debatte stehen. 

Auch im politischen Bereich kündigte 
Ayrault gewisse Fortschritte an. So die 
Einführung des Wahlrechts für auslän¬ 
dische Mitbürger bei Kommunalwah¬ 
len, die Rückgängigmachung der von 
Sarkozy durchgesetzten Gebietsre¬ 
form, die Legalisierung von Homo- 
Ehen und das Versprechen einer Wahl¬ 
rechtsänderung, bei der das geltende 
Mehrheitswahlrecht zwar nicht grund¬ 
sätzlich geändert, aber doch durch eine 
„Dosis Verhältniswahlrecht“ modifi¬ 
ziert werden soll. 


Zugleich war die Regierungserklärung 
aber von starken gegenläufigen Ten¬ 
denzen gekennzeichnet. Sozial- und 
wirtschaftspolitische Vorhaben zur Er¬ 
höhung der Massenkaufkraft, zur Si¬ 
cherung von Arbeitsplätzen oder zur 
Bekämpfung der Jugendarbeitslosig¬ 
keit waren Fehlanzeige. Die bereits 
verordnete Erhöhung des gesetzlichen 
Mindestlohns (SMIC) um magere 
2 Prozent (0,6 % nach Abzug der In¬ 
flationsrate) hatte bei den Betroffenen 
eher Enttäuschung ausgelöst. Die be¬ 
reits verordnete Wiedereinführung der 
Rente mit 60 gilt nur für einen kleinen 
Teil derjenigen, die von der von Sar¬ 
kozy gegen starke Gewerkschaftspro¬ 
teste durchgesetzten Erhöhung des 
Renteneintrittsalters betroffen waren, 
nämlich nur für diejenigen, die 41,5 
Beitragsjahre aufzuweisen haben (also 
schon mit 18 Jahren und seitdem un¬ 
unterbrochen abhängig beschäftigt wa¬ 
ren). Die Wiederabschaffung der unso¬ 
zialen Sarkozy-“Rentenreform“ für alle 
war in Ayraults Regierungserklärung 
kein Thema. 

Vor allem aber gehört zu den Negativ¬ 
punkten, dass die Regierung Ayrault 
sich anschickt, sich insgesamt der neo¬ 
liberalen Logik des EU-“Fiskalpakts“ 
zu unterwerfen. Die von Hollande im 
Wahlkampf erhobene Forderung nach 
einer „Neuverhandlung“ wurde mitt¬ 
lerweile offiziell aufgegeben und an¬ 
gekündigt, dass dieser Pakt „möglichst 
bald“ im Parlament ratifizieren werden 
soll. Als Alibi soll der auf dem vom letz¬ 


ten EU-Gipfel verkündete, aber im De¬ 
tail noch nicht beschlossene „Wachs¬ 
tumspakt“ (s. letzte UZ) dienen, mit 
dem der „Fiskalpakt“ angeblich „er¬ 
gänzt“ wird. Also soll auch in Frank¬ 
reich eine „Schuldenregel“ mit Verfas¬ 
sungsrang eingeführt werden, die den 
Sparzwang in den staatlichen und kom¬ 
munalen Haushalten verewigt. 
Dementsprechend verkündete der 
Regierungschef, dass an der von Sar¬ 
kozy programmierten fortlaufenden 
Senkung der Staatsausgaben bis 2017 
festgehalten werden soll. Dementspre¬ 
chend wurden die Ministerien aufgefor¬ 
dert, in ihren Etats bis 2015 Kürzungen 
um 15 Prozent zu planen. Die begrü¬ 
ßenswerte Erhöhung des Bildungsetats 
auf 89,5 Milliarden Euro und die Ver¬ 
größerung des Personalbestands im 
Bildungswesen um 60 000 Stellen soll 
deshalb durch entsprechende größere 
Einsparungen und Stellenabbau in an¬ 
deren Bereichen „ausgeglichen“ wer¬ 
den. Zusätzliche Arbeitsplätze werden 
damit nicht geschaffen. Die staatlichen 
Zuschüsse an die Gebietskörperschaf¬ 
ten und damit an die Kommunen wer¬ 
den auf dem jetzigen Stand eingefro¬ 
ren. Die Ausgaben im Gesundheits¬ 
bereich sollen um 2,5 bis 2,7 Prozent 
reduziert werden. 

Nicht weniger widersprüchlich sind die 
Regierungsankündigungen in der Au¬ 
ßenpolitik. Der vorzeitige Abzug der 
französischen Kampftruppen aus Af¬ 
ghanistan bis Ende 2012 wurde einge¬ 
leitet. Zugleich betätigen sich Frank¬ 
reichs Außenminister Fabius und jüngst 
auch Staatspräsident Hollande selbst 
aber als internationale Einpeitscher 
für eine neue militärische Interventi¬ 
on, diesmal in Syrien - wie einst Sar¬ 
kozy im Fall Libyen. 

Die Regierungserklärung wurde bei 
der anschließenden Vertrauensab¬ 
stimmung von der Mehrheit aus „So¬ 
zialisten“, Sozialliberalen und Grünen 
mit 302 Stimmen (von insgesamt 577) 
gebilligt. Die zehn Abgeordneten der 
„Linksfront“ hatten sich angesichts 
der widersprüchlichen Leitlinien des 
Regierungsprogramms auf Stimment¬ 
haltung geeinigt. Pierre Poulain 


Politisches Beben in Bukarest 

Streit zwischen den verschiedenen politischen Lagern ist offen ausgebrochen 


Am 6. Juli 2012 haben die zwei Kam¬ 
mern des rumänischen Parlaments, der 
Senat und die Abgeordnetenkammer, 
in gemeinsamer Sitzung die Amtsent¬ 
hebung des rumänischen Staatspräsi¬ 
denten, Traian Bäsescu, beschlossen. 
Der Präsident wird für die Dauer von 
30 Tagen suspendiert. In dieser Zeit 
wird ein Referendum durchgeführt, 
in dem die vorzeitige Entlassung des 
Präsidenten endgültig beschlossen bzw. 
abgelehnt wird. In dieser Zeit wird das 
Mandat des Staatspräsidenten durch 
den Präsidenten des Senats (Oberste 
Kammer des rumänischen Parlaments) 
ausgeübt. 

Der Präsident kann suspendiert wer¬ 
den, wenn am Referendum 50 Prozent 
plus eins der wahlberechtigtöen Bürger 
teilnehmen und die einfache Mehrheit 
für die Entlassung stimmt. Traian Base- 
scu war schon einmal im Jahre 2007 mit 
einer solchen Situation konfrontiert. Er 
ist damals als Sieger aus der Konfron¬ 
tation hervorgegangen und Staatsprä¬ 
sident geblieben. 

Diese Maßnahmen sind ein vorläu¬ 
figer Höhepunkt, der schon vor län¬ 
gerer Zeit mit der Herstellung eines 
Bündnisses (Sozial Liberale Union - 
USL) zwischen der Sozialdemokrati¬ 
schen (PSD) und der National-Libera¬ 
len Partei (PNL) zur Schaffung einer 
neuen parlamentarischen Mehrheit im 
Parlament eingeleitet wurde. Nach der 
Herstellung neuer Mehrheiten im ru¬ 
mänischen Parlament durch persönlich 
und politisch sehr unterschiedlich mo¬ 


tivierte Partei- und Fraktionswechsel 
von Abgeordneten wurde vor zwei Mo¬ 
naten die Regierung gestürzt, die auch 
vom Staatspräsidenten unterstützt wur¬ 
de. Es wurde ein neuer Premierminis¬ 
ter gewählt (Victor Ponta, Vorsitzender 
der PSD), dessen Regierung von den 
Sozialdemokraten und National-Libe¬ 
ralen gebildet wird. 

Die Zeit danach war, wie auch schon 
davor, von scharfen Auseinanderset¬ 
zungen um Posten und Personen ge¬ 
kennzeichnet. Schließlich kam es in der 
ersten Juli-Woche zu einem regelrech¬ 
ten politischen Beben in der Haupt¬ 
stadt. 

Die neue parlamentarische Mehrheit 
der USL, unterstützt auch vom Ver¬ 
band der Ungarischen Minderheit in 
Rumänien und von anderen kleine¬ 
ren politischen Gruppen, setzten die 
Abwahl der Präsidenten der beiden 
Kammern (Senat und Abgeordneten¬ 
kammer) des Parlaments und ihre Er¬ 
setzung durch eigene Leute durch. Der 
neue Präsident des Senats, Crin Anto- 
nescu, Vorsitzender der National-Li¬ 
beralen Partei und Co-Vorsitzender 
der USL, übernimmt laut Verfassung 
im Falle der Suspendierung des Staats¬ 
präsidenten die Funktion und übt sie 
bis zu den Parlamentswahlen im Ok¬ 
tober 2012 aus. Durch Beschluss des 
Parlaments wurde auch der „Anwalt 
des Volkes“ (Ombudsmann) ausge¬ 
wechselt, der das Recht hat, zu verlan¬ 
gen, dass Beschlüsse des Parlaments 


auf ihre Verfassungsmäßigkeit geprüft 
werden. 

Zeitgleich wurden auch Zuständigkei¬ 
ten des Verfassungsgerichts dahinge¬ 
hend geändert, dass seine Möglichkei¬ 
ten, gegen Beschlüsse des Parlaments 
zu entscheiden, geringer geworden 
sind. Diese und andere Maßnahmen 
weisen darauf hin, dass die Koalition 
von Sozialdemokraten und National- 
Liberalen zielgerichtet danach strebte, 
den politischen Einfluss und die poli¬ 
tischen Wirkungsmöglichkeiten des 
Präsidenten Traian Basescu und seiner 
politischen Anhänger systematisch 
einzuschränken und die erfolgreiche 
Durchführung der jetzigen Maßnah¬ 
men zu gewährleisten. Sie erklären, 
dass sie nichts anderes wollten und wol¬ 
len, als die Tätigkeit der Vertretungsor¬ 
gane des Rechtsstaates wieder in ver¬ 
fassungsmäßige Bahnen zurückzufüh¬ 
ren, die unter Traian Basescu verlassen 
worden sind. 

Sie begründen ihren Antrag auf Amts¬ 
enthebung des Präsidenten damit, dass 
dieser die Rolle des Premierministers 
untergraben und die verfassungsmä¬ 
ßigen Zuständigkeiten der Regierung 
substituiert hat. Der Präsident habe 
wiederholt die verfassungsmäßigen 
Grundrechte und Grundfreiheiten der 
Bürger verletzt. Er habe wiederholt 
gegen die Gewaltenteilung und die 
Unabhängigkeit der Justiz verstoßen. 
Ihm werden Schritte zur verfassungs¬ 
widrigen Revision der Verfassung vor¬ 
gehalten Er habe gegen die Pflicht 


zur parteipolitischen Neutralität des 
Staatspräsidenten verstoßen. Schließ¬ 
lich wird Traian Basescu beschuldigt, in 
den letzten drei Jahren das rumänische 
demokratische Regime verletzt und das 
rumänische politische System in Rich¬ 
tung einer Ein-Personen-Führung ent¬ 
wickelt zu haben, in dem der Präsident, 
durch Untergrabung der Zuständigkei¬ 
ten der anderen führenden Institutio¬ 
nen, alles entscheidet. Am 29. Juli ist 
die Bevölkerung zur Urne gerufen, um 
der Suspendierung zuzustimmen bzw. 
sie abzulehnen. 

Die aktuellen Ereignisse in Rumänien 
stellen eine Fortsetzung der Entwick¬ 
lung dar, die sich besonders in den letz¬ 
ten fünf Jahren intensiviert hat. Es ist 
eine Zeit der sich zuspitzenden politi¬ 
schen und institutionellen Krise. Sie er¬ 
folgt vor dem Hintergrund der weltwei¬ 
ten Krise des kapitalistischen Systems, 
der um sich greifenden Rezession der 
rumänischen Wirtschaft, der Zuspit¬ 
zung des Arm-Reich-Widerspruches in 
Rumänien und der zunehmenden Aus¬ 
beutung des Landes durch das in- und 
ausländische Kapital. 

Die heutige Situation widerspiegelt 
einen Zustand, in dem der Streit zwi¬ 
schen den verschiedenen politischen 
Lagern offen ausgebrochen ist. Ihm 
liegen widersprüchliche Interessen 
unterschiedlicher Kapitalgruppen zu¬ 
grunde. Die Anliegen ausländischer 
Kapitalgruppen werden immer stärker 
innenpolitisch wirksam. Anton Latzo 
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Morde, Medien und gefärbte Daumen 


Eindrücke aus der Vorwahlwoche in Mexiko (Fortsetzung) 



Die Auseinandersetzung um die Präsi¬ 
dentschaftswahlen in Mexiko hat zu ei¬ 
ner Neuauszählung von der Hälfte der 
Urnen geführt. Wir setzen das „Reise¬ 
tagebuch“ von Friedhelm Groß aus der 
letzten Ausgabe fort. 

26. Juni 

Am heutigen Freitag wird in den Zei¬ 
tungen, in den Geschäften, den Hotels 
etc. auf die „Ley Seca“ hingewiesen: 
Am morgigen Samstag vor der Wahl 
darf ab 14 Uhr kein Alkohol mehr ver¬ 
kauft werden. Diese Vorschrift gilt auch 
den ganzen Wahlsonntag über, bis Mit¬ 
ternacht. 

Ansonsten sind die Wahlen kein großes 
Thema. Die Mexikanerinnen erwarten 
sich einfach nichts davon. Es wird häu¬ 
fig davon gesprochen, dass die Reprä¬ 
sentanten aller Parteien nur daran inte¬ 
ressiert sind, ihren Familienmitgliedern 
und Bekannten gut bezahlte Posten 
oder Aufträge zukommen zu lassen und 
den Staat auf diese Weise zu berauben. 
Die realen Erfahrungen mit PRI und 
PAN werden schlichtweg auf alle kan¬ 
didierenden Parteien übertragen. 

30. Juni 

Die Ley Seca hat wohl eher zur Fol¬ 
ge, dass sich alle großzügig mit Alkohol 
eindecken, bevor die 36 Stunden Sperr¬ 
zeit eintreten. Für die Oxxo-Märkte 
und andere ein lukratives Geschäft. 
Wesentlich höher allerdings sind die 
Gewinnspannen der privaten Anbie¬ 
ter via Facebook. 

Bier-Sixpacks, Tequila und Whisky wer¬ 
den zu exorbitanten Preisen angebo- 
ten - und massenhaft gekauft. 

In dem weltbekannten Ausflugsgebiet 
,Barrancas del Cobre‘ in der Sierra Ta- 
rahumara im Norden Mexikos werden 
nahe der Laguna de Aboreachi in der 
Gemeinde Guachochi drei unbekannte 
Mordopfer aufgefunden. Einige Kilo¬ 
meter weiter zwei gestohlen gemelde¬ 
te Pickups. 

Mehr Aufsehen erregt die Ermordung 
von Margarito Genchi Casiano, Kandi¬ 
dat der PRD, der für das Distriktsparla¬ 
ment kandidierte. Mindestens zwei Be¬ 
waffnete waren um 7.30 Uhr morgens 
in sein Haus eingedrungen und hatten 
ihn exekutiert. 

1 Juli - Wahltag 

Das mexikanische Fernsehen berichtet 
seit dem frühen Morgen live aus Me¬ 
xiko-Stadt und anderen Provinzhaupt¬ 
städten. Die Präsidentschaftskandida¬ 
ten werden bei der Stimmabgabe in 
ihren jeweiligen Wahllokalen gezeigt: 
Dort stehen Hunderte Schlange um 
ihre Stimme abzugeben. 

Die Situation in den Barrios sieht an¬ 
ders aus. Welches ist eigentlich unser 
Wahllokal? Die Schule von den letz¬ 


ten Distriktswahlen? Wo ist die Sonn¬ 
tagszeitung, in der die Wahllokale nach 
Wahlkreisen aufgeführt sind? 

Wir gehen schon mal los in Richtung 
Schule, denn wir haben heute noch ei¬ 
niges vor - und da kommt auch schon 
die Zeitung per Moped. Wir suchen 
jetzt doch in der Zeitung, wo eigent¬ 
lich für unseren Wahlkreis gewählt 
wird. Wir sind richtig. Die Öffnungs¬ 
zeit der örtlichen Wahllokale ist von 
8.00 Uhr bis 18.00 Uhr. Wir kommen 
um 9.30 Uhr an. Das Wahllokal ist noch 
zu. Wir erfahren, dass drinnen noch die 
Stimmzettel vorbereitet werden, bis zur 
Öffnung wird noch eine halbe Stunde 
vergehen. Später werden wir wieder¬ 
kommen. Der Wahlakt scheint dies¬ 
mal ein tagesfüllendes Programm zu 
werden. 

Andere Schwierigkeiten haben Freun¬ 
de von uns. Sie arbeiten seit einigen 
Wochen in einem anderen mexikani¬ 
schen Staat. Für ihre Stimmabgabe gibt 
es besondere Wahllokale. Dort sind al¬ 
lerdings riesige Schlangen und kein Vo¬ 
rankommen. Nach mehreren Stunden 
vergeblichen Wartens wurden Num¬ 
mern verteilt. Etwa 375 Nummern be¬ 
kamen die Chance bis zum Abend noch 
abzustimmen. Die anderen konnten ihr 
Glück woanders versuchen. Da es in 
der ganzen Stadt nur noch zwei ande¬ 
re dieser Wahllokale gibt, die ähnlich 
überlaufen sind, haben unsere Freunde 
schließlich aufgegeben. 

Wir werden jetzt einen neuen Ver¬ 
such machen und kommen kurz vor 
11.00 Uhr wieder an dem Wahllokal 
an. Jetzt ist alles einfach, wenige Men¬ 
schen warten an der Schlange für die 
Namen von A bis M. In den zweiten 
Raum für die übrigen Buchstaben 
können wir sofort eintreten. Jeweils 
zwei Personen oder eine Familie kön¬ 
nen gleichzeitig herein. Hinter dem 
Tisch mit den Wahlunterlagen sitzen 
vier Wahlhelferinnen. Sie nehmen den 
Ausweis der/des Wählenden an sich, 
vergleichen ihn mit dem Verzeichnis 
der Wahlberechtigten des Bezirks. Da¬ 
rin sind Abbildungen eines jeden Aus¬ 
weises, incl. Foto. Nach dieser Prüfung 
wird im Wahlverzeichnis der Ausweis 
durchgestrichen. Gleichzeitig wird der 
Name laut vorgelesen. Neben dem Ein¬ 
gang sitzen vier Einwohnerinnen des 
Wahlbezirkes, ebenfalls mit Wählerver¬ 
zeichnissen. Sie kontrollieren das Vor¬ 
handensein des vorgelesenen Namens 
und markieren ebenfalls, dass die Wahl 
durchgeführt wurde. Die Wahlhelferin¬ 
nen lösen indessen jeweils einen Wahl¬ 
zettel von dem jeweiligen Block ab und 
händigen ihn den Wählenden aus, dabei 
wird der Daumen der rechten Hand mit 
Stempelfarbe markiert. 


Zwei Wahlkabinen stehen einige Meter 
neben dem Tisch mit den Unterlagen, 
eigentlich eher ein Stehpult mit einem 
Plastikvorhang, der den Oberkörper 
einer Person umhüllt. Die Stimmzet¬ 
tel werden markiert und gefaltet, dann 
werden sie jeweils in eine der drei 
Urnen gesteckt, die an der Seite des 
Raumes, neben den Tischen, aufge¬ 
reiht stehen. Deren Vorderseite ist aus 
transparentem Material, man sieht die 
Wahlzettel fallen. Die Urnen sind jetzt 
schon zu einem Drittel voll. 

Bei Oxxo erhalten die Kundinnen heu¬ 
te einen Becher Kaffee gratis, wenn sie 
den eingefärbten Daumen vorweisen. 
Angeblich gibt es bei McDonald’s so¬ 
gar ein Eis dafür ... 

2. Juli 

Aktuell sind 98,95 Prozent der Stimm¬ 
zettel ausgezählt und Pena Nieto hat 


38,15 Prozent, AMLO 31,64 Prozent. 
Die Ergebnisse haben sich langsam 
wieder etwas der Prognose angenähert, 
die mit Stichproben aus allen Wahlkrei¬ 
sen durchgeführt wurde. 

Die Probleme mit den Wahllokalen für 
Auswärtige waren keine Einzelfälle. Es 
wurden heute viele Fälle bekannt, dass 
solche Stimmlokale für Stimmberech¬ 
tigte aus anderen Wahlkreisen zum Teil 
gar nicht geöffnet wurden, obwohl sie 
noch am Wahltag angekündigt worden 
waren. 

Dadurch konnten viele Wahlberechtig¬ 
te ihre Stimme gar nicht abgeben. In 
den normalen Wahllokalen waren sie 
nicht registriert und in den wenigen 
geöffneten Sonderwahllokalen gingen 
die Stimmzettel aus. Viele Wählerin¬ 
nen hatten sich schon um 7.00 Uhr an¬ 
gestellt, und um 10.00 Uhr waren alle 
750 Stimmzettel ausgegeben, die jedem 


dieser Wahllokale zugeteilt waren. Es 
gab teilweise große Empörung über 
diese verhinderten Stimmabgaben, dies 
geht heute auch aus den Tageszeitun¬ 
gen hervor. 

Es gab zwar Beschwerdestellen, die 
Meldungen über Unregelmäßigkeiten 
entgegennahmen. Allerdings nicht um 
sie direkt abzustellen, sondern um bei 
den nächsten Wahlen in sechs Jahren 
besser auf die gemeldeten Probleme 
zu achten. 

3Juli 

Wurden Stimmen gekauft, um einen 
Wahlsieg von Pena Nieto und der PRI 
abzusichern? Seit gestern gibt es Ge¬ 
rüchte, dass das vor allem in den armen 
Stadtrandgebieten von Mexiko-Stadt 
in großem Umfang geschehen ist. In 
den Soriana-Supermärkten präsentie¬ 
ren am Montag und Dienstag Hunderte 
von Kunden bei ihren Lebensmittelein¬ 
käufen Geschenkgutscheine in Form 
von Prepaid-Karten, die sie von den 
Wahlgewinnern erhalten hätten, einige 
von ihnen in den Pena Nieto-T-Shirts, 
die im Wahlkampf verteilt wurden. 
Somit verstärkt sich der Eindruck, dass 
durch diese Stimmenkäufe eine enor¬ 
me Wahlbeeinflussung stattgefunden 
hat. Das stellt die Wahlergebnisse na¬ 
türlich sehr in Frage. 

Doppelten Betrug sehen übrigens die¬ 
jenigen, denen ein Kartenwert von 500 
Pesos (ca. 25 Euro) versprochen wor¬ 
den war und die jetzt feststellen, dass 
ihnen nur 100 Pesos (ca. fünf Euro) für 
ihre Einkäufe zur Verfügung stehen. 
Morgen sollen die offiziell bestätig¬ 
ten Wahlergebnisse bekannt gegeben 
werden. Mal sehen, was dabei heraus 
kommt. 

In Tamaulipas wurden gestern durch 
eine Autobombe zwei Wachsoldaten 
getötet und vier schwer verletzt. Der 
Sekretär für Öffentliche Sicherheit, 
Rafael Lomeli, blieb unverletzt. 

4Juli 

Die Kommission des nationalen Wahl¬ 
instituts tagt, um die bestätigten Wahl¬ 
ergebnisse zu ermitteln. Seit der Nacht 
gibt es Demonstrationen vor dem Ta¬ 
gungsort, die Menschenmenge ist sehr 
aufgebracht und protestiert gegen mut¬ 
maßliche Wahlfälschungen. 

Über 50 Prozent der Wahlurnen zu den 
Präsidentschaftswahlen sollen nachge¬ 
zählt werden. Andres Lopez Obrador 
hat inzwischen auch offiziell die Über¬ 
prüfung der Wahlergebnisse eingefor¬ 
dert. Er charakterisiert das gebetsmüh¬ 
lenartige Betonen der PRI, wie „trans¬ 
parent“ diese Wahlen gewesen seien, 
als zynisch. Gerade die Transparenz 
sei bei diesen Wahlen extrem schlecht 
gewahrt worden. 


Der Popanz „gelbe Gefahr“ 

Obama sieht US-lnteressen im pazifischen Raum gefährdet 


Wie der deutsche Kaiser Wilhelm II. 
vor 120 Jahren den Popanz „gelbe Ge¬ 
fahr“ aufbauen ließ, um die Stationie¬ 
rung sogenannter Schutztruppen in 
China zu rechtfertigen, ist „The Yel¬ 
low Peril“ wie es seit dem Ende des 
19. Jahrhunderts unter US-amerikani¬ 
schen Imperialisten und deren Propa¬ 
gandisten heißt, bis heute geeignet, die 
strategische Einkreisung der Volksre¬ 
publik zu rechtfertigen. 

Denn obwohl China seine Militäraus¬ 
gaben in den vergangenen zehn Jahren 
vervierfacht hat, erhält die chinesische 
Volksbefreiungsarmee (VBA) gerade 
mal 20 Prozent der Summe, die Jahr für 
Jahr im Budget der USA für militäri¬ 
sche Zwecke vorgesehen ist. 

Die Administration von Friedensnobel¬ 
preisträger und Kriegspräsident Barack 
Obama ist dennoch der Ansicht, die - 
nach wie vor ausschließlich auf Vertei¬ 
digung eingestellte - VBA gefährde 
„vitale Interessen der USA im pazifi¬ 
schen Raum“, was einer Erklärung Wa¬ 


shingtons zufolge nun „entsprechende 
Vorkehrungen“ erforderlich mache. 
Weil die USA ihre strategischen Pri¬ 
oritäten künftig nicht mehr im Nahen 
Osten und in Europa, sondern im pa¬ 
zifischen Raum sehen, betrifft die von 
Obama angekündigte Kürzung des 
Pentagonhaushalts die China umge¬ 
bende Region ausdrücklich nicht. Im 
Gegenteil: Die USA arbeiten am Wie¬ 
deraufbau ihrer in den letzten Jahr¬ 
zehnten teils aufgegebenen, teils ver¬ 
lorengegangenen Stützpunkte in Süd¬ 
ostasien. 

Während die USA-Luftwaffe auf den 
Philippinen, in Südkorea, Malaysia, 
Thailand, Singapur, den Marshallin¬ 
seln, Guam und Diego Garcia stati¬ 
oniert ist, befindet sich in Japan der 
größte Flottenverband der US-ame¬ 
rikanischen Seestreitkräfte. Von Aus¬ 
tralien aus werden die Atom-U-Boote 
der USA im Pazifik dirigiert, außerdem 
sind dort seit November vergangenen 
Jahres Angehörige des „U.S. Marine 
Corps“ stationiert, deren Gesamtstär¬ 


ke von 2.500 Soldaten spätestens 2017 
erreicht werden soll. 

Selbst ehemalige Kriegsgegner will 
Washington in seinen alles andere als 
heimlichen Aufmarsch gegen die zweit¬ 
größte Volkswirtschaft der Welt einbin¬ 
den. Als höchstes Regierungsmitglied 
seit der Niederlage der USA im Viet¬ 
namkrieg reiste Pentagonchef Leon 
Panetta Anfang Juni in das südostasi¬ 


atische Land, um ausgerechnet in der 
Bucht von Cam Ranh - die einst den 
französischen Kolonialisten als Militär¬ 
hafen und später im Vietnamkrieg den 
US-amerikanischen Aggressoren als 
Nachschubbasis diente - Washingtons 
Wunsch nach „besserem Zugang“ für 
seine Kriegsschiffe zu äußern. 

Diese konnten in den vergangenen Jah¬ 
ren zwar wiederholt in vietnamesischen 


Häfen anlegen, nicht aber in dem be¬ 
gehrten Tiefwasserhafen in der Bucht 
von Cam Ranh, die strategisch günstig 
an einem Einschnitt des Südchinesi¬ 
schen Meeres an der Südostküste Vi¬ 
etnams liegt. 

Auch Neuseeland, Birma und Ostti¬ 
mor macht Washington neuerdings 
Avancen, und während Außenminis¬ 
terin Hillary Clinton (im Zusammen¬ 
hang mit kollidierenden Ansprüchen 
Chinas und Japans auf die im Ostchi¬ 
nesischen Meer gelegenen Diaoyu-In- 
seln) unlängst erklärte, die USA hätten 
„ein nationales Interesse an der Frei¬ 
heit der Schifffahrt und an ungehin¬ 
dertem rechtmäßigem Handel“, beton¬ 
te Robert D. Kaplan, bis vor wenigen 
Wochen „Senior Fellow“ am erzkon¬ 
servativen Washingtoner „Center for a 
New American Security“, die verstärk¬ 
te Militärpräsenz der USA in der in¬ 
dopazifischen Region solle die „Finn- 
landisierung“ Vietnams, Malaysias und 
Singapurs durch China verhindern. 

Oliver Wagner 
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Gastkommentar von Gerd Deumlich 


„Reformieren“ oder 
abschaffen? 

Es will schon etwas heißen, wenn der Verfassungsschutz-Skandal die öffent¬ 
liche Debatte provoziert, ob der Geheimdienst „reformiert“ oder gänzlich in 
Frage gestellt werden soll. Die Tatsachen sprechen eher für Letzteres. 

Nicht genug, dass vor Jahren, als der „NSU“ seine rassistische Mordserie ver¬ 
übte, die betroffenen Ausländerfamilien als Täter verdächtigt und die Neonazis 
von Ermittlungen verschont wurden, stellt sich jetzt heraus, dass im Verfas¬ 
sungsschutz Akten, die den Hintergrund hätten erhellen können, vernichtet 
worden sind. Doch wird sofort die Tendenz erkennbar, die Vorgänge zu ver¬ 
tuschen. Dem Referatsleiter wird seine bürokratische Ausrede abgenommen, 
obwohl er den Aktenschredder just in dem Moment angeworfen hatte, als die 
„NSU“-Mordserie aufflog und dann noch das Datum fälschte. Will man die 
Peinlichkeit verbergen, dass nicht nur der Verfassungsschutz seine V-Leute bei 
den Neonazis hat, sondern diese auch Kumpane im VS-Apparat? 

Der Mann wird vor der Öffentlichkeit sorgsam verborgen. Doch ist die Fra¬ 
ge zu stellen: Was sind das für Leute, die dort anonym ihr Unwesen treiben 
können? So wie total anonym irgendwelche Schreiberlinge das Verdikt „ver¬ 
fassungsfeindlich“ über Antifaschisten in VS-Berichte setzen können. Prompt 
finden sich Gleichgesinnte in Finanzbehörden, die willkürlich das Urteil des 
VS zum Anlass nehmen wollen, z.B. der VVN-BdA die Gemeinnützigkeit ab¬ 
zuerkennen. 

Wie abstrus im Verfassungsschutz gearbeitet wird, zeigt die Anordnung 
Schäubles, als er noch Innenminister war, im VS die Abteilungen „Rechts“- 
und „Linksextremismus“ zusammenzulegen, weil ja beide „Extreme“ gemäß 
der Totalitarismus-Theorie gleichermaßen zu bekämpfen sind. Wenn auch die 
formale Regelung wieder geändert wurde - die obskure Theorie gilt noch heute 
für den „Verfassungsschutz“ und diverse Institutionen. 

Den Nutzen haben allemal die Neonazis. Kommt man schon nicht umhin, sich 
mit dem Treiben der „NSU“ zu befassen, wird die NPD offiziellerseits beflis¬ 
sen von der „NSU“ unterschieden und ein NPD-Verbot auf die lange Bank 
geschoben. Und auf V-Leute will der VS keinesfalls verzichten. 

Zwar muss im Falle der Aufklärung über den „NSU“ ein „Versagen“ des VS 
eingestanden werden, aber das Interesse, die Angelegenheit zu verharmlosen, 
ist unverkennbar. Es soll die Möglichkeit keinen Schaden nehmen, mittels Ge¬ 
heimdiensten Politik zu machen. Doch genau das ist nach allen Erfahrungen 
mit dem Verfassungsschutz in Frage zu stellen. 


Sonderfall Deutschland 

An Deutschland gehe die Krise vorüber. Deutschland sei ein Sonderfall. Es 
vergeht kaum ein Tag an dem diese frohe Kunde von Wirtschaft und Regierung 
nicht in unsere Wohnzimmer dringt. 

Die neuesten Zahlen der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung strafen diese Sichtweise nachhaltig Lügen. In wichtigen Be¬ 
reichen schneidet Deutschland sogar wesentlich schlechter ab als der Durch¬ 
schnitt im OECD-Raum, der fast ganz Europa und die wichtigsten Industrie¬ 
länder umfasst. So sind 50 Prozent der Arbeitslosen in Deutschland länger als 
ein Jahr ohne Job - der Großteil dieser Gruppe sogar länger als zwei Jahre. 
Zum Vergleich: Im OECD-Raum liegt der Anteil der Langzeitarbeitslosigkeit 
bei 35 Prozent. 

Gesunken ist der Anteil von Löhnen, Gehältern und Sozialleistungen am deut¬ 
schen Nationaleinkommen. Lag er in den frühen 1990er Jahren noch bei 67 
Prozent, so steht er aktuell bei 62 Prozent. Damit einher geht eine größere 
Einkommensungleichheit, die sich, wie in anderen OECD-Ländern, vor allem 
bei Geringqualifizierten manifestiert. Für die wachsende Ungleichheit sind un¬ 
ter anderem die erheblich zurückgegangenen Tarifbindungen verantwortlich 
(von 72 auf 62 Prozent der Beschäftigten mit Tariflohnanspruch). Auch andere 
Zahlen bestätigen die massiven sozialen Verschlechterungen im OECD-Raum 
und in Deutschland. 

Es wird höchste Zeit, dass sich die Gewerkschaften bewusst werden, wir be¬ 
finden uns mitten in der Krise. Mit der begründeten Aussicht, dass das dicke 
Ende noch kommt. Wer keinen Widerstand leistet, muss sich nicht wundern, 
wenn der Sozialstaat in ganz Europa vor die Hunde geht. Adi Reiher 


Jeder Tag ein Erlebnis 

Die unsagbaren Zustände in lateinamerikanischen Gefängnissen sind schon 
Grund genug, sich dort keinerlei Vergehens schuldig zu machen. Eben des¬ 
halb, damit man es nicht mit Verhältnissen zu tun bekommt, die Berichte aus 
Haftanstalten der argentinischen Provinz Neuquen im Juni offenlegten: Viel 
zu kleine Zellen; wochenlang keine Matratzen für Neuankömmlinge; keine 
oder zu wenige Ärzte; Heizung funktioniert nicht; das Essen ist wenig und 
schlecht; das, was der Herrgott in seinem weisen Ratschluss für die schmutzi¬ 
gen Ecken geschaffen hat und was wir despektierlich „Ungeziefer“ nennen, in 
biblischen Ausmaßen; Katzen auf den Fluren und in den Zellen, auf dass man 
der Rattenplage Herr werde; offenliegende Stromleitungen; verstopfte Klos; 
an Warmwasser ist kaum zu denken und kaltes Wasser gibt es nur dann und 
wann. Von den sozialen Konsequenzen solcher Umstände (Mord, Vergewalti¬ 
gung, Nötigung) ganz zu schweigen. 

Aber wer arm ist, hat oft keine Wahl und macht Dinge, die nur dem nackten 
Überleben dienen. Oder kann sich keinen Rechtsbeistand leisten und wird für 
Dinge eingesperrt, die andere getan haben. 

Und dann gibt es Menschen, die kommen - einfacher Umkehrschluss - nicht 
ins Gefängnis, weil sie reich sind. Denn ihre Rechtsbeistände helfen ihnen aus 
jedem Schlamassel. 

Oder sie dienen eben genau dem System, das diese Zustände hervorgebracht 
hat und beibehalten möchte: dann passiert ihnen auch nichts. So war es mög¬ 
lich, dass der argentinische Diktator Jorge Videla mitschuldig am Mord an 
30 000 Menschen wurde und sich am Diktaturende amnestieren ließ. Erst die 
Kirchner-Regierung machte sich ab 2003 an die Aufarbeitung. Am 5. Juli wur¬ 
de der 86-jährige Videla wegen Kindesraubes in fünfhundert Fällen (Kinder 
ermordeter Diktaturgegner) zu 50 Jahren Gefängnis verurteilt. 

Dass er in eines dieser oben beschriebenen Gefängnisse muss, ist so wahr¬ 
scheinlich wie dass er 136 Jahre alt wird. Da wäre es besser, er hätte nur fünf 
Jahre, aber jeden Tag davon in Neuquen bekommen. Günter Pohl 
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Der Kommunist muss wieder rein! 

ln Dortmund werden die Kommunalwahlen wiederholt 


Wolfgang Richter kandidiert auf 
Platz 1 für die Liste „Linkes Bündnis 
Dortmund - Parteilose Linke, DKP 
und SDAJ“. Er ist nicht parteilos und 
auch nicht in der SDAJ, er ist Mitglied 
der DKP und Mitglied im Bündnis. Er 
ist Kommunist. 

Wolfgang Richter war Professor an 
der FH Dortmund im Fachbereich Ar¬ 
chitektur - wenn er Architektur- und 
Stadtplanung in Dortmund kritisiert, 
weiß er, wovon er spricht. Er ist Mit¬ 
glied der IG Bauen-Agrar-Umwelt 
und in lokalen Bündnissen wie dem 
Sozialforum Dortmund, dem Bündnis 
„Her mit dem Sozialticket“, dem Bünd¬ 
nis Dortmund gegen Rechts und eben 
auch dem Linken Bündnis Dortmund. 
Er ist ein bisschen stolz darauf, dass er 
überall „angenommen“ wird - nicht 
trotz sondern wegen seiner politischen 
Ideen und Positionen. 

Anders Herr Sierau, damals Planungs¬ 
dezernent, heute OB. Der diffamierte 
Wolfgang Richter während der Aus¬ 
einandersetzungen um einen neuen 
Flächennutzungsplan schriftlich: „Im 
Unterschied zu mir (Sierau) haben Sie 
(Richter) kein Interesse daran, dass die 
Stadt vorankommt und davon auch die 
Menschen profitieren“. Und: „Sie sind 


für mich als ernstzunehmender Ge¬ 
sprächspartner leider entbehrlich“. 
Über diesen Abstand ist der Kommu¬ 
nist Wolfgang Richter auch ein biss¬ 
chen stolz. 

Es hätte der Stadt und ihren Menschen 
viele Fehlentwicklungen erspart, wenn 
die OBs und ihre Gefolgschaften auf 
unsere Opposition gehört hätten. Dann 
wären die Dortmunder Millionengrä¬ 
ber nicht geschaufelt worden. Die 
soziale Spreizung in der Stadt hätte 


nicht die Schärfe erreicht, in der heu¬ 
te 130 000 Menschen armutsgefährdet 
leben. Die Stadtbibliothek könnte wei¬ 
ter Bücher kaufen. Gegen den radikal 
zerstörerischen Neoliberalismus setzen 
wir unser radikal lebendiges Programm 
„Gleiche Rechte für alle! Frieden. Ar¬ 
beit. Sozialismus.“ 

Dafür setzt sich unser Spitzenkandidat 
Wolfgang Richter ein - beim Hoesch- 
parkfest ebenso wie im Rat der Stadt. 

Hanfried Brenner 



Respekt vor den Menschen 


Gabi Brenner kandidiert für das Lin¬ 
ke Bündnis Dortmund auf Platz 2 der 
Reserveliste für den Rat. Sie arbeitete 
als Anästhesistin im Klinikum DO und 
ist seit einigen Wochen in Altersteilzeit. 
Die Dortmunder DKP-Stadtzeitung 
„Heiße Eisen“sprach für ihre aktuelle 
Ausgabe mit der Kandidatin. 

Heiße Eisen: Kürzlich wurde ein zen¬ 
trales Operations- und FunktionsZent¬ 
rum eröffnet. 

Gabi Brenner: Das „ZOPF“ war not¬ 
wendig nach jahrelangem Investitions¬ 
stau. Aber die Beschäftigten waren we¬ 
der an den Planungen beteiligt, noch 
wurden ihre Interessen berücksichtigt - 
mit weniger Personal werden nun mehr 
Patienten in kürzerer Zeit durch den 
OP-Betrieb geschleust. 

Heiße Eisen: 2013 wird Rudolf Mintrop 
der kaufmännische Leiter. Eine Lokal¬ 
zeitung schrieb: „Private Klinikbetrei¬ 
ber sieht Mintrop mit Skepsis - für ihn 
ist Gesundheit Daseinsvorsorge.“ 

Gabi Brenner: Das hört sich positiv an. 
Aber Schutz vor Privatisierung gibt es 
mit der Stadt nicht. Das ZOPF hat das 
Klinikum zu einem begehrten Objekt 
für private Krankenhauskonzerne ge¬ 
macht - „gekauft wird, was Rendite 
verspricht“ (Helios). Für mich ist dies 
eine Grundsatzfrage, weil Patienten mit 
ihren Krankheiten keine Ware, kein 
Spekulationsobjekt sein dürfen. 

Heiße Eisen: Das Klinikum schreibt 
wieder schwarze Zahlen. Welchen Preis 
haben die Beschäftigten dafür gezahlt? 



Gabi Brenner: In der Pflege wurden 
rigoros Stellen abgebaut. Das gut aus¬ 
gebildete Pflegepersonal wurde redu¬ 
ziert, angelernte Hilfskräfte und flexi¬ 
ble „Pool“mitarbeit sind jetzt Standard. 
Das „Service do“ ist ein Billigkonzept 
für Küche, Lager, Wäscherei. 

Heiße Eisen: Gegen solche Miss stän¬ 
de betreibt ver.di die Kampagne „Der 
Druck muss raus“ 

Gabi Brenner: Auch wenn die Reso¬ 
nanz in Dortmund nicht mit der in der 
Charite Berlin vergleichbar ist: Es ist 
gut, dass ver.di die Kollegen immer 
wieder durch richtige Argumente un¬ 
terstützt - das ist Voraussetzung für Wi¬ 
derstand der Betroffenen. 

Heiße Eisen: Warum kandidierst Du für 
das Linke Bündnis Dortmund? 


Gabi Brenner: Ich habe Respekt vor 
den Menschen, die hier aktiv sind und 
die auch seit Jahren für die Interessen 
der Beschäftigten des Klinikums ein- 
treten. Ich würde gern erreichen, dass 
mehr Leute beim Linken Bündnis 
Dortmund mitmachen - auch solche, 
die wie ich keiner Partei angehören. 

Hilfe 

erwünscht 

Der Wahlkampf konnte auch auf¬ 
grund tatkräftiger Unterstützung von 
der DKP Bottrop erfolgreich eröffnet 
werden, andere DKP-Kreise wie Gel¬ 
senkirchen haben ihre Hilfe zugesagt. 
Die Dortmunder DKP bedankt sich für 
die Solidarität und freut sich über wei¬ 
tere Unterstützung des Wahlkampfes. 
Dazu folgende Hinweise: 
Informationstände werden immer am 
Freitag nachmittags um 17.00 Uhr und 
immer am Samstag vormittags um 
11.00 Uhr, zweite Schicht mittags um 
13.00 Uhr durchgeführt. Treffpunkt ist 
immer das Z, eine halbe Stunde vor den 
o.a. Terminen. Anmelden erwünscht 
im Z: 0231 814709 oder bei Udo: 0231 
750 059, Wolfgang: 0231 4271059, Ste¬ 
fan 0170 1807271. 

Wenn es gewittert oder schneit, wer¬ 
den im Z vorhandene Plakatplatten 
vorbereitet und neu beklebt. Wer da¬ 
bei helfen will, kann das auch zu ande¬ 
ren selbstgewählten Terminen machen. 


Karrikatur: Bernd Bücking 
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Massen protest 
gegen Atomenergie 
in Japan 

200 ooo fordern am 29. Juni 
„Keinen Neustart“ 
vor dem Sitz des 
japanischen Premierministers 




In Japan ist nichts sicher 


Tepco gibt vor, pleite zu sein; so ist 
es der japanische Staat, der nun Mil¬ 
liarden in den Konzern pumpt, damit 
dieser die Bauarbeiten am AKW Fu- 
kushima Daiichi fortsetzen kann. Der 
Reaktor 4 des Kernkraftwerkes in Fu- 
kushima stellt immer noch ein hohes 
Sicherheitsrisiko dar. Die ersten Bilder, 
die in der Öffentlichkeit verbreitet wur¬ 
den, zeigten die Vorderseite des vier¬ 
eckigen Reaktors mit zwei tragenden 
Wänden. Die Bilder von der Rücksei¬ 
te zeigen, dass das Abklingbecken auf 
genau zwei Wänden steht, in denen sich 
schon Risse von fünf Zentimetern zei¬ 
gen. In dem Abklingbecken befinden 
sich 1 535 Brennstäbe, die nach einer 
Wasserstoffexplosion ungeschützt un¬ 
ter einer Plane liegen. Die Arbeiter, die 
dort versuchen den Pool zu stabilisie¬ 
ren, erhalten 3 500 Euro täglich, für den 
gewissen Tod. Sie tragen ein Dosimeter, 
das sich bei Strahlung verdunkelt und 
anzeigt, wann die maximale Strahlen¬ 
belastung erreicht ist, dann dürfen die 
Arbeiter nicht mehr ins AKW zurück. 
Viele Arbeiter legen ihre Dosimeter 
beiseite, um länger dort arbeiten zu 
können, mit dem Bewusstsein, ihrer 
Familie eine gesicherte Existenz zu 
hinterlassen. Der Rückbau des AKWs 
wird etwa 30-40 Jahre dauern. Das Ab¬ 
klingbecken stellt dabei das größte Si¬ 
cherheitsrisiko dar. Sollte erneut ein 
Erdbeben die Region erschüttern und 
das Abklingbecken abstürzen, müss¬ 
te auch ganz Tokio, das keine 250 km 
entfernt liegt, evakuiert werden. Dabei 
handelt es sich um 20 Millionen Men¬ 
schen. Schon bei Fukushima war der 


Staat nicht in der Lage, eine Evaku¬ 
ierung durchzuführen und Menschen 
wurden teilweise in noch verstrahltere 
Gebiete umgesiedelt. 

Die Katastrophe war vermeidbar; das 
stellte nun am 5. Juni eine unabhängi¬ 
ge Kommission - bestehend aus Regie¬ 
rung und Atomlobby - fest. Sie pran¬ 
gern an, dass Staat und Konzern nichts 
unternommen haben, obwohl das Risi¬ 
ko bekannt war und sie wussten, dass 
das AKW einem Tsunami und Erd¬ 
beben nicht standhalten wird. Diese 
Erkenntnis ist für viele nichts Neues. 
Doch jetzt müssen Köpfe und Kon¬ 
zerne rollen. In Japan werden nicht 
alle AKW von Tepco betrieben son¬ 
dern auch von Kepco (Kansai Electric 
Power & Co.). Kepco gehört auch das 
AKW Oi, dessen dritter Reaktor wie¬ 
der ans Netz gegangen ist. Premiermi¬ 
nister Noda ist die Person, an der nun 
der Widerstand forciert wird. So sind 
die großen Freitagsdemonstrationen 
organisiert von der Opposition im 
Parlament. Ihr Ziel, Noda zum Rück¬ 
tritt zu bewegen, erhält nun eine neue 
Dynamik und ist ein Ventil für Anti- 
AKW Proteste. Während die von Na- 
zen (Bündnis gegen Atomkraft) orga¬ 
nisierten Demonstrationen lange Zeit 
nur weniger als hundert Teilnehmende 
zählten, wurden diese immer wieder 
kriminalisiert. Was bei uns 48 Stun¬ 
den Untersuchungshaft sind, sind in 
Japan 23 Tage, die man ohne konkre¬ 
ten Grund festgehalten werden kann. 
Während das Verhalten der Polizei 
und Ordnungskräfte sehr zurückhal¬ 
tend erscheint, tragen die Veranstal¬ 


ter der Demonstration das Risiko 
und werden dann im Nachhinein fest¬ 
genommen; Gründe für Festnahmen 
können alle möglichen Verstöße wäh¬ 
rend der Demonstration und irgend¬ 
welcher Teilnehmerinnen an der Ver¬ 
anstaltung sein: zu langsames Gehen, 
Nutzung der Straße anstatt nur des 
Gehweges, das Verteilen von Flugblät¬ 
tern außerhalb vorher vorgegebener 
Verteilzeiten (z.B. 7.30-8.00 Uhr). Die 
Demonstrationen gegen Noda dage¬ 
gen sind nicht kriminalisiert worden. 
Doch egal ob Tepco oder Kepco, ob 
Konservative oder Sozialdemokraten, 
AKW sind nicht sicher. So stellte der 
Bürgermeister von Osaka, Toru Ha¬ 
shimoto auf der Hauptversammlung 
von Tepco den Antrag, alle AKW still¬ 
zulegen, nicht nur herunterzufahren. 
Bei einem Treffen mit Premierminis¬ 
ter Noda forderte er neue Sicherheits¬ 
vorschriften und ein neues Krisenma¬ 
nagement. Die Regierung antwortete, 
falls die Regierung diese Punkte akti¬ 
viere, könne kein Atomreaktor reak¬ 
tiviert werden. 

Frau Merkel hat den Atomausstieg be¬ 
schlossen, berichten uns einige Japaner 
glücklich. Groß sind dann die Augen, 
wenn sie hören, dass die Anti-AKW- 
Bewegung die Regierung dazu gezwun¬ 
gen hat. Auch 2020 ist kein sicheres 
Datum. So stellen wir fest: Eine japa¬ 
nische und deutsche Anti-AKW-Bewe- 
gung muss gemeinsam einen sofortigen 
AKW Ausstieg erzwingen - weltweit! 
So können wir die Menschen in Fuku¬ 
shima am besten unterstützen. 

Lydia Will 
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Theorie und Geschichte 


unsere zeit CE 


Erkundungsreise durch den Stamokap 3.0 

Werner Rügemer nimmt Rating-Agenturen und ihre Macht unter die Lupe 



E s gibt wenige Bücher zu komple¬ 
xen ökonomischen Themen, die 
für Nicht-Ökonomen wirklich 
verständlich sind und ohne viel Fach- 
Chinesisch, Kolonnen von Zahlen, 
Statistiken, Tabellen, Schaubildern etc. 
auskommen. Werner Rügemer, inter¬ 
ventionistischer Philosoph, Publizist 
und Lehrbeauftragter an der Univer¬ 
sität zu Köln hat ein weiteres geschrie¬ 
ben. Es ist spannend wie das Plädoyer 
eines Staranwaltes, der eine Jury (uns) 
Schritt für Schritt immer tiefer in die 
Eigentumsverhältnisse, das globale Be¬ 
ziehungsgeflecht und die Funktions¬ 
weise seines Angeklagten mitnimmt. 
Ich würde den Angeklagten „Stamo¬ 
kap 3.0“ oder auch „Imperialismus 
3.0“ nennen, selbst wenn der Autor 
diese Begriffe nicht benutzt. Er nennt 
ihn den „westlichen“ Kapitalismus, der 
nicht dem „ökonomischen“ Kapitalis¬ 
mus, dem Markt oder dem Wettbewerb 
und schon gar nicht der Demokratie 
weltweit zur Geltung verhelfen will, 
sondern nach „westlichem Alleineigen¬ 
tum“ strebt (S. 10) durch „Enteignung 
anderer Kapitalismen, mithilfe welcher 
Methoden auch immer“ (S. 66). 
Werner Rügemer findet „Ökonomie 
zu wichtig, um sie den Ökonomen zu 
überlassen“ und hat sich nach seinen 
bekannten Büchern „Die Berater“ 
(2004), „ArbeitsUnrecht“ (2009) und 
„Heuschrecken im öffentlichen Raum“ 
(2011) nun die drei großen Ratingagen¬ 
turen, Standard & Poors, Moody’s und 
Fitch vorgenommen, die spätestens seit 
der jüngsten Finanz- und Wirtschafts¬ 
krise 2007 ständiges Thema der medi¬ 
alen und politischen Aufmerksamkeit 
sind. Wem gehören sie? Und was ist 
das Geheimnis ihrer globalen Macht? 
Und warum sind sie selbst „für ihre 
zahl- und folgenreichen falschen Ra¬ 
tings auf der ganzen Welt noch nie zur 
Rechenschaft gezogen worden“? Das 
sind die zentralen Fragen, denen Rü¬ 
gemer nachgeht, um Einblicke in die 
Kapitalmacht der Gegenwart zu er¬ 
möglichen. Zur Beantwortung hält er 
„rein ökonomische oder ökonomisti- 
sche Erklärungsmodelle ohnehin hin¬ 
derlich, ob sie nun - etwas pauschal 
ausgedrückt - der heutigen Leitwis¬ 
senschaft Ökonomie in rechter, linker 
oder mittlerer Ausprägung zugehören. 
Sie ergehen sich in allgemeinen pro¬ 
beziehungsweise antikapitalistischen 
Behauptungen“ (S. 9) 

Die Besonderheit von 
„Kapitalmacht“ heute 

Rügemer nähert sich dem Problem 
mithilfe des Konzepts der „Kapital¬ 
macht“ 1 : „Diese anonymisierte, dem 
Rechtsstaat und der demokratischen 
Gestaltung entzogene, zugleich staat¬ 
lich gestützte, wettbewerbsfeindliche, 
globale Kapitalmacht ist die logische 
Folge des kapitalistischen, westlichen 
Privateigentums. Es hat sich allerdings 
im Unterschied zur Entstehungszeit 
in eine tiefgestaffelte, systemisch ge¬ 
schützte Zone geflüchtet... Eine Be¬ 
sonderheit besteht heute darin, dass 
der ökonomische Kapitalismus sich 
mit den unterschiedlichsten, politisch- 
ideologischen Machtformen verbinden 
kann: Kapitalismus verbindet sich heu¬ 
te ebenso gut mit feudalen, monarchis¬ 
tischen, despotischen wie mit demokra- 
tisch-parlamentaristischen Systemen, 
auch mit christlichen, islamistischen, 
zen-buddhistischen und zionistischen 
Kirchen und Staaten ebenso wie mit 
sich konservativ, sozialdemokratisch 
und sozialistisch nennenden Parteien, 
ja sogar mit einer kommunistischen 
Partei; und unter all diesen sind wie¬ 
der die verschiedensten Kombinatio¬ 
nen möglich.“ (S. 67) 

Ein globales „System der 
Sy st e m re I e va n t e n “ 

Rügemer bezieht sich mit diesem Kon¬ 
zept auf das kanadisch-israelische For¬ 
scherteam Nitzan/Bichler und auf For¬ 
scher aus dem Bereich „Systemdesign“ 
der Eidgenössischen TH Zürich. Letz¬ 
tere haben aus den Besitz- und Macht¬ 
verhältnissen der 43 000 größten Un¬ 


ternehmen den „Kern der westlichen 
Kapitalmacht“ abgebildet, ein „System 
der Systemrelevanten“ und eine „rela¬ 
tiv flexible Hierarchie zwischen den 
transnational untereinander verfloch¬ 
tenen Kapitalgruppen“, die „schon als 
Einzelne in ihren jeweiligen Sitzstaa¬ 
ten als systemrelevant gelten “(S. 65). 
Sie kamen auf gegenwärtig 147 mul¬ 
tinationale Konzerne, die „über tau¬ 
sendfache gegenseitige Beziehungen 
und über (mit)Eigentum nach unten 
die Weltwirtschaft beherrschen, indem 
ihnen davon mit 40 Prozent der dyna¬ 
mische und konzentrierteste Teil ge¬ 
hört. Dreiviertel der Kerngruppe sind 
Finanzakteure, die wir zum Teil als Mit¬ 
eigentümer der Rating-Agenturen ken¬ 
nen: Barclays, Capital Group, Fidelity, 
Axa, State Street, JPMorgan Chase, 
Vanguard, United Bank of Switzer- 
land, Merrill Lynch, Wellington, Deut¬ 
sche Bank, Credit Suisse, Bank of New 
York, Mellon, Natixis, Goldman Sachs, 
T. Rowe Price, Morgan Stanley, Mitsu¬ 
bishi, Northern Trust, Societe Generale, 
Bank of America, Allianz, Massachu¬ 
setts Mutual, ING, Nomura, Unicredito 
und andere.“ (S. 66) 

Wem gehören die Ratingagenturen? 

Rügemer fasst die Hauptergebnisse 
seiner sehr detaillierten „Erkundungs¬ 
reise“ schon in der Einleitung zusam¬ 
men. „Wem gehören die drei großen 
Rating-Agenturen? Es sind dieselben 
Eigentümer, die auch Miteigentümer 


der großen Banken und multinationa¬ 
len Konzerne sind. Damit eröffnet sich 
eine ganz andere Sicht auf die Krite¬ 
rien und Praktiken der Rating-Agen¬ 
turen: Sie handeln nicht selbstständig, 
wie die öffentliche Meinung unterstellt, 
sondern sie sind der verlängerte Arm 
ihrer Eigentümer... Nicht Schuldenab¬ 
bau, sondern systemische Überschul¬ 
dung ist der Auftrag der Agenturen. 
Und dabei sind die Schulden, bezie¬ 
hungsweise die Kredite nur die Basis 
für weitergehende Finanzoperationen, 
für Derivate, mithilfe derer die Eigen¬ 
tümer der Rating-Agenturen erst ihre 
großen Gewinne machen.“ (S. 10) Ra¬ 
tings von Staaten oder Unternehmen 
seien also „keine ,objektiven 4 Bewer¬ 
tungen, sondern einseitige, strategiebe¬ 
dingte Instrumente mächtiger Finanz¬ 


akteure.“ (S. 10) Rügemer stellt die Be¬ 
schaffenheit dieser Instrumente und 
somit das Entstehen und Wirken von 
Ratings in mehreren Kapiteln erstmals 
detailliert und zusammenhängend dar. 
Kriterien des Ratings, Arbeitsweise der 
Agenturen, kriminalitätfördernde Be¬ 
dingungen ihrer Arbeit und Verrecht¬ 
lichung Unrechten Tuns nimmt er un¬ 
ter die Lupe und resümiert: „Das Wohl 
und Wehe von Unternehmen, Beschäf¬ 
tigten, Empfängern staatlicher Trans¬ 
fers, Volkswirtschaften und Staaten ist 
den Agenturen und ihren Eigentümern 
nicht ganz gleichgültig, aber von sehr 
untergeordneter Bedeutung; mögliche 
Kollateralschäden, Verwüstungen und 
Untergänge gehören zum Geschäfts¬ 
modell.“ (S. 11) 

Die andere Quelle der Macht 

„Ihre Macht haben die Agenturen aber 
nicht nur durch ihre mächtigen Eigen¬ 
tümer“, schreibt Rügemer, „sondern 
auch aus einer zweiten Quelle: Die Re¬ 
gierungen und gesetzgebenden Parla¬ 
mente des westlichen Kapitalismus 
gaben ihnen die hoheitliche Aufgabe 
das Kreditwesen zu regulieren. Dieses 
in den USA entwickelte privat-staatli¬ 
che System wurde dann seit Mitte der 
70er Jahre globalisiert, also in nationa¬ 
len Regularien, in das internationale 
Zentralbankensystem, in den interna¬ 
tionalen Währungsfonds IWF, in die 
Europäische Zentralbank wie auch die 
Alltagspraxis der Finanzindustrie auf¬ 


genommen. Die Propagandisten der 
,Deregulierung 4 haben also ... auch 
mithilfe der Rating-Agenturen ein neu¬ 
es, nun eben privat dominiertes Regu¬ 
lierungssystem geschaffen, das staatlich 
gestützt wird.“ (S. 11) Der Staat fungie¬ 
re dabei als „Sicherheits- und Enteig¬ 
nungsagent“, schreibt Rügemer: „Diese 
verfilzte Kapitalmacht würde sich aller¬ 
dings nicht halten, wenn sie nicht von 
staatlichen und staatsnahen privaten 
Institutionen geduldet, geschützt und 
gestützt würde.“ Zwischen ihnen herr¬ 
sche zudem der „Mechanismus der re- 
volving door, also der Drehtür, durch 
die Beschäftigte von Privatwirtschaft 
nach Staatsdienst und von Staatsdienst 
nach Privatwirtschaft wechseln: Von 
der Rating-Agentur zur Bank, von der 
Bank zur Börsenaufsicht SEC und ins 


Ministeramt, von der Zentralbank und 
von der SEC zum Hedgefonds, vom 
Aufsichtsrat der Bank in den Hedge¬ 
fonds, vom Hedgefonds zum Regie¬ 
rungsberater, vom Wirtschaftsprü¬ 
fungsunternehmen zur Rating-Agen¬ 
tur, von einem Konzernvorstand zum 


nächsten Konzernvorstand. Es handelt 
sich also um eine privat bestimmte Re¬ 
gulationsform, die staatlichen Schutz 
genießt. Allerdings zerstören sich die 
Staaten dabei in demokratischer, finan¬ 
zieller und sozialer Hinsicht selbst und 
reduzieren sich auf die Rolle als innen- 
und außenpolitische Sicherheits- und 
Enteignungsagenturen.“(S. 64) 

Hilfreiche Kurzporträts 

Nebenbemerkung: Besonders hilfreich 
zum besseren Verständnis von Kapital¬ 
macht heute sind auch die Kurzporträts 
internationaler Institutionen, deren 
Namen man in Wirtschaftsnachrichten 
hört, von denen man aber selten ge¬ 
nau erfährt, wer sie sind und was sie 
so treiben: Investmentbanken, Hedge¬ 
fonds wie Blackrock, die Federal Re¬ 
serve Bank (USA), Clearstream (Lu¬ 
xemburg), die Bank for International 
Settlements (BIS, Basel), die US-Bör- 
senaufsicht SEC und das Financial Sta- 
bility Board (FSB). 

Und die Alternative? 

Werner Rügemer wäre kein „interven¬ 
tionistischer Philosoph und Publizist“, 
wenn er uns Leserinnen ohne kurze 
Andeutung von konkreten Alternati¬ 
ven vor der geballten Kapitalmacht al¬ 
lein stehen ließe, die ich hier allerdings 
nicht referieren will, weil ich dafür plä¬ 
diere, das Buch zu kaufen und selbst 
zu lesen. Rügemer ist sich durchaus 
der über Detailforderungen stehen¬ 
den Mammutaufgabe bewusst, wenn er 
schreibt: „Die Rating-Agenturen sind 
zunächst als das zu behandeln, was sie 
sind: Privatunternehmen, die sich als 
Lobbyisten und Agenten ihrer privaten 
Eigentümer betätigen. Es hat keinen 
Zweck, sie durch neue Agenturen nach 
dem gleichen Strickmuster zu ersetzen, 
zu ergänzen oder zwischen ihnen ,mehr 
Wettbewerb 4 zu ermöglichen. Eine Zi¬ 
vilisation, die ihren Zusammenhalt 
und ihre Würde behalten will, fördert 
auch nicht ,mehr Wettbewerb 4 zwi¬ 
schen Dieben und Hehlern oder er¬ 
setzt sie durch kleinere, nettere Diebe 
und Hehler, sondern beendet ihr Hand¬ 


werk. Deshalb müssen wir die Rating- 
Agenturen zuerst aus allen staatlichen 
und finanzaufsichtlichen Regularien 
ersatzlos entfernen.“ (S. 183) Rügemer 
ist sich sicher, dass die Finanzakteure 
auch ohne den staatlichen Schutz wei¬ 
termachen würden und schreibt des¬ 
halb: „Die schwierige Arbeit liegt dann 
noch vor uns: Die Praxis der bisherigen 
Kreditvergabe, in der die Kriterien der 
Agenturen tief verwurzelt sind (denn 
daher kommen sie ja) muss selbst ver¬ 
ändert werden. Das erfordert einen 
Eingriff in die Eingeweide der Finanz¬ 
akteure. Das wird ihnen nicht gefallen, 
wie ihnen schon jetzt kleinere (geplan¬ 
te) Eingriffe wie etwa die Transakti¬ 
onssteuer nicht gefallen - wir betrach¬ 
ten das als Betriebsgeräusch der Bran¬ 
che.“ (S. 184) Rügemer bleibt insgesamt 
nüchtern und von einer bis weit nach 
links ausstrahlenden „Occupy- und Be¬ 
wegungseuphorie“ unbeeindruckt. Von 
einem „Wendepunkt“ seien wir trotz 
aller Entlarvung und Diskreditierung 
der Finanzakteure in der Wirklichkeit 
noch weit entfernt. Aus drei Gründen. 
Der eine: „Die Rating-Agenturen, ihre 
Herren und Diener, sind noch mächti¬ 
ger als vor der Finanzkrise, die sie mit¬ 
verursacht haben.“ Der zweite: „Den 
Diskreditierten ist die Diskreditierung 


mehr oder weniger gleichgültig. Sie ha¬ 
ben historische Erfahrungen, wie man 
mit Krisen, Katastrophen und Auf¬ 
ständen umgeht.“(S. 189) Der dritte: 
„Und es ist keineswegs so, dass ,wir 4 
die 99 Prozent sind und die Mächtigen 
nur das eine Prozent, wie gegenwärtig 
einige Protestierer meinen. Zum einen 
Prozent dazuzurechnen, in unterschied¬ 
licher Weise und Intensität, sind nicht 
nur die 3 500 Analysten der drei großen 
Rating-Agenturen, sondern auch zahl¬ 
reiche Mitgewinner und Wendehälse, 
Kleinaktionäre und Manager, Politiker 
des bisher dominierenden Nachkriegs¬ 
zyklus, Funktionäre von Kirchen und 
Sekten, Experten, Wissenschaftler, Be¬ 
rater, Medien-und Lügenproduzenten 
und noch so manche Schläfer des Ka¬ 
pitalismus, die im Konfliktfall scheinbar 
wie aus dem Nichts auftauchen. Was lo¬ 
gisch zu Ende ist, muss historisch nicht 
sofort zu Ende gehen oder schnell zu 
Ende gebracht werden können. Wir 
müssen unseren Fragen, Erfahrungen 
und Kenntnissen zunächst einen siche¬ 
ren Ort geben.“ (S. 189) Meine Frage an 
den Autor wäre, wo er diesen „sicheren 
Ort“ sieht. Für mich ist es bisher meine 
kommunistische Partei. Aber das wäre 
ein anderer Streit. Lothar Geister 


1 „Danach ist der ökonomische Kapitalismus hie¬ 
rarchisch und konfliktär in sich zergliedert. Zudem 
verbindet er sich mit unterschiedlichen politischen 
und kirchlichen Systemen, tritt also als westliche 
Kapitaldemokratie genauso auf, wie als islamisch¬ 
feudalistischer und christlich-demokratischer Ka¬ 
pitalismus. Es hat sich sogar ein kommunistischer 
Staatskapitalismus herausgebildet. Und all diese 
Formen sind keineswegs gleich, obwohl sie kapi¬ 
talistisch sind.“(S. 10) 
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Die gemeinsamen Eigentümer 



Standard & Poor’s 

Moody’s 

Capital Group 

13,2 

16,2 

Blackrock 

4,7 

7,0 

Vanguard 

4,7 

5,8 

State Street 

4,6 

4,4 

T. Rowe Price 

3,5 

6,1 

Bank of New York 

1,2 

2,1 


Angaben in Prozent der Eigentumsanteile 


„Es gibt zwei Supermächte auf der Welt, die USA und Moody's. Die 
Vereinigten Staaten können dich zerstören, indem sie Bomben auf 
dich werfen. Moody's zerstört dich, indem es das Rating deiner Bonds 
herabsetzt. Und es ist nicht immer klar, wer von beiden mächtiger 
ist", meint der US-Journalist Thomas Fried mann schon Vorjahren in 
der New York Times. Was so radikal kritisch klingt, ist in Wirklichkeit 
eine Verschleierung, denn Friedmann blendet aus, wem die Rating- 
Agenturen gehören, wer die Bomben produziert und gegen wen 
und warum die US-Regierung sie einsetzt. Außerdem: beide Akteure 
gehören zur westlichen Kapitalmacht. Der eine stützt sich auf den 
anderen. Und die New York Times gehört dazu: Auch sie gehört den 
gleichen Eigentümern wie die Rating-Agenturen.“ 

Werner Rügemer (S. 6g) 
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Der Meister aller Balladenschreiber 

Zum 100. Geburtstag von Woody Guthrie 


„Wir dachten, ihn zu kennen. Aber in Wirklichkeit 
wissen wir nur sehr, sehr wenig über ihn“, sagt sei¬ 
ne Tochter Nora Guthrie über ihren Vater. Woody 
Guthries Leben erscheint wie ein Roadmovie: Die 
Kindheit in Oklahoma, zunächst ohne große ma¬ 
terielle Sorgen, bis zum Absturz der Familie in der 
Zeit der Depression. Die Mutter, deren psychische 
Zerstörung durch die Nervenkrankheit Chorea 
Huntington lange nicht erkannt wird, stirbt 1929. 
Die 20er und 30er Jahre, die Woody Guthrie meist 
„on the road“, auf der Straße, zubringt und sich 
mit Gelegenheitsjobs über Wasser hält. Bruce 
Springsteens Geschichte vom Jack of all Trades, 
dem Hansdampf in allen Gassen, lässt grüßen. 
1931 zieht Woody nach Texas, Gründung der ers¬ 
ten Band und die erste von drei Ehen, aus denen 
insgesamt acht Kinder hervorgehen. Die „große 
Dürre“, der Staubsturm und schließlich die Gro¬ 
ße Depression - Anlass für Woody Guthrie und 
viele Tausende, nach Kalifornien zu gehen. John 
Steinbeck verarbeitet in „Früchte des Zorns“ 1939 


das Schicksal der „Okies“. Woody sieht die Verfil¬ 
mung. In der gleichen Nacht noch schreibt Gu¬ 
thrie über den Protagonisten des Films, Tom Joad, 
eine Ballade. John Steinbeck ist perplex: „Dieser 
Hurensohn!“ Er hat in einer Nacht das niederge¬ 
schrieben, wofür ich zwei Jahre brauchte! 

Die Fähigkeit Woody Guthries, schwierige Sach¬ 
verhalte klar und einfach auszudrücken, kommen¬ 
tiert Pete Seeger so: „Jeder Idiot kann kompliziert 
sein. Aber um Einfachheit zu erreichen, braucht 
man Genie.“ 

Es folgen Tourneen durch die Lager der Wan¬ 
derarbeiter, 1940 verfasst er den ersten Entwurf 
von „This Land is your Land“. Woody erhält den 
Auftrag, Songs für einen Film über den Columbia 
River und das gigantische Staudammprojekt des 
Präsidenten Roosevelt zu schreiben. Er bringt in 
30 Tagen 26 Songs zu Papier und geht mit den 
Almanac Singers auf eine Tournee zur Unterstüt¬ 
zung der Gewerkschaften. 


Nach dem Kriegseintritt der USA 1941 bemalt 
Woody seine Gitarre mit großen Lettern: „This 
machine kills fascists“ Jahrzehnte, bevor über¬ 
haupt politische Slogans auf Gitarren oder Kla¬ 
motten auftauchten. Billy Bragg charakterisiert 
Woody als „großartigen Vertreter politischer Pop¬ 
musik, bevor Pop überhaupt erfunden wurde“. 
Guthrie erweist sich zudem als talentierter Zeich¬ 
ner und illustriert u.a. Songbücher. Die Geburt 
seiner Tochter Cathy ist der Anlass für ihn, Kin¬ 
derlieder zu schreiben wie „Riding in my Car“, 
heute weltweit populär. An der Erbkrankheit sei¬ 
ner Mutter leidend, wird es für Woody zunehmend 
schwieriger, Musik zu machen. Die letzten Jahre 
verbringt er in Hospitälern. 

Seine Autobiographie „Bound for Glory“ 1943 
veröffentlicht (in der deutschen Übersetzung Dies 
Land ist mein Land) beurteilt Billy Bragg mit den 
Worten: „Wenn wir über Bound for Glory reden, 
ist der einzig mögliche Vergleich Mark Twain“. Für 
Lou Reed ist Woody Guthrie ein Gitarrenpicker 


mit drei Akkorden, aber mit den Gedanken eines 
Dichters. 

★ 

Woody Guthries Reise durchs Leben begann am 
14. Juli 1912 in Okemah, Oklahoma und endete 
am 3. Oktober 1967 in New York. Und was für ein 
Leben! Bis in unsere Tage hat sein Wirken großen 
Einfluss auf zahlreiche Künstler, wie Bob Dylan, 
Phil Ochs, Joan Baez, Odetta, Bruce Springsteen, 
Tom Morello („Rage against the Machine“) und 
viele andere. 

Er war „Ein Dichter und Spielmann auf Land¬ 
straßen, Bürgersteigen, feuchten Güterwagen, 
Schiffskombüsen, kalten Städten, heißen Wüsten, 
von Küste zu Küste. Der Meister aller Balladen¬ 
schreiber“. Den Worten von Studs Terkel ist nichts 
hinzuzufügen. 

Here‘s to you, Woody, cheers! 


Woody Guthries Almanach 

Die „Almanacs“ um Pete Seeger, Woo¬ 
dy Guthrie,Lee Hays, Sis Cunningham u.a. 
waren die wohl populärste Gruppe der US- 
Arbeiterbewegung Anfang der 1940er. Der 
Name erinnerte an den „Farmers 1 Almanac“, 
den Alltags-Ratgeber der Leute auf dem Lan¬ 
de. Im Griechischen bedeutet Almanach „Ge¬ 
schenk“ . 

Abschied 

Im jedem Sinne des Wortes machte sich Woo¬ 
dy immer wieder aus dem Staub, als erstes 
weg aus der „Dustbowl“ Oklahomas („So long 
it‘s been good to know you“). Wie die meisten 
schlug er diese Laufbahn nicht ganz freiwillig 
ein. Immerhin gründete sich darauf sein le¬ 
gendäres Image als „Hobo“ (eigentlich: Land¬ 
streicher), das er selbst pflegte. 

In den 1960ern verklärte eine ganze Genera¬ 
tion junger Aussteiger Woody zu ihrem Frei¬ 
heits-Idol. Seine wieder aufgelegte Autobio¬ 
grafie wurde zu ihrer Bibel. 

Abschiedsgeschenk 

Wenige Tage vor Woodys Tod brachte ihm 
Marjorie Maiza das Debütalbum ihres ge¬ 
meinsamen Sohnes. Mit „Alice's Restaurant“ 
wurde Arlo Guthrie weltberühmt. 

Abwasch, Bettnässer ; Briefe ... 

Mithilfe im Haushalt („All WorkTogether“); Er¬ 
folge bei der Kleinkinderaufzucht („Dry Bed“); 
Mittel gegen die Sehnsucht („Mail myself to 
you“) - an Woodys Nonsense-Liedern mit ih¬ 
ren übermütigen Sprachkapriolen haben nicht 
nur Kinder ihren Spaß. 

Autos 

Sobald er es sich leisten konnte, gurkte Woody 
mit alten Autos durchs Land. Auf seinen ersten 
Neuwagen war er enorm stolz, überließ ihn 
dennoch anstandslos den bedürftigen Genos¬ 
sen der KPdUSA als Parteifahrzeug („Riding 
in my car“). 

Ausbeutung 

Woodys zentrales Motiv war das Los der 
arbeitenden Menschen. (“Boomtown Bill”, 
“Jackhammer John” u. v. a.). Dabei ging er oft 
von Zeitungsmeldungen aus wie in „The Dying 
Miner“, worin er Botschaften der in den „Cen- 
tralia“- Bergwerken Verunglückten einbaute. 

Banker 

Nicht nur in „I am the jolly banker“ goss er 
Hohn und Spott aus über Kreditgeber, die in 
der Krise den Leuten bei lebendigem Leib die 
Haut abziehen, mit der Polizei als Komplizen. 
Waschechte Ganoven wie Pretty Boy Floyd 
verglich er mit diesen Gläubigern: „Die einen 
rauben dich aus mit vorgehaltenem Gewehr; 
die anderen mit dem Füllfederhalter“. 

Einsamkeit 

Ein häufiges Thema bei ihm. „Left alone“ 
schrieb er in New York, mit seiner zweigeteil¬ 
ten Welt aus Elend und Luxus. 

Faschismus 

Zu Anfang der Hitlerschen Aggressionen war 
die amerikanische Linke für Nichteinmi¬ 
schung. Das Geld für die Rüstung sollte lie¬ 
ber den Armen zufließen („Peace Pin Boogie“ 
u.a.). Nach dem Überfall auf die Sowjetuni¬ 
on schlug die Stimmung sofort um. („Dig a 
Hole“ - Grabt die Nazis tief ein!) 

Folk Song 

Woodys Definition wurde berühmt: „Was ist 
nicht in Ordnung und wie kann man es än¬ 
dern? Wer hat Hunger und keine Arbeit und ist 
pleite und wer hat das Geld? Das Volk hat die¬ 
se Lieder erfunden, weil den Politikern dazu 
nichts einfällt.“ 


Als in den 1960ern die Folk-Bewegung gera¬ 
dezu Kult wurde, hetzten u.a. religiöse Kon¬ 
servative gegen diese „Unterwanderung“ der 
Jugend. 

Gefangene und Geächtete 

Mit „Mister Tom Mooney“ unterstützte er die 
zwanzig Jahre währende Kampagne für den 


inhaftierten Streikführer; er setzte sich auch 
für Sacco und Vanzetti ein, die beiden zum 
Tode verurteilten Gewerkschafter („Two good 
men“). 

Woody hatte selbst nicht selten mit Polizei 
und Gefängnis zu tun und hegte wohl auch 
von daher große Sympathien für Outlaws ä 
la Robin Hood. 

Gewerkschaft 

„Organisiert euch!“ Streiks und Demos, am 
Straßenrand oder im Konzertsaal: Woody nutz¬ 
te alles als Bühne für die Agitation, bis es zu¬ 
weilen dem Publikum zu viel wurde („Which 
side are you on?“). 

Gewerkschaftsfrauen 

Guthrie und Pete Seeger heckten innerhalb 
einer Nacht die Lobpreisung auf die Gewerk¬ 
schaftskolleginnen aus, „Union Maid“, ange¬ 
stachelt von der Genossin Ina Wood, die in den 
Texten kämpferische Frauen vermisste. 
Woody dachte dabei auch an die schwarze Ak¬ 
tivistin Annie Mae Merriweather, die von Bür¬ 
germilizen fast gelyncht worden wäre. 

Intermezzo 

Zwar war Woody jedweder Kommerzialisie¬ 
rung abhold, doch kam er gelegentlich in Ver¬ 
suchung. Als Kettenraucher mit notorischen 
Geldsorgen ließ er sich einmal zu einer Fünf- 
zeiler-Radio-Reklame für „Model Tobacco“ 
überreden. Nach einem Monat hatte er es satt. 

Jesus 

ln bester US-Tradition stilisierte Woody ihn 
zum „hard working man“, der den Reichen 
entgegentritt und dafür sterben muss („Je¬ 
sus Christ“). 

Die letzten Verse traute man sich damals nicht 
zu drucken: 


„Wenn die Nächstenliebe der Armen einmal in 
Hass umschlägt und sie die Geduld verlieren, 
werden sich die Reichen wünschen, dass sie 
nie geboren wären“. 

Klassenjustiz 

„Ein Polizist steht einfach nur daneben, wenn 
ein Banker einen Farmer ausraubt; 


aber wenn ein Farmer einen Banker aus¬ 
raubt, dann kommt gleich eine ganze Armee 
von Bullen und schießt auf ihn.“ Ähnlich prä¬ 
gnant, dabei in breitestem Dialekt, äußerte 
Woody sich einige Jahre lang in seiner Kurz- 
Kolumne „Woody Sez“ („Was Woody dazu 
meint“) in der KP-Zeitung „Daily World“. 

Krankheit 

Woodys tragischer Verfall durch die Chorea- 
Huntington-Krankheit. („Ain't afraid to die“) 
wurde gemildert durch die große Anteilnah¬ 
me seiner Familie und vieler alter und neu¬ 
er Freunde. Auch junge, bisweilen recht auf¬ 
dringliche Epigonen pilgerten zu ihm ans 
Krankenbett, darunter Bob Dylan, der sich 
später mit „Ode to Woody“ bekannt machte. 
Seinen Galgenhumor verlor Woody auch dort 
nicht: Die geschlossene Anstalt sei „der letz¬ 
te freie Ort im Land“. Wo sonst könne man 
sich einfach so hinstellen und „Ich bin ein 
Kommunist“ schreien, ohne festgenommen 
zu werden. 

Kriegsteilnehmer-die Handelsmarine 

Zusammen mit seinem „Almanacs“-Kumpel 
Cisco Houston ging Woody nach Erhalt seines 
Einzugsbefehls zur Handelsmarine: „Nehmt 
euch in Acht, Faschisten!“ („Talking Mer- 
chant Marine“) Sein ergreifendes „Sinking of 
the Reuben James“ über den U-Boot-Angriff 
auf ein US-Kriegsschiff durch die Nazis wurde 
überall gesungen. Woody entkam selbst nur 
knapp einem Torpedoangriff. 

Kriegs-Heldinnen 

Einer schönen Scharfschützin der Roten Ar¬ 
mee setzte er ein Denkmal in „Miss Pavli- 
chenko“: „Die ganze Welt wird dich noch lan¬ 


ge lieben, denn mehr als 300 Nazis fielen von 
deiner Hand.“ 

Lenin 

Woody zitierte gern Lenins Ausspruch: „Wo 
drei Kommunisten zusammen sind, muss ei¬ 
ner dabei sein, der die Balalaika spielt“. Woo¬ 
dy fand, „Arbeiter, Bauern und alle ernsthaf¬ 
ten, denkenden Menschen müsse man dazu 
bringen, zusammen zu singen, zu tanzen und 
zusammen zu demonstrieren“. Daraus wurde 
später die Idee des „Hootenanny“ geboren, 
der Sing-Sessions in Kneipen etc. - Vorläufer 
der „Sing-out“-Bewegung. 

Liebe 

Seine Liebeslyrik war zärtlich, albern und 
in unzeitgemäßem Ausmaß sinnlich. Leider 
gereichte seine Zuwendung den beteiligten 
Frauen nicht immer zum Vorteil. 

Aus seinem Abgesang auf Oklahoma („So long 
...“) machten Pete Seegers „Weavers“ 1950 
ein spritziges, unpolitisches Liebeslied. Des¬ 
sen kommerzieller Erfolg half Woody und sei¬ 
ner Familie vorübergehend aus der Patsche. 

Marx 

Woody las viel, war aber kein Theoretiker; am 
„Kapital“ biss er sich nicht lange die Zähne 
aus. Soweit er an Sitzungen der KP teilnahm, 
fiel er eher durch Schweigsamkeit bzw. de¬ 
zentes Schnarchen auf. 

Menschenrechte 

Dass die US-Verfassung de facto ein Fetzen 
Papier war, erlebte er auf Schritt und Tritt. 
„Ich hau dir die Bürgerrechte aus dem Kopf, 
du verdammter Roter!“, droht sein Polizist in 
„Talkin 1 Constitution“. 

McCarthy 

Senator McCarthy hetzte gegen den Einfluss 
der KP auf Radio und Fernsehen. Pete See¬ 
ger wurde wegen mangelnder Kooperation zu 
zehn Jahren Gefängnis verurteilt. 

Woody Guthrie dagegen, der seit 1941 vom 
FBI beobachtet wurde, war schon zu sehr 
Volksliebling (und zudem bereits erkennbar 
krank), so dass er „nur“ auf die Schwarze 
Liste kam. 

Migrant workers - Wanderarbeiter 

Die Wanderarbeiter („I ain't got no home“) 
mussten auf Schritt und Tritt schikanöse Poli¬ 
zei-Kontrollen übersieh ergehen lassen („The 
DoReMi“). Ihren Höhepunkt erreichte die Dis¬ 
kriminierung der „Okies“ um 1939 mit dem 
Vorschlag, sie wegen ihrer „Minderwertigkeit“ 
zu sterilisieren. 

Migranten - Flüchtlinge 
und Einwanderer 

Mexikaner und Filipinos, aber auch Exilierte 
aus Europa strömten ins Land, allen noch so 
restriktiven Gesetzen zum Trotz. In Woodys 
Lied („Deportee“ - u.a. von Joan Baez gesun¬ 
gen) geht es um den Absturz eines Flugzeugs 
mit mexikanischen Zwangsdeportierten, de¬ 
ren Tod niemanden zu interessieren scheint. 

Nationalhymne 

„This land is your land“ wurde bereits zu 
Lebzeiten Woodys als quasi Nationalhymne 
in amerikanischen Schulen gesungen, ja, so¬ 
gar anlässlich der Amtseinführungen der US- 
Präsidenten Nixon (1960), Reagan (1980) und 
Obama (2009) intoniert. 

Bei solcherart Vereinnahmung ließ man drei 
beißend sozialkritische Strophen wohlweislich 
weg, wie z. B.: „An der Landstraße sah ich ein 
Schild:,Privatgrundstück, aber auf der Rück¬ 
seite stand nix. 1 “ Woodys Schlussfolgerung: 
„Dieses Land gehört dir und mir“. 


Patriotismus 

Auch in anderen Liedern besingt Guthrie die 
Weite und Schönheit der USA - ohne das so¬ 
ziale Elend auszublenden. Seine Songs über 
den Fluss Columbia zählen zum Besten in sei¬ 
nem Werk („Roll on, Columbia, Roll on“). 

In der Version seines Cousins wurde sein Lob¬ 
lied der Berge Oklahomas 1945 (und 1961 
in einer weiteren Neuauflage) ein Riesen-Hit. 

Privateigentum 

Dass sich Jack Guthrie die „Oklahoma Hills“ 
einfach „ausborgte 11 , nahm Woody entschie¬ 
den übel. Dabei hatte er seine mehr 1 000 
Lieder auch nicht alle selbst komponiert. Pete 
Seeger erklärte einmal, zwar von Woody ge¬ 
klaut zu haben, „aber er - er hat von allen 
anderen geklaut“. 

Woodys auch ansonsten großzügiger Umgang 
mit privatem Eigentum kam bei seinem zum 
Teil vermögenden Freundeskreis nicht immer 
gut an. 

Radiosendungen 

Country und Folk waren beliebt und Woody 
war zeitweilig täglich auf Sendung. Der größ¬ 
ten Radiostation CBS brachte der Almanacs- 
Song „Round and round Hitler's grave“ Re¬ 
kordhörerzahlen. 1942 schlugen New Yorker 
Medien Alarm: „Commie Singers infiltrieren 
das Radio!“. Die Folge: Nahezu totaler Boykott 
für die „Almanacs“, für Woody u.a. 

Rassismus 

ln seiner Jugend von rassistischen Klischees 
umgeben, arbeitete Woody doch viel mit Afro¬ 
amerikanern zusammen. Nach einem bejubel¬ 
ten gemeinsamen Auftritt mit zwei schwar¬ 
zen Musikern in Baltimore schickte man diese 
hinterher an einen „Katzentisch“ für Farbige. 
Woody bekam einen Tobsuchtsanfall und ohne 
viel Federlesens wurden alle drei hinauskom¬ 
plimentiert. 

Spanischer Bürgerkrieg 

Den Erlös von seinem ersten großen Konzert 
in New York 1940 spendete Woody für Opfer 
des Spanischen Bürgerkriegs. 

Stalin 

Zum Tod Roosevelts, des sozialreformerischen 
Präsidenten des „New Deal“, für den Woody 
mit den „Almanacs“ 1940 sogar Wahlkampf 
gemacht hatte, schrieb er einen Nachruf 
(„Dear Mrs. Roosevelt“). Woodys gezielt pro¬ 
vokative Schlussstrophe rief ein großes Ge¬ 
zeter hervor: Roosevelt habe weder de Gaulle 
noch Tschiang Kai-Shek gemocht, aber Stalin 
gern die Hand geschüttelt, denn: „Das ist mal 
ein Mann, der mir gefällt!“ 

Sozialismus 

Als 1948 der Kalte Krieg schon in vollem Gan¬ 
ge war, lässt Woody den personifizierten „So- 
cialismo“ zu Wort kommen: 

„... Und ich bin im Kampf groß geworden ... 
Sollte ich etwas von deinem Haus abreißen 
Auf dem Weg hinauf zu deinen Höhen - 
Hab keine Angst; das krieg ich wieder hin, 
viel besser, als es vorher war. 
Meine Kinder will ich aufziehen 
in einem besseren Haus.“ 

Handolph Oechslein und Eva Petermann 

(Übersetzungen: Eva Petermann) 
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Die Leiden 

Der leidet an seinem Reichtum 

und der an seiner Macht 

Ich leide an meinem Mitansehn 

wie der Tag an der Nacht 

Der leidet an seiner Liehe 

und der an seiner Not 

Ich leide an meinem 

Drandenkenmüsssen 

wie das Lehen am Tod 

Der leidet an seiner Habsucht 

und der an seiner Lust 

Ich leide an meinem Nichthelfen 

können 

wie das Herz an der Brust 

Erich Fried 

Gedichte, dtv München 1995 

Nach Kabul kann man in der Regel 
nur über Umwege reisen. Das ist auch 
ratsam, damit man am Kabul Interna¬ 
tional-Airport nicht auffällt bzw. nicht 
identifiziert wird, aus Europa gekom¬ 
men zu sein. Bis man über Umwege Af¬ 
ghanistan erreicht, hat man schon einen 
Dreitage-Bart, den inzwischen viele Af¬ 
ghanen tragen. 

Als ich von Frankfurt über Dubai in 
Peschawar ankam, hieß der Flughafen 
zu meiner Überraschung nicht mehr 
„Peshawar International Airport“ 
sondern „Pachakhan International 
Airport“. Im Vielvölkerstaat Pakistan 
werden die Paschtunen offensichtlich 
immer selbstbewusster. Die von ihnen 
dominierte „National Awami Party“ 
regierte zwischenzeitlich in der von 
Paschtunen bewohnten Grenzprovinz 
zu Afghanistan. Seit einiger Zeit hin¬ 
terlassen sie dort deutliche Spuren. Die 
„Nordwestfrontprovinz“ (NWFP) wur¬ 
de in „Khaibar Pashtunkhwa“ umbe¬ 
nannt. Ein deutlicheres Signal kann es 
kaum geben. Der Flughafen in Pesha¬ 
war trägt nun den Namen des legen¬ 
dären Paschtunenführers und Kampf¬ 
gefährten Mahatma Gandhis, Abdul 
Ghafar Khan, genannt „Pachakhan“. 
Er trat ausdrücklich für einen einheit¬ 
lichen indischen Subkontinent nach 
der Unabhängigkeit von Großbritan¬ 
nien ein. Ob die anderen Völker Paki¬ 
stans es den Paschtunen nachmachen 
werden, muss noch abgewartet wer¬ 
den. Mit einem möglicherweise unab¬ 
hängigen Belutschistan, das von eini¬ 
gen US-Parlamentariern seit Anfang 
2012 in die Diskussion gebracht wur¬ 
de, könnte einer Zerstörung Pakistans 
Vorschub geleistet werden. Deswegen 
haben alle politischen Kräfte Pakistans 
die Einmischung der US-Stellen in die 
innere Angelegenheit ihres Landes ka¬ 
tegorisch zurückgewiesen. Auch in den 
Medien wurde das Thema tagelang hef¬ 
tig diskutiert. Beobachter vor Ort sind 
der Meinung, dass die politische Klasse 
der USA der pakistanischen Führung 
signalisieren will, das Land zu spalten, 
wenn die politische und militärische 
Elite Pakistans sich von den USA ab¬ 
wenden und der Volksrepublik China 
annähern sollte. Ob sich die US-Stra- 
tegen mit dieser provokanten Haltung 
gegenüber ihrem engsten Verbündeten 
seit Beginn des Kalten Krieges einen 
Gefallen tun, muss bezweifelt wer¬ 
den. Eine Spaltung Pakistans würde 
zumindest einen regionalen Konflikt 
zwischen drei Atommächten, China, 
Indien, Pakistan verursachen, wobei 
Afghanistan und Iran mit involviert 
wären. Also lautet der beste Rat: Fin¬ 
ger weg von der pakistanischen Büchse 
der Pandora! 

Nach, in und um Kabul 

Nach einem kurzen Aufenthalt in 
Peschawar fuhren die aus Dubai kom¬ 
menden afghanischstämmigen Passa¬ 
giere in einem Sammeltaxi über den 
Khaibarpass in Richtung Kabul. An der 
afghanisch-pakistanischen Grenze in 
„Turkham“ sieht es aus wie am „Jüngs¬ 
ten Tag“. Tausende Menschen passieren 
auf beiden Seiten die Grenze in allen 
möglichen Fahrzeuggattungen. Frauen, 
Männer, alte und junge Menschen, vie¬ 
le Familien mit Kindern, kranke Men¬ 
schen, die wegen Mangels an medizini¬ 
scher Versorgung und Medikamenten 
in Afghanistan zur Behandlung nach 


Peschawar kommen, tummeln sich um 
den Checkpoint Turkham. 

Nach dem Überqueren der Grenze 
muss man sich ein neues Sammeltaxi 
nehmen. Auf einen Fahrer mit ruhi¬ 
gerer Fahrweise zu treffen, ist wie ein 
Sechser in der Lotterie. Die einen sind 
genauso Raser wie die anderen. Wenn 
das Auto die Serpentinen des Khaibar- 
passes rauf und runter rast, wird einem 
ganz schwindlig. Die in Europa leben¬ 
den Afghanen würden sich gerne an¬ 
schnallen, aber entweder haben die 
Fahrzeuge keine Gurte oder sie funk¬ 
tionieren nicht. Fast jeder betet mit er¬ 
hobenen Händen zu Allah, wenn er heil 
in Kabul angekommen ist. Nun hofft 
man, keinen Checkpoint der afghani¬ 
schen Polizeikräfte passieren zu müs¬ 
sen. Ansonsten müssen die ersten Dol¬ 
larscheine als Schmiergeld hingeblät¬ 
tert werden. Tut man es nicht, kann es 
noch teurer werden, denn der Chef an 
der Station will noch mehr. Der Fahrer 
und die Passagiere sprechen nicht von 
der afghanischen Nationalpolizei, son¬ 
dern von Dieben und Räuberbanden. 
Alle Fahrgäste, die die Randgebiete 
Kabuls als Ziel haben, nutzen eine Um¬ 
gehungsstraße um die „Hauptstadt der 
Diebe“, wie Kabul hier genannt wird, zu 
vermeiden. Darüber hinaus ist Kabul 
dreckig, dazu verstopft mit Fahrzeugen, 
die meisten würden in Deutschland nie 
den TÜV passieren. Die ganze Atmo¬ 
sphäre ist dermaßen verschmutzt, dass 
einem nicht die Luft zum Atmen bleibt. 
Faisal, ein aus der Nähe von Kabul 
stammender Student, berichtete von 
seiner ersten abenteuerlichen Rei¬ 
se nach Peschawar. Er sei mit einem 
LKW-Transporter gefahren. Der Fah¬ 
rer hätte sich aus Erfahrung reichlich 
100 Afghani- und pakistanische Kal- 
dar-Scheine zurechtgelegt. Von Kabul 
bis Peschawar hätte der LKW-Fahrer 
ausnahmslos an allen Checkpoints zah¬ 
len müssen, betonte Faisal. 

Bei meinen Begegnungen mit alten und 
neuen Bekannten aus Kabul musste ich 
feststellen, dass sie nach einer Phase 
des Optimismus, sämtliche Hoffnun¬ 
gen auf ein lebenswertes Afghanistan 
verloren haben. Babrak, ein tüchtiger 
Geschäftsmann, hatte jahrzehntelan¬ 
ge Erfahrungen in Pakistan und Dubai 
gesammelt und dabei gutes Geld ver¬ 


dient. Als er erfuhr, dass man eigentlich 
in Afghanistan noch bessere Geschäfte 
machen kann, kam er nach Kabul. Sein 
Gebrauchtwagenhandel läuft gut, nur 
der Umgang mit den hiesigen Behör¬ 
den hat ihn längst zur Verzweiflung ge¬ 
bracht. „Ich möchte lieber ein Bangla¬ 
deschi sein“, sagte er. Bis man so etwas 
aus dem Munde eines stolzen Afgha¬ 
nen hört, muss schon eine ganze Menge 
passiert sein: „Wenn ich bei einer Be¬ 
hörde, egal welcher, etwas Geschäftli¬ 
ches zu erledigen habe, schaut mich der 
Sachbearbeiter nicht einmal an. Wenn 
ich mein Anliegen vorgetragen habe, 
dann antwortet er mir ,Ach ja, davon 
habe ich mal gehört 4 und schaltet sein 
Mobiltelefon ein, um Musik zu hören. 
Das soll ein Hinweis darauf sein, wenn 
Du kein Geld zahlen willst, dann lade 
doch zumindest mein Handy auf. Ist 
man nicht bereit, dieser Aufforderung 
nachzukommen, muss man mit Sicher¬ 
heit damit rechnen, dass einem das Er¬ 
scheinen in seiner Amtsstube noch et¬ 
liche Male nicht erspart bleiben wird“, 
erzählte der wütende Babrak. 

Farid, ein eher etwas intellektuell an¬ 
gehauchter Geschäftsmann, ergänzte, 
dass die Korruption in Afghanistan in¬ 
zwischen längst die stationierten aus¬ 
ländischen privaten wie staatlichen In¬ 
stitutionen erfasst habe. Selbst Diplo¬ 
maten, oder die sich dafür ausgeben, 
bestehen auf Gefälligkeiten. 

Babrak ist ein konservativer Mensch. 
Er hat sogar veranlasst, dass sein jünge¬ 
rer Bruder Ahmad Schah dessen Toch¬ 
ter Mine aus der Schule nahm. Das hat 
mich doch etwas betroffen gemacht, 
weil ich die sehr anständige und flei¬ 
ßige Mine in mein Schulförderprojekt 
aufnehmen wollte. Sie ist nun dazu ver¬ 
urteilt, bald verheiratet zu werden und 
nur noch Hausfrau und Mutter zu sein. 
Damit ist auch ihr als Frau jede Pers¬ 
pektive auf ein besseres Leben genom¬ 
men. Als ich Babrak auf seine eigene 
Tochter ansprach, sagte er, dass er auch 
sie vor Beginn der Pubertät nicht mehr 
zur Schule gehen lassen werde. 

Karsais Kabinettsstück 

In der zweiten Februarwoche hat der 
Kabuler Präsident sieben Minister, die 
seit Jahren kommissarisch arbeiten, 
noch ein Mal dem Parlament „Wolosi- 
jergah“ vorgestellt. Da diese Kandida¬ 


ten schon mehrfach von den Parlamen¬ 
tariern abgelehnt worden waren, haben 
sie kaum eine Chance, so ohne weiteres 
die Zustimmung der Abgeordneten zu 
bekommen. Anfang März kam es des¬ 
wegen im Parlament zu tumultartigen 
Szenen. Einige Parlamentarier berich¬ 
teten, dass die angehenden Minister 
regelrechte Partys in Luxushotels für 
zahlreiche Abgeordnete veranstaltet 
hätten, um diese für sich zu gewinnen. 
Was dann auch geschah! 

Menschen aus einem Dorf 

Vom 28. Februar 2012 an war das Ehe¬ 
paar Rahima und Mubin für elf Tage 
bei uns zu Gast. Sie wohnen in einem 
Dorf etwa 15 km entfernt von der 
Hauptstadt Kabul und sind Analpha¬ 
beten. Nach kurzer Zeit kamen sie auf 
Sabur zu sprechen, der „als Held des 
Widerstandes gegen die US-Besatzer“ 
bezeichnet wurde. Sabur hatte kurz zu¬ 
vor zwei ausländische Berater des In¬ 
nenministeriums in Kabul erschossen. 
Mubin sprach auch mit Genugtuung 
von einem „anderen Helden“, der vor 
einigen Monaten sieben ISAF-Solda- 
ten am Flughafen Kabul erschossen 
hatte. 

Wegen der Verbrennung des heiligen 
Koran durch US-Soldaten Anfang 
März 2012 auf der US-Militärbasis in 
Bagram rief der Mullah der Zentralmo¬ 
schee unseres Dorfes zum Djehad auf. 
In vielen Teilen des Landes kam es auch 
zu Demonstrationen, wobei zahlreiche 
Menschen ums Leben kamen. Die US- 
Amerikaner haben ihren Ruf am Hin¬ 
dukusch so gründlich ruiniert, dass die 
Afghanen inzwischen nur noch von den 
US-Amerikanern sprechen, wenn et¬ 
was Schlimmes passiert ist. Obwohl sie 
wissen, dass auch andere NATO-Län¬ 
der in Afghanistan präsent sind, ma¬ 
chen die Afghanen längst die USA für 
alle Verbrechen verantwortlich. „Wir 
dürfen nicht mehr ruhig sitzen“, rief 
der Mullah unserer Dorfmoschee. „Ihr 
sollt nicht Randale machen und die ei¬ 
genen Landsleute schädigen, sondern 
gegen die Ungläubigen kämpfen. Ich 
habe keine Angst, selbst wenn sie mich 
umbringen würden. Der „König“, wo¬ 
mit Karsai gemeint ist, „ist nicht unser 
König. Der hat auch nichts zu sagen.“ 
In der Bevölkerung wird Karsai längst 
spöttisch „Kharsai“, d.h. Esel genannt. 


„Die USA sorgen selbst für Unruhe in 
Afghanistan, um länger im Lande blei¬ 
ben zu können. Sie brachten im letzten 
Jahr Talebankämpfer mit Hubschrau¬ 
bern nach Nordafghanistan“, meinten 
meine Gesprächspartner. „Wir glauben 
nicht, dass der Widerstand ohne fremde 
Hilfe in einer so gesicherten Stadt wie 
Kabul operieren kann. Wenn der Wes¬ 
ten in Afghanistan Erfolg hätte, würden 
sie uns aus unserem Land vertreiben. 
Gott schütze Afghanistan. Das Volk 
in Afghanistan steht mit leeren Hän¬ 
den da, ansonsten würde es zu einem 
Volksaufstand kommen. Die derzeitige 
afghanische Regierung ist doch keine 
Regierung, sie nennt sich nur so. Das 
Land rings um unser Dorf ist von der 
Bodenmafia geraubt worden, wo bleibt 
denn eigentlich die Regierung?“, seufz¬ 
te Mubin. „Es ist allgemein zu beob¬ 
achten, dass die Menschen um ihre Zu¬ 
kunft bangen und sich nicht vor den 
Kafirs [den Ungläubigen] fürchten“ 
Seiner Meinung nach sind die Kafirs 
unheimlich ängstlich. „Trotz ihrer un¬ 
geheuren Kriegsmaschinerie haben 
sie sich überall, wo sie wohnen oder 
stationiert sind, mindesten mit sechs 
Mauern abgeschirmt. Solche Angstha¬ 
sen sind sie. Die Muslime aber haben 
keine Angst“, betonte Mubin. Rahima 
ergänzte, dass die Flugzuge der Kafirs 
Feuerraketen abfeuerten. Damit hät¬ 
ten sie öfters die Ernte und Felder ih¬ 
res Dorfes in Brand geschossen. „Die 
Amerikaner rauben unser Land und 
tun nichts für uns“, meinte Mubin. „Die 
Sowjets damals waren auch Ungläubi¬ 
ge, aber sie haben uns auch viel gege¬ 
ben“, meinten die beiden streng gläu¬ 
bigen Muslime, die auch „Haji“ sind. 
Mubin ist sogar zweimal nach Mekka 
gepilgert, weil er meinte, beim ersten 
Mal nicht alles richtig gemacht zu ha¬ 
ben. Da er und seine Familienmitglie¬ 
der im Djehad gegen die sowjetische 
Armee gekämpft hatten, war ich doch 
überrascht, wie positiv sie jetzt von der 
damaligen Zeit sprachen. Sie verglei¬ 
chen jetzt nachträglich die Versorgung 
mit Haushalts- und Lebensmitteln in 
der „Sowjetzeit“ mit der „amerikani¬ 
schen Zeit“. Der überwiegende Teil der 
Bevölkerung hatte in der „Sowjetzeit“ 
einen „Coupon“. Damit konnte man 
vieles in staatlichen und kooperativen 
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Geschäften sehr günstig einkaufen. 
„Außer Frauen konnten wir mit dem 
Coupon alles bekommen“, hob Ahmad 
Zaki hervor. 

Rahima ist für afghanische Verhältnis¬ 
se unter den Analphabeten eine intel¬ 
lektuelle Frau. Sie spricht, genau wie 
eine gebildete Frau, obwohl sie weder 
des Lesens noch des Schreibens kun¬ 
dig ist. Sie hat ihre Kinder, auch die 
Töchter, zur Schule geschickt. Sowohl 
sie als auch ihr Mann erzählen ständig 
von ihrem ersten Sohn, Saryalei, der 
nach dem Einmarsch der Modjahedin 
in Kabul im Jahre 1992 beim Gebet von 
einer Rakete der Nordallianz zerfetzt 
wurde. Sie trösten sich damit, dass er 
direkt ins Paradies gegangen ist, weil 
er beim Gebet zum Märtyrer wurde. 
Rahima und Mubin weinen ausgiebig, 
wenn sie von diesem Sohn, der Absol¬ 
vent des von der Sowjetunion in den 
70er Jahren aufgebauten „Technikums 
Jangalak“ war, erzählen. Er sollte der 
künftige Ernährer der Familie werden. 
Rahima hat all ihre Möglichkeiten ge¬ 
nutzt, um zu verhindern, dass ihre En¬ 
kelin „Schamim“ aus der Schule ge¬ 
nommen wird. Die Großmutter väter¬ 
licherseits wollte nicht, dass sie weiter 
zur Schule geht. Zur Not hätte Rahima 
das Mädchen zu sich geholt, damit sie 
die Schule besuchen kann. Auch Rahi¬ 
ma hat schon erfahren, dass die afgha¬ 
nische Nationalarmee (ANA) und die 
Polizei hauptsächlich aus ungebildeten, 
arroganten, rabiaten jungen Leuten be¬ 
stehen, die rücksichtslos durch die Stra¬ 
ße rasen und öfters Passanten überfah¬ 
ren. „Wenn sie bei einem vorbeifahren, 
hat man den Eindruck, als ob sie durch 
die Geschwindigkeit und den Lärm 
der breiten Reifen ihrer Fahrzeuge, die 
Straße zerreißen“, schilderte Rahima. 

Landraub als Staatsakt 

In und um Kabul wird die landwirt¬ 
schaftliche Nutzfläche von den Mäch¬ 
tigen, darunter Bodyguards von Kar¬ 
sai enteignet, um darauf Häuser bau¬ 
en zu lassen. Dem Druck der mit der 
Karzai-Administration verbündeten 
Baufmafia sind sogar schon Friedhöfe 
zum Opfer gefallen. In meinem Dorf 
haben die Bewohner ihre Friedhöfe 
mit Mauern umschlossen, damit der 
Boden nicht wieder von irgendwelchen 
dubiosen Baulöwen beansprucht und 
an andere Baumafiosi verhökert wer¬ 
den kann. Vor zwei Jahren mussten 
die Dorfbewohner einen angeblichen 
Bauunternehmer vertreiben, der mit ei¬ 
nem gefälschten Papier riesige Lände¬ 
reien, einschließlich der Friedhöfe, für 
sich beanspruchte. In einem Fall war es 
zwischen den Dorfbewohnern und dem 
Baumafioso beinahe zu einer bewaff¬ 
neten Auseinandersetzung gekommen, 
berichteten mir zwei Dorfbewohner. 
Fährt man von den Nachbarprovin¬ 


zen in Richtung Kabul, fallen auf bei¬ 
den Seiten der Straßen neu errichtete 
Gebäude auf bzw. es sind noch Bautä¬ 
tigkeiten im Gange. Dies betrifft auch 
diejenigen urbanen Zentren, in denen 
eine relative Sicherheit herrscht. Die 
Dimension der Bebauung von Acker¬ 
flächen ist erschreckend. Sollte dies so 
unbegrenzt weiter fortgesetzt werden, 
dürfte es nicht mehr allzu lange dauern, 
bis es in Afghanistan keine landwirt¬ 
schaftliche Nutzfläche mehr gibt. Dann 
müssen nolens volens noch mehr Le¬ 
bensmittel importiert werden, als dies 
jetzt schon der Fall ist. Afghanistan ist 


seit 2001 zum El Dorado für alle Arten 
von Produkten seiner Nachbarn und 
der NATO-Länder geworden. Außer¬ 
dem hat die Bautätigkeit dazu geführt, 
dass das Land immer weiter durch Stra¬ 
ßennetze zugepflastert wird. 

Kabul liebt nur die Reichen 

Einige afghanische Frauen haben zu 
Hause Handtaschen hergestellt. Zu 
ihnen gehörte Haram Gul aus einem 
Vorort der Hauptstadt Kabul, wie mir 
ihre Mutter erzählte. Damit konnte 
sie zur Verbesserung des Familienein¬ 
kommens beitragen. Seit der Politik der 
„Offenen Tür“ der Karsai-Administra¬ 
tion sind die Handarbeiterinnen nicht 
mehr in der Lage mit den importierten 
chinesischen Billigprodukten zu kon¬ 
kurrieren und mussten gezwungener¬ 
maßen aufgeben. „Nun steht sie auf 
einem Bein“, sagte die Afghanin und 
meinte damit, dass jetzt nur der Mann 
allein für den Lebensunterhalt der sie¬ 
benköpfigen Familie sorgen muss. 

An verschiedenen Kreuzungen und 
Plätzen der Altstadt Kabuls tummelten 
sich zuvor fliegende Händler, die nun 
von der Ordnungsbehörde vertrieben 
wurden. Damit haben sie ihre einzige 
Einkommensquelle verloren. Von sol¬ 
chen Maßnahmen sind auch die Händ¬ 
ler in einem Vorort von Kabul, dem 
„Arsanqimat“, d.h. einer Billigbauge¬ 
gend betroffen. Mir wurde berichtet, 
dass diese Menschen total verzweifelt 
sind, weil sie nicht mehr wissen, wovon 
sie nun leben sollen. 

Ein Tuniseffekt ist in Kabul jedoch 
nicht in Sicht. Weil die Menschen in Af¬ 
ghanistan keine Kraft mehr hätten, sag¬ 
ten einige der Betroffenen. Eine Stelle, 
wo man sich beschweren könnte, gibt es 
aber auch nicht. 

Private Alibi-Hochschule? 

Zwischen dem 8. und 11. März hatte 
ich mehrere Begegnungen mit den Stu¬ 
denten der privaten Universität „Kha¬ 
ne Nur“ (Haus des Lichtes). Da viele 
Oberschulabsolventen keine Möglich¬ 
keit haben, an einer staatlichen Uni¬ 
versität zu studieren, sind sie gezwun¬ 
gen sich an einer privaten Hochschule 
einzuschreiben. Die staatlichen Hoch¬ 
schulen sind faktisch nur den Kindern 
der Herrschenden Vorbehalten. Die 
Studierenden hatten viel an der Uni¬ 
versität „Khane Nur“ zu bemängeln. 
Sie bezahlen monatlich Gebühren von 
120 US-Dollar und mehr. Das ist zu 
viel für afghanische Verhältnisse. Hin¬ 
zu kommt noch, dass sie in der Woche 
statt einen, wie in Afghanistan üblich, 
zwei Tage frei haben. Als die Univer¬ 
sität umzog, gab es monatelang keine 
Vorlesungen, dennoch wurden Studi¬ 
engebühren kassiert. Als die Studieren¬ 
den sich beschwerten, holte der Rek¬ 
tor der Universität einen angeblichen 


Kontrolleur aus dem Hochschulminis¬ 
terium, der die Studierenden zur Zah¬ 
lung der Gebühren verdonnerte. Die 
Lehrkräfte geben nur einführende und 
oberflächliche Vorlesungen. Für weite¬ 
re Kenntnisse müssen die Studierenden 
private Kurse desselben Dozenten be¬ 
suchen, wofür sie noch einmal zahlen 
müssen. Die Lehrmaterialien dürfen 
nur von derselben Universität gekauft 
werden. Für die Benutzung der Biblio¬ 
thek sind stundenweise Extragebüh¬ 
ren zu entrichten. Zusammenfassend 
bezeichneten die Studierenden die 
Universität, an der auch der Sohn des 


Verteidigungsministers General War- 
dag Teilhaber ist, als reine Geschäfte¬ 
macherei. 

Am 8. März 2012 traf ich mich mit Fai- 
sal. Er studiert EDV an der Abend-Uni¬ 
versität „Khane Nur“. Da er außerhalb 
von Kabul wohnt, muss er nach den 
Vorlesungen nach 20 Uhr nach Hause 
fahren. Am 20. Dezember 2011 wurde 
er mitten in Kabul gegen 21 Uhr von 
einem als Taxifahrer getarnten Men¬ 
schen mitgenommen. An der nächsten 
Kreuzung drohte der Fahrer ihm mit 
gezogener Pistole und nahm ihm seine 
Uhr, sein Handy und sein Geld weg. Da 
Faisal diese bitteren und bedrohlichen 
Erfahrungen gemacht hatte, ist er bei 
zwei weiteren solchen Versuchen weg¬ 
gelaufen. 

Der Prediger und der 
Drogenhubschrauber 

Am 10. März 2012 strahlte „Nur-TV“ 
eine Predigt des Mullahs der „Wasir 
Akhbar Khan“ Moschee aus dem Ka- 
buler Diplomatenviertel aus, in der 
dieser das weltweite Tragen der Buqra 
befürwortete. Er hob mit Genugtuung 
hervor, dass Musliminnen in Frank¬ 
reich für das Tragen der Buqra kämp¬ 
fen. Er kritisierte dabei die Kabuler 
Administration, weil in Verwaltung und 
Parlament die Frauen keine Buqra tra¬ 
gen dürften. Warum dürfen Siqs Turban 
tragen, unsere Frauen aber ihre Buqra 
nicht?, fragte der Mullah. Seine Predigt 
war wegen des internationalen Frauen¬ 
tages hauptsächlich den Frauen gewid¬ 
met. Er ging zwar auch auf die allge¬ 
meine Benachteiligung von Frauen ein, 
ohne sie jedoch konkret zu benennen. 
In der Presse wurde darüber berich¬ 
tet, dass hohe Beamte der afghani¬ 
schen Führung in Drogengeschäfte 
verwickelt seien. Das ist weder neu, 
geschweige denn aufregend. Sensatio¬ 
nell ist jedoch, dass am 10. März 2012 
am Kabuler Flughafen in einem Hub¬ 
schrauber der afghanischen Luftwaffe 
Drogen entdeckt wurden. Dies belegt, 
dass in Afghanistan nicht mehr von ei¬ 
ner Drogenmafia allgemein, sondern 
von einer Drogenmafia, die die gesam¬ 
ten staatlichen Strukturen erfasst hat, 
gesprochen werden muss! 

Frühjahrsoffensive der NATO 

Die NATO hat ihre Frühjahrsoffensive 
in den südlichen Provinzen Qandahar, 
Urusgun, und Helmand angekündigt. 
Schon am 10. März 2012 wurden in der 
südlich von Kabul gelegenen Provinz 
Logar fünf und am 11. März nach ver¬ 
schiedenen Angaben zwischen 16 bis 18 
Zivilisten im Kreis Panjwai der Provinz 
Qandahar in ihren Häusern im Schlaf 
durch einen tollwütigen US-Soldaten, 
der einer Spezialeinheit der Green Ba- 
rets angehörte, erschossen. Unter ihnen 
waren neun Kinder und drei Frauen. 
Weitere neun Personen wurden ver¬ 
letzt. Es hat in mehreren Familien Op¬ 
fer gegeben, in einer Familie sogar elf 
Menschen. Dieser Massenmord könn¬ 
te zu einem ähnlichen Symbol werden, 
wie das Massaker im vietnamesischen 
My Lai im März 1968, und das ist erst 
der erste Kreis der NATO-Frühlings- 
Hölle in Afghanistan. Die ISAF hat 
den Soldaten zum Einzeltäter dekla¬ 
riert. Die Angehörigen der betroffenen 
Familien sind jedoch davon überzeugt, 
dass der Amoklauf nicht die Tat eines 
einzigen US-Soldaten gewesen ist. Dies 
sagte ein Mann am 16. März bei einem 
Treffen mit Karsai in Qandahar. Eine 
von Karsai nach Qandahar geschick¬ 
te Untersuchungskommission ist am 
17. März zu dem Ergebnis gekommen, 
dass an der Tat zwischen 15 und 20 Sol¬ 
daten beteiligt gewesen sein mußten, 
die dann ihre Opfer zum Teil verbrannt 
haben. Die Mitglieder der Kommission 
verlangten, dass die Täter in Afghanis¬ 
tan zur Rechenschaft gezogen werden. 
Aus Protest haben am 12. März zahl¬ 
reiche Abgeordnete aus den südlichen 
Provinzen in der Nationalversammlung 
die Sitzung verlassen und die Bestra¬ 
fung des US-Soldaten verlangt. 

Die „befreiten“ 
afghanischen Frauen 

Ab dem 12. März hatte ich mehre¬ 
re Begegnungen mit Farsanah, einer 
groß gewachsenen, hübschen jungen 
Frau. Da ihr Vater sich gezwungener¬ 
maßen einige Jahre im Ausland aufhal¬ 
ten musste, stand sie mit ihrer Mutter 


und weiteren drei Geschwistern unter 
der Obhut ihres Onkels. Dieser Onkel 
Nasrullah hat sie und ihre Geschwister 
nicht zur Schule geschickt. Deren Va¬ 
ter verschwieg er dies. So blieben Far¬ 
sanah und ihre Geschwister Analpha¬ 
beten. Darüber hinaus hat der Onkel 
das Geld, das ihr Vater für Schulkos¬ 
ten und Versorgung geschickt hatte, 
zum Teil verspielt oder in seine eigene 
Tasche ge wirtschaftet. Später hat sich 


herausgestellt, dass sich dieser Nas¬ 
rullah für das Geld ein Haus und ei¬ 
nen Teppichladen gekauft hatte. Vor 
acht Jahren hat er dann Farsanah als 
billige Braut, ohne das in Afghanis¬ 
tan übliche Brautgeld zu zahlen, mit 
seinem Sohn, Sabi Ullah verheiratet. 
Auch diesbezüglich wurde ihr Vater 
nicht informiert. Ein außerordentlich 
ungewöhnlicher Vorgang in Afghanis¬ 
tan. Aus der Ehe sind drei Söhne her¬ 
vorgegangen. Damit stand Farsanah 
gut da, weil sie ihrem Mann Söhne ge¬ 
schenkt hat. In Afghanistan zählen die 
Mädchen nichts! Aber ihr Glück dau¬ 
erte nicht allzu lange. Sabi Ullah lernte 
per Zufall telefonisch ein ahnungslo¬ 
ses junges Mädchen kennen. Da Nas¬ 
rullah und Sabi Ullah Bankangestellte 
sind, und an der Quelle der Korrupti¬ 
on sitzen, können sie sich Autos leis¬ 
ten, womit Sabi Ullah dann bei dem 
Mädchen angeben konnte. Es geschah 
dann eines Tages, dass Sabi Ullah das 
Mädchen entjungferte und sie heira¬ 
ten musste. Nun steht Farsanah mit den 
drei Kindern allein da. Da der Vater 
sich um seine drei Kinder nicht küm¬ 
mert, kann nur durch ein Wunder aus 
den Jungen etwas Gescheites werden. 
Farsanah sieht seitdem zehn Jahre äl¬ 
ter aus als sie ist. Als ich sie auf ihre 
Lage ansprach, gab sie mir die aussa¬ 
gekräftige und für die afghanischen 
Männer allgemeingültige Feststellung 
der Afghanin Zahra wieder: „Von al¬ 
len Männern die schlechtesten sind die 
Afghanen. Und von allen Afghanen 
die schlechtesten sind die vom Stamm 
der Pashtunen. Und von allen Pash- 
tunen die schlechtesten sind die vom 
Klan der Mamozai. Und von all denen 
sind die schlechtesten die aus dem Sü¬ 
den. Und von allen Mamozai aus dem 
Süden ist der schlechteste ein gewis¬ 
ser Khalilullah, und der wurde mein 
Mann.“ Exakt diese Aussage gilt auch 
für meinen Mann Sabi Ullah. Als ich 
sie fragte, woher sie diese Geschichte 
kenne, antwortete sie: Die hast Du mir 
mal erzählt“. 

Farsanah braucht unbedingt psycholo¬ 
gische und finanzielle Hilfe, damit sie 
überleben und aus ihren Kindern noch 
etwas werden kann. 

Patrioten nicht gefragt 

Am 14. März 2012 sprach ich mit Ab¬ 
dullah. Er ist Hauptabteilungsleiter 
im Kommunikationsministerium in 
Kabul. Mit seinem gestutzten Bart 
macht er den Eindruck eines gläubi¬ 
gen Menschen. Seine Ausführungen 
jedoch überraschten mich. Sofort ka¬ 
men Themen der afghanischen Poli¬ 
tik unter der Linksregierung vor 1992 
und danach unter den Mojahedin zur 
Sprache. „In der Regierungszeit Dr. 
Najibullahs konnte man sich noch auf 
Menschen verlassen. Sie haben in den 
Ämtern ihre Aufgaben sachgemäß er¬ 
füllt. Heute werden die von oben ge¬ 
gebenen Anordnungen nicht einmal 
von den untersten Amtsstellen ernst 


genommen. Sie finden immer irgend¬ 
welche Vorwände um die Sache zu 
verzögern. Dahinter steckt natürlich 
Bakhschisch. Im heutigen Afghanistan 
ist Ehrlichkeit verpönt, sagte Abdullah. 
Hohe Ämter werden von Menschen 
bekleidet, die nicht einmal in der Lage 
sind, einen Brief an der richtigen Stelle 
zu unterschreiben. Im Lande mangelt 
es vor allem in erschreckender Weise 
an Patrioten. Wir brauchen mindestens 


eine Generation, um Afghanistan aus 
dem Sumpf herauszuholen, sagte Ab¬ 
dullah pessimistisch. Die Intellektuel¬ 
len trauern Dr. Najibullahs Regierung 
und das einfache Volk der Talebanzeit 
nach. „Überall auf Schritt und Tritt sind 
Posten wie Krebsgeschwüre eingerich¬ 
tet. Das sind Checkpoints, die eigent¬ 
lich für die Sicherheit sorgen sollen. In 
der Tat sitzen da Räuber, Diebe, Wege¬ 
lagerer. Deren Chefs haben es zu an¬ 
sehnlichem Reichtum gebracht“, stellte 
Abdullah fest und verabschiedete sich 
mit traurigen, feuchten Augen. 

Was die Taleban für viele Menschen at¬ 
traktiv erscheinen lässt, ist neben der 
Korruption der enorme Sittenverfall 
und die allgegenwärtige Unsicherheit. 
Korruption, Drogen, Alkoholismus 
und Prostitution, unter den Taleban al¬ 
lesamt gnadenlos bestraft, sind heute 
sehr weit verbreitet. Das ekelt die Men¬ 
schen an und treibt sie in die Reihen 
der Taleban. 

Der afghanische Generalstaatsanwalt 
Alekuzai möchte mehrere hochrangi¬ 
ge Politiker, u. a. eine von Karzai er¬ 
nannte Senatorin, wegen Korruption, 
Menschenraub und Hehlerei zur Re¬ 
chenschaft ziehen, berichten die Medi¬ 
en regelmäßig seit Mitte März. Aleku¬ 
zai hat aber ein kleines Problem. Die 
Angeklagten haben einen direkten 
Draht nach ganz oben. Als ich darü¬ 
ber mit einem Einheimischen sprach, 
kam es wie aus der Pistole geschossen: 
„Unter den Taleban hätte es so etwas 
nicht gegeben. Sie hätten mit solchen 
Verbrechern kurzen Prozess gemacht, 
selbst wenn es ihre eigenen Mitglieder 
wären.“ Mit Schonung der Verbrecher 
durch die Karsai-Administration, wird 
bei vielen Afghanen die Sehnsucht 
nach den Taleban immer größer. „Af¬ 
ghanistan braucht einen Rechtsstaat“, 
betonten meine Gesprächspartner. 
„Davon sind wir aber Lichtjahre ent¬ 
fernt“, sagte Zaki. Er wies daraufhin, 
dass in den unter Kontrolle der Taleban 
stehenden Gegenden sich niemand an 
die staatlichen Organe wendet, weil die 
Menschen wissen, dass diese nichts tun. 
Die „Tarjuman“ so werden die Über¬ 
setzer für die NATO und andere aus¬ 
ländische Organisationen genannt, 
sind sehr verhasst, weil sie in der Re¬ 
gel auch Agenten seien. Daher habe ich 
Verständnis, dass die Taleban mit ihnen 
kurzen Prozess machen, sagte Hamid, 
mein letzter Gesprächspartner, vor der 
Abreise aus diesem zerrissenen und 
perspektivlosen Land am Hindukusch. 
Berücksichtigt man die unerträgliche 
Gesamtsituation und die totale Per- 
spektivlosigkeit der Menschen in Af¬ 
ghanistan, möchte man entweder Ter¬ 
rorist werden oder hemmungslos wei¬ 
nen, weinen, weinen. Ich habe mich für 
Letzteres entschieden. In den etwa fünf 
Wochen meines Aufenthaltes dort habe 
ich ganze drei Wochen geweint. Damit 
wollte ich mein Leiden, das Erich Fried 
so dichterisch in Worte gefasst hat, et¬ 
was erleichtern. 
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Begrenzt ist das Leben, 
doch immer werden irgendwo 
Spuren Deines Lebens bleiben, 
die uns an Dich erinnern. 

An seinem 89. Geburtstag, am 7. Juni 2012 verstarb 
unser ehemaliger stellvertretender Kreisvorsitzender, 
der Genosse 

Karl Kauffeldt 

Wir werden ihn nicht vergessen 

DKP-Gruppe Oldenburg 


Am 6. Juli 2012 
verstarb unsere Genossin 

Renate Koppe 

Sie wurde 74 Jahre alt. 

Unmittelbar nach Konstituierung der DKP im September 1968 
wurde sie deren Mitglied. 

Renate kannte man als ruhige und bescheidene Genossin, die 
ihrer Partei stets treu verbunden blieb. 

Viele Jahre hindurch war sie Kassiererin ihrer Gruppe. Bis zu¬ 
letzt übte sie ihre Funktion zuverlässig und gewissenhaft aus. 
Wir werden sie sehr vermissen. 

Unser tiefes Mitgefühl gilt ihren Angehörigen und engsten 
Freunden. 

Deutsche Kommunistische Partei 
Kreis Duisburg 


An alle DKP-Gruppen 

Nicht nur aus Anlass seines Ich 
destages am 24. Juli 1392 gibt 
der Nmm Impulse Vedjg diese 
Broschüre mit eirwm Beitrag von 
Jupp Schleifstein zu „Lenins 
Auffassung der Parteiorgani- 
tation als geschichtliches Pro¬ 
blem" heraus, den «r iHUSl 
für die Marxistischen Elfter ge¬ 
schrieben batte. Ihn erneut zu le¬ 
sen löst zwar nicht alle Entwick- 
lungs- und Zukunftsprobleme der 
buncestteulsdron Kommunistin¬ 
nen, kann aber heiler $-ch in hit¬ 
zigen aMuelten Debatten seiner 
Wuneln zu vergewissern bav, 
das eigene Erbe für die Zukunft 
Einzelpreis 2 P . Euro nutzbar zu machen. 

DKP-Gliederungen bezahlen bei einer Gestellung 
ab 10 Stück lediglich i,* Euro pro Exemplar 

Neue Impulse Verlag 

Hoffnung Straße 13 - 45127 Essen - Tel. 0201-2 436 482 
www.rteuo-iinpuise-vorlag.dc - info@tMU&4n d ipLjls&-verlag.d« 


An alle DKP-Gruppen 
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Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe Berlin-Spandau preiswerte 
Ferienwohnung für 5 Personen 
(2 Zimmer, Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche,WC) 

Preis nach Vereinbarung 

Näheres Tel./Fax: 033231/60661 


Wo Ferien noch Ferien sind. 

Im Dreiländer-Eck A/SL0H/H auf Künstlerhof 
am Dorfrand in der Steiermark 

Rundum Natur pur, Auwälder, Weinberge. Radlerparadies. 

Viel Sonne, viel Ruhe. 4 000 qm Liegewiese. 10 000 Bücher. 

2 Thermen 4km, Zauberh. hist. Städtchen Radkersburg 3km. 

3 sep. Komf.-FeWo (93 qm, 93 qm, 63 qm). 2 bis 5 Pers. Nicht teuer. 

Kontakt: Tel. 0043-3476-3522 (ab 14 h.), Fax. 0043-3476-35224 
www.hollerhof-dedenitz.de 
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Tal.: 129724780-0 
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Dierrslag Rurtelaif 
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In unmittelbarer Nahe *5 Kisten: GrafscM: ftegt unser 
Gasllwl Wie vor Jahrhunderten sor jl auch hejtefler Wirt 
ptffEunliLh für das Wahl Lsr Gaste. 

Komfortable Zimmer und Räumlictikeilien. g nies. Essen, 
uopnepls Gatr-anto. A le Zimmv haben Dusche. WC, 
Tetafan, FeinEdiEi, -di« irrniKCar Salknn und Vurraum. m 
Hntslhfire ch befinden nid L ih, Sauna., Sr>larium Nidu- 
raudimimmer und Kamin. Klndersp^aum. Salatbünat. 
Ftl isEudtst jfteV Auch S^maren-Püiliünsn. 

Üh^riUChlui(ig. r FrühSlgeh 30.- bis 53. - € p P. 

HF 15,50 £ p.P. ■ VP. 22 , b C 0 .P. 

KcslEnlDE Bus-und Bahnfelren im SauErUntl. 

Audi KinderermäRiaung / Neben^ÖEWiprfliM. 

Bei 2 i Tagen Aufeninait im Jahr 10 % Tfeuerabafl. 


mail@gasthoMieimes.de • www.gasthal-heiines.de 


Ich wäre gerne auch weise. 

In den alten Büchern steht, was weise ist: 

Sich aus dem Streit der Welt halten und 
die kurze Zeit 
Ohne Furcht verbringen 
Auch ohne Gewalt auskommen 
Böses mit Gutem vergelten 
Seine Wünsche nicht erfüllen, sondern ver¬ 
gessen 
Gilt für weise. 

Alles das kann ich nicht: 

Wirklich ich lebe in finsteren Zeiten! 

Bert Brecht 

Unser Genosse 

Friedei Becker 

wird am 11. Juli 85 Jahre alt. 

Wir wünschen Dir aus Anlass dieses Ehrentages Gesundheit 
und Kraft, um in diesen finsteren Zeiten weiter aufrecht zu 
gehen, Wünsche nicht zu vergessen, zu verbreiten, dass jeder 
arbeitende Mensch sie hat, dass sie erfüllbar sind. 

Als junger Mensch warst Du dabei, auf den Trümmern des 
Faschismus, gemeinsam mit Deinen Genossinnen eine neue, 
bessere Welt zu errichten. Das Ziel schien so greifbar nah und 
ist doch wieder in große Ferne gerückt. 

Doch immer wieder stehen Menschen auf, ihren Wunsch nach 
einer Welt in Frieden und ohne Ausbeutung des Menschen 
durch den Menschen zu verwirklichen. In deren Mitte braucht 
es Menschen wie Dich um aus dem Wunsch Wirklichkeit wer¬ 
den zu lassen. 

DKP Bezirk Land Bremen 


Wir gratulieren unserem Genossen 

Wilhelm Schüller 

ganz herzlich zur Vollendung seines 

90. Lebensjahres 

am 22. Juli 2012. 

Seine bitteren Erfahrungen aus der Zeit des Faschismus und 
des zweiten Weltkrieges ließen ihn zum Antifaschisten wer¬ 
den. In sowjetischer Kriegsgefangenschaft nahm er Kontakt 
zum Nationalkomitee Freies Deutschland auf und wurde an 
den Fronten zum Propagandisten des NKFD gegen den Krieg. 
Nach seiner Rückkehr aus der Kriegsgefangenschaft trat er in 
die KPD ein und kämpft nun seit über 65 Jahren in der kom¬ 
munistischen Bewegung. In seiner Heimatstadt Soest trat er 
immer wieder mutig und unbeirrt für die Interessen der werk¬ 
tätigen Bevölkerung ein. Trotz Verfolgung durch das Adenauer- 
Regime und während des KPD-Verbots und trotz der schweren 
Irritationen infolge der konterrevolutionären Prozesse in den 
sozialistischen Ländern Osteuropas bewahrte er seine kom¬ 
munistische Überzeugung. Er gehörte viele Jahre an verant¬ 
wortlichen Stellen Orts-, Kreis- und Bezirksvorständen an. Als 
hauptamtlicher Sekretär war er im Bereich Ostwestfalen tätig. 
Sein besonderes Anliegen gilt der Stärkung des Widerstandes 
gegen den aufkeimenden Neofaschismus, der Entwicklung ei¬ 
nes breiten Bündnisses gegen die sozialen Grausamkeiten der 
Bundesregierungen, die imperialistische Aufrüstung und die 
Beteiligung der BRD an den imperialistischen Kriegen. 

Seine glasklare klassenbewusste Einschätzung aktueller po¬ 
litischer Prozesse ist unserer Parteigruppe immer wieder von 
Nutzen. Trotz seiner gesundheitlichen Probleme nimmt er noch 
regelmäßig an den Treffen seiner Grundorganisation Hamm- 
Hellweg und der Bündnisse in seiner Heimatstadt Soest teil. 
Lieber Wilhelm, wir freuen uns, einen Genossen wie Dich in un¬ 
seren Reihen zu haben und wünschen Dir alles denkbar Gute. 

Die Genossen der DKP Hamm-Hellweg 


Geistig frei und 
niemandes Knecht 

Eine treue Genossin, 

Gretchen Gröning 
wird 85! 

Wir gratulieren und umarmen Dich 

Deine Inge, Heinz, Kolja und Irmchen Bobrzik und Petra 



Urlaub im Lotsenhaus an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 3 komfortable FE.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03 831 -459 366, ww.ferien-im-lotsenhaus.de 


Carlis Bienenhonig 
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Bienenwachskerzen . Anfrage bei: 
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Imkerei Trauth, 02241/97311 

I ry 

comatra@web.de 

* *s&}= ^ 


Urlaub auf Sylt! 

Ferienwohnung 
für 2 - 5 Pers. 
Ruhige Lage. 

Keine Haustiere. 

Pension Knutzen 
Südhörn 14 
Tinnum / Sylt 
Tel.: 0 46 51 /311 99 


Toskana, nah am Meer 
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Ükoh&f im Olivenhain, 
weiter Bliefe Stille; 
große helle Zimmer, 
viele g ute Bücher. 
Haus iMfer BluMhen; 
Ki nrferp^Tödies. 
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Polen 

Ostseebad Leba 
(100 km v. Danzig) 

Komf. FZ. mit Bad, WC, TV, 
Balkon, Parkplätze. 

Ü/F18 Euro T/P 

Tel./Fax: 004859/8662657 
www.sloneczna.interleba.pl 
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Urlaub unter Freunden 

in der antifaschistischen Erholungs- 
und Begegnungsstätte in der Nordheide. 


Informationen und Buchung unten 

www.heideruh.de & 04181 - 8726 


www.amiata.de olivastra@amiata.de 
immer gute Adressen 

Ferienhaus und Ferienwohnungen in der T0SCANA-SEGGIAN0 


Bei GUNTER & SIBYLLE 

Tel. 003905641 836713, mob. 00393381539818 


TOSKANA UND CHIANTI GENIESSEN 

FeWo für 2 bis 4 Pers., ruhige Lage - Panoramablick 
10 % UZ-Leser-Rabatt 

www.chiantihousefi.altervista.org; Tel.: 09727-5716 


Toskana - Nähe Meer 

Kleiner Öko-Hof sucht netten Haussitter 

0039 0566 81 478 (rufe zurück) 

www.toscana-biohof.de 


Weingut Eicher 

Rheinterassen 

Bachstraße 7 
67 577 Alsheim 
Tel.:06249-4128 
Fax: 06249-67263 
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Verzicht auf 
Verbrauchssteuern? 

Betr.: Was ist eigentlich ein „gerechter 
Lohn“?, UZ 22.6.2012 

Bei aller Zustimmung ist diesem Flug¬ 
blatt der DKP Göttingen an einer Stel¬ 
le entschieden zu widersprechen. Näm¬ 
lich im letzten Absatz. Dort wird aus¬ 
gesagt, wenn die heutigen Kapitalisten 
auch als Erwerbspersonen an der Er¬ 
arbeitung des BIPs beteiligt seien und 
leistungsgerechtes Einkommen bezö¬ 
gen, könne der Staat auf Verbrauchs¬ 
steuern verzichten. 

Der Umweltproblematik ist - wenn 
überhaupt noch - schon aus Gerech¬ 
tigkeitsgründen ohne strikteste An¬ 
wendung des Verursacherprinzips 
nicht beizukommen. Jeder muss also 
für die Folgekosten seines Umwelt¬ 
verbrauchs aufkommen. Nur so gibt 
es Anreize, parasitären Luxuskonsum 
auch dort zu unterlassen, wo staatliche 
Regeln (noch) nicht genügend wirken. 
Wie sollte das ohne Verbrauchssteuern 
gehen?! 

Peter Maaßen, Frankfurt 

Weder hilfreich noch klärend 

Betr.: Leserbriefe, 

UZ vom 29.6.2012, S. 15 

Es hat mir Spaß gemacht die neue UZ 
zu lesen und dabei auch wieder viel 
Hilfreiches zu finden: für die Diskussi¬ 
onen im Betrieb und der Gewerkschaft. 
Umso entsetzter war ich dann, als ich 
auf der Leserbriefseite beim Leserbrief 
von Thomas Mehner aus Krefeld ange¬ 
kommen bin. 

Darin wirft er der UZ-Redaktion vor 
„Artikel mit revisionistischer Zielrich- 


In seinem Leserbrief „Artikel mit revisi¬ 
onistischer Zielsetzung“ vom 29.6.2012 
hat sich Thomas Mehner aus Krefeld 
über das ISW hergemacht. Sein Brief 
gehört ohne Zweifel in die Auseinan¬ 
dersetzung zwischen den verschiede¬ 
nen DKP-Fraktionen, wie sie ständig 
aufbrechen, natürlich vor allem auch 
in der UZ. In diese Auseinandersetzung 
haben wir vom ISW nicht einzugreifen. 
Wir möchten allerdings entgegnen, wo 
wir direkt als ISW angesprochen und - 
in diesem Fall - schlicht beschimpft und 
verleumdet werden. 

Unser Kritiker aus Krefeld setzt sich 
nirgendwo mit einem Argument aus¬ 
einander oder entwickelt gar selber 
eines - er verteilt bloß Zensuren, und 
zwar möglichst verheerende. Das 
„theoretische Niveau“ sinkt bei ISW- 
Beiträgen „unter alle akzeptablen 
Grenzen“. Ein Bericht zum ISW-Report 
zur Welteinkommensverteilung ist „ein 
bislang kaum vorstellbarer Tiefpunkt 
marxistischer Wissenschaftlichkeit“. 
Die Erkenntnis des Reports ist „trost¬ 
los banal“. Die Schlussfolgerungen 


tung“ vom ISW zu veröffentlichen. Er 
bleibt dann zwar schuldig, zu benen¬ 
nen was angeblich revisionistisch sein 
soll an diesen Artikeln, um dann aber 
umso heftiger mit der Keule des nächs¬ 
ten Parteitages, der das korrigieren soll, 
zu drohen. 

Doch diese Art der Parteiauseinan¬ 
dersetzung ist weder hilfreich noch 
klärend. Es sei denn, man will alle die¬ 
jenigen, die sich als Kommunisten ver¬ 
stehen, die eine erfolgreiche Gewerk¬ 
schaftsarbeit, Kommunalpolitik und 
Bündnispolitik betreiben wollen, aus 
der Partei ekeln. Ob das aber eine re¬ 
volutionäre Entwicklung in der Bun¬ 
desrepublik befördert, darf zumindest 
bezweifelt werden. 

Ich wünsche der UZ weiter eine gute 
Hand bei der Auswahl der Artikel. 
Hilfreich sind dabei gerade diejenigen, 
die Argumente vermitteln, mit denen 
die Menschen in Bewegung zu bringen 
sind und das auch noch in die richtige 
Richtung. Nämlich für ihre Interessen. 
Dabei ist das ISW eine besonders gute 
Hilfe. Danke! 

Werner Siebter ; Freiburg 

Jeder Tag realer Bewegung ... 

Betr.: Leserbriefe, 

UZ vom 29.6.2012, S. 14 

Es ist interessant, die um tiefere Ur¬ 
sachen bemühten Ausführungen zur 
Parteifrage, verbunden mit der dia¬ 
lektischen Erkenntnis, dass jeder Fort¬ 
schritt auch neue Fragen und dement¬ 
sprechende Antworten aufwirft, neben 
einem Teil der Leserbriefe in derselben 
UZ zu halten. 

Mir scheint, dass manche Genossen 
Standhaftigkeit mit einbetonierten 


im Artikel von Fred Schmid zur EU- 
Schuldenwirtschaft sind „zahm, sozial¬ 
demokratisch, kapitalismusverträglich 
und systemkompatibel“, keineswegs 
„Betrachtungen von Marxisten“. 
Wenn man wütend ist,freut man sich, 
mal seinen Kropf zu leeren und dem 
Widersacher einiges auf den Tisch zu 
spucken. Aber man sollte die Artikel, 
die man bespuckt, wenigstens lesen. 
So missfällt dem Kritiker das „Lamen¬ 
to über die ungerechte Verteilung 
von Reichtum und Einkommen in 
der Welt“. Nur, ein solches Lamento 
gibt es nicht. Nirgendwo in dem UZ- 
Artikel oder auch in dem betreffen¬ 
den ISW-Report ist von „ungerechter 
Verteilung“ die Rede, nicht mal das 
Wort kommt je vor. Das Thema und 
die Vokabel heißt „Ungleichheit“. 
ISW-Autor Garnreiter nimmt sich einer 
wesentlichen Frage der Bewegung für 
eine andere Welt an, nämlich wie lässt 
sich Wachstumszwang und Übernut¬ 
zung der Erde verbinden mit dem 
Bestreben, die Armut in der Welt zu 
überwinden. 


Füßen verwechseln: „Wenn ich ein¬ 
mal kapiert habe, dass Kapitalismus 
zur Verelendung breiter Massen führt, 
und darum der Sozialismus her muss, so 
brauche ich von Stund an nichts mehr 
zu lernen!“. Stimmt, wenn man Eremit 
ist. Aber ein Kommunist stellt sich täg¬ 
lich die Frage: „Was muss ich tun, um 
letztgenanntem Zustand näher zu kom¬ 
men?“ 

Und so finde ich es kurios, dass der 
Genosse Beltz in der Gießener Stadt¬ 
ratsfraktion der Linken ausgezeichnete 
Arbeit leistet (siehe Gießener Echo), 
sich mithin um kleinformatige Verbes¬ 
serungen im sowieso in fataler Abhän¬ 
gigkeit befindlichen Kommunalbereich 
abschindet, - es aber völlig ok findet, 
dass die KKE sich erst in eine Linksko¬ 
alition einzureihen bereit ist, wenn die¬ 
se sich für den Sozialismus zu kämpfen 
anschickt. (...) Glücklicherweise kämp¬ 
fen die griechischen Genossen (...) Pa¬ 
role weiter (wie Michael!) um kleine 
Verschiebungen im Kräfteverhältnis 
(pfui: systemimmanent!), was besten¬ 
falls punktuelle Verbesserungen bringt, 
die Partei aber mit den Massen verbin¬ 
det und den Kämpfenden nützliche Er¬ 
fahrungen, vielleicht auch Erkenntnis¬ 
se vermittelt. 

Für genau solche konkreten Aktio¬ 
nen und Diskussionen braucht man 
aber genaues Detailwissen, von dem 
der Genosse aus Krefeld meint: „Al¬ 
les alte Hüte!“ In der Tat, Ausbeutung 
ist ein uralter Hut, die klassengespalte¬ 
ne Gesellschaft dito - ca. 8 000 Jahre! 
Und trotzdem haben Marx und Lenin 
diese Banalität analytisch auf den letz¬ 
ten Stand ihrer Zeit gebracht, um mög- 


Ebenso abwegig ist die Kritik an 
Schmids Vorstellungen zur Überwin¬ 
dung der Schuldenkrise. Der ISW-Autor 
fordert eine weitgehende Enteignung 
der Millionäre und einen radikalen 
Schulden- und Vermögensschnitt. 
Wenn der Kritiker in Krefeld mit einer 
SPD zu tun hat, die solches auch for¬ 
dert - „sozialdemokratisch“ -, sollte er 
schnell die Aktionseinheit anstreben. 
Aber ich fürchte, er irrt sich auch da. 
Ein Grund für den schrillen Dissenz 
liegt in Mehners naiver Vorstellung von 
Revolution, dass der Kapitalismus ein¬ 
fach vom Übel sei und man zunächst 
einmal die Produktionsverhältnisse 
Umstürzen und dies auch in jedem 
Artikel aufsagen müsse. Um diesen 
Umsturz geht es in der Tat - aber man 
muss dafür nach Kräften die Bedingun¬ 
gen schaffen, dass die revolutionären 
Kräfte diesen radikalen Bruch mit der 
bestehenden Ordnung auch bewälti¬ 
gen. Dazu ist eine Politik nötig, die an 
den wesentlichen Fragen und Nöten 
der arbeitenden Menschen ansetzt. Wir 
vom ISW meinen, dass dazu vor allem 
auch die Probleme der Ungleichheit der 
Einkommen und Vermögen zählen. 

Conrad Schüler, Vorsitzender des ISW 


liehst präzise und flexibel reagieren zu 
können. Ich weiß wirklich nicht, wel¬ 
che „kommunistischen“ Schlussfolge¬ 
rungen da vermisst werden, wenn Fred 
Schmid am Ende seines EU-Artikels 
einen Schulden-und Vermögensschnitt 
verlangt. Hätte er statt dieser konkre¬ 
ten, leicht nachvollziehbaren (allerdings 
nur im schärfsten Klassenkampf reali¬ 
sierbaren) Forderungen „Nieder mit 
dem Kapitalismus!“ schreiben müssen? 
Mich macht diese Sucht krank, alles 
und jeden in Schubladen zu verstauen 
und dann entsprechend verächtlich zu 
behandeln - kompromisslerisch, sys¬ 
temimmanent, sozialdemokratisch, re¬ 
formistisch usw., anstatt von konkreten 
Aktionen und Kämpfen auszugehen, 
die heute in der Tat reformistisch-unzu¬ 
reichend sein können und am nächsten 
Tag in anderen Zusammenhängen klas¬ 
senkämpferisch. Wir verplempern Zeit, 
Kraft und Intensität damit, uns um die 
„einzig auf ewig wahre Interpretation“ 
eines Leninwortes zu raufen, dass die 
Fetzen fliegen - aber vergessen, dass 
ein Tag reale Bewegung hundert Sei¬ 
ten Programmatik aufwiegt ... 

Bernd Bücking, München 

Red.: Durch ein Versehen wurden in der 
UZ vom 22.6.2012 Auszüge aus einem 
Brief von Thomas Mehner an unsere 
Redaktion abgedruckt, nicht aber sein 
wenig später eingegangener Leserbrief. 

Leserbrief 

Nur um Irrtümer zu vermeiden: Das 
isw „versteht sich als Wirtschaftsfor- 
schungs-Institut, das alternativ zum 
neoliberalen Mainstream Analysen, 
Argumente und Fakten für die wissen¬ 
schaftliche und soziale Auseinander¬ 
setzung anbietet“, bei dem Personen 
aus verschiedenen - kommunistischen, 
gewerkschaftlichen, sozialdemokrati¬ 
schen oder links-ökologischen - Hin¬ 
tergründen mitarbeiten. Von einer 
marxistischen Ausrichtung ist in seiner 
Selbstdarstellung folgerichtig auch kei¬ 
ne Rede. Den Anspruch, kommunisti¬ 
schen Originalton zu vertreten, kann 
und wird das isw diesem Selbstver¬ 
ständnis nach nicht erfüllen und voll¬ 
kommen zu Recht zurückweisen. Es 
ist eben kein Parteiinstitut. Das ist eine 
Feststellung, kein Vorwurf. 

Es kann sinnvoll sein, Materialien Drit¬ 
ter zu verwenden, etwa des isw. Deren 
oft sozialdemokratische oder morali¬ 
sierende Positionen wie „Wirtschafts¬ 
demokratie“ oder „Verteilungsgerech¬ 
tigkeit“ dürfen wir aber nicht unkritisch 
übernehmen, kommunistischen Origi¬ 
nalton erhalten wir nur, wenn wir das 
Material auf Basis der Lehre von Marx, 
Engels und Lenin, unseres Programms 
und der Beschlüsse der Führungsgre¬ 
mien kollektiv verarbeiten. Das Ver¬ 
breiten solcher marxistischer Orien¬ 
tierungen ist ja kein Sektierertum, 
sondern die Hauptaufgabe unseres 
Zentralorgans, der UZ, gegenüber un¬ 


FR ★ 13 . JULI 


Schweinfurt: „Aufarbeitung und Wie¬ 
deraufbereitung - 40 Jahre Extremisten¬ 
erlass“. Mitgliederversammlung der DKP 
mit Eva Petermann, Mitglied des Partei¬ 
vorstandes. DFG-VK- Büro, Gabelsberger¬ 
straße 1,19.00 Uhr. 


SA ★ 14 . JULI 


Recklinghausen: „Lesen gegen das 
Vergessen“, Gedenkveranstaltung zu der 
Bücherverbrennung vor 79 Jahren. Neu¬ 
markt, Recklinghausen-Süd, 14.00 Uhr. 

Ulm: Führung und Besichtigung des KZ 
Oberer Kuhberg, veranstaltet von DKP 
Rems Murr und Deutscher Freidenker¬ 
verband Stuttgart. Vormittags ist eine 
Führung durch das Fischer- und Gerber¬ 
viertel. Oberer Kuberg, 14.00 Uhr. 


Ml ★ 18 . JULI 


Röthenbach: Mitgliederversammlung 

DKP Nürnberger Land. Informationen 
über die Rüstungsproduktion der Firma 
Diehl in Mittelfranken. Floraheim, 19.00 
Uhr. 


FR ★ 20 .J U LI 


Suhl: Veranstaltung des RotFuchs-För- 
derverein mit Egon Krenz zum 90. Jah¬ 
restag der Reichskinderkonferenz der 
KPD. Hotel Friz, 16.00 Uhr. 

Berlin: Aus Anlass eines öffentlichen 
Gelöbnisses der Bundeswehr im Bendler- 
Block. hat das „Bündnis gegen Krieg und 
Militarisierung“, in dem sich Gruppen der 
Friedensbewegung, antimilitaristische 
Initiativen und linke politische Organisa¬ 
tionen zusammengefunden haben, eine 
Demonstration angemeldet. Unter dem 
Motto „Gelöbnix 2012 - Krieg beginnt 
hier, der Widerstand auch“ mobilisiert das 
Bündnis für 17.00 Uhr zum Treffpunkt U- 
Bahnhof Heinrich-Heine-Straße. 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehö¬ 
ren auch in die UZ! Bitte so schnell 
wie möglich, spätestens am Freitag 
eine Woche vor dem Erscheinungs¬ 
termin der entsprechenden Ausga¬ 
be der UZ, möglichst auch mit An¬ 
gabe des Themas der Veranstaltung 
an termine@unsere-zeit.de oder 
UZ-Redaktion, Hoffnungstraße 18, 
45127 Essen. 


seren Mitgliedern und zugleich der ge¬ 
samten fortschrittlichen Öffentlichkeit, 
allen objektiv antimonopolistischen 
Kräften, Bündnispartnern und Bewe¬ 
gungen, Gewerkschaftern, christlichen 
Humanisten, ökologischen Linken, Pa¬ 
zifisten, Feministinnen, Blockupisten, 
Globalisierungsgegnern usw. und das 
zu vielfältigen Themen, aber nicht mit 
einem beliebigen ideologisch bunt ge¬ 
mischten Warenkorb aller möglichen 
pluralistischen Meinungen zur gefäl¬ 
ligen Bedienung, sondern mit klaren 
marxistischen Orientierungen. Wozu 
wären wir denn sonst gut? 

Thomas Mehner, Krefeld 
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Die letzte Seite 


unsere zeit CE 


Meine progressive Woche 

Vom so. Juni bis 6. Juli 


Waffen und Mohn, Mohn und Waffen ... 



... sind siamesische Zwillinge. Dutzende von Kriegen wurden mit dem Mohnanbau finan¬ 
ziert, der Anbau bedarf des militärischen Schutzes. Auch in dieser Hinsicht macht es Sinn, 
wenn US-Präsident Obama Afghanistan zum Major non-NATO ally (MNNA), zum Vorrangi¬ 
gen Nicht-Nato-Verbündeten ernennt. Ist der Status doch mit den vereinfachten Waffenlie¬ 
ferungen durch US-Konzerne verbunden. 

Afghanistan erhält sein MNNA-Zertifikat als 15. Land nach Australien, Ägypten, Israel japan, 
Südkorea (alle 1989 von Bush I ernannt), Jordanien, Neuseeland, Argentinien (Clinton 1996, 
1997,1998), Bahrain, Philippinen,Thailand, Kuwait, Marokko, Pakistan (Bush II 2002,2003, 
2003,2004,2004,2004). 


Stadionverbot für Antifaschisten 

BAFF verurteilt Doppelmoral des DFB 


Dienstag 

Die energetische Ökosanierung betrifft 
pro Jahr nach Angaben des Mieterbun- 
des etwa 100 000 Wohnungen. Danach 
sinkt der Energieverbrauch, während 
die Miete oft drastisch steigt. Die meis¬ 
ten Mieter müssen die sanierte Wohnung 
verlassen. Die Sanierung wird staatlich 
gefördert, so dass die Vermieter für den 
Zuverdienst kaum Kosten aufwenden 
müssen. Der zuständige Minister Ram- 
sauer findet das völlig in Ordnung, da 
das vorhandene Mietsystem „sozial aus¬ 
gewogen“ sei. 

Das ist zumindest insofern richtig, dass 
das Mietsystem (nicht nur) in diesem 
Fall unserer „sozialen Marktwirtschaft“ 
völlig entspricht. Und die funktioniert 
bekanntlich so, dass die Armen die Rei¬ 
chen reicher zu machen haben. Böse 
Zungen nennen das Kapitalismus. Für 
die Reichen ist das der reinste Sozialis¬ 
mus. 

Donnerstag 

Mehr als ein Jahr nach der Katastrophe 
von Fukushima kommt eine parlamen¬ 
tarische Untersuchungskommission in 
Japan zu einem wahrhaft vernichtenden 
Urteil. Die Katastrophe im Atomkraft¬ 
werk Fukushima sei vermeidbar gewe¬ 
sen. Sie sei das Ergebnis der Kungeleien 
der Regierung, der Atomaufsicht und 
der Betreibergesellschaft Tepco. Ob¬ 
wohl allen das Risiko bekannt gewe¬ 
sen sei und man gewusst habe, dass das 
AKW nicht den Sicherheitsanforderun¬ 
gen entspreche und einem solchen Erd¬ 
beben und Tsunami nicht standhalten 
konnte, sei nichts unternommen worden. 
Die Situation habe sich dem Bericht zu¬ 
folge weiter verschlimmert, weil das Kri¬ 
sensystem der Zentralregierung in Tokio 
und der betroffenen Behörden versagt 
habe. Bei den Evakuierungsmaßnah¬ 
men gab es schwere Fehler. Bemängelt 
wird in dem Bericht, dass viele Anwoh¬ 
ner erst spät über den Unfall informiert 
wurden. Manche seien aber auch in Ge¬ 
biete gebracht worden, die stärker ver¬ 
strahlt waren als ihre Heimatorte. 

Das ist so die Art von Verfehlungen, 
nach denen man die widersinnigen 
Urteile von „99mal lebenslänglich plus 
drei Tage“ versteht. Trotzdem bleibt die 
Frage, warum die aktuelle Tage rund 
um Fuskushima mit der täglichen und 
andauernden Freisetzung hochgiftiger 
Stoffe nicht ebenso scharf gegeißelt wird. 


Am 7. Juli 1937, vor 75 Jahren, überfie¬ 
len Truppen des japanischen Imperia¬ 
lismus China. Die Aggression traf auf 
den entschiedenen Widerstand einer 
breiten Volksbewegung. Das war kei¬ 
neswegs selbstverständlich. Nur zehn 
Jahre waren vergangen, dass die rechts¬ 
bürgerlichen Kräfte der Kuomintang 
unter Führung Chiang Kai-sheks das 
Bündnis mit der kommunistischen Par¬ 
tei gekündigt und hunderte ihrer Füh¬ 
rer ermordet hatte. In der Folge kam es 
zum blutigen Bürgerkrieg. 

Die Hoffnungen der japanischen Füh¬ 
rung auf eine schnelle Eroberung Chi¬ 
nas waren infolgedessen nicht unbe¬ 
rechtigt. Die Zentralregierung war 
schwach. Viele Provinzen wurden von 
unabhängigen Armeeführern kontrol¬ 
liert und die chinesischen Streitkräfte 
aller Lager waren waffentechnisch mas¬ 
siv unterlegen. 

In enger Abstimmung mit der Kom¬ 
munistischen Internationale wurden 
die chinesischen Kommunisten dieser 
historischen Herausforderung glän¬ 
zend gerecht. Dem Aufruf vom 8. 7. 
zum allgemeinen Volkskrieg gegen die 
Eindringlinge folgte am 15. Juli der 
Vorschlag der KP Chinas an die Kuo¬ 
mintang, ein Abkommen über die Zu¬ 
sammenarbeit im Kampf für die Un¬ 
abhängigkeit und Freiheit des chinesi¬ 
schen Volkes, für die Rückgewinnung 
der verlorenen Gebiete und die Wie¬ 
derherstellung der Souveränität des 
Landes zu schließen. Für diese Ziele 
erklärte die KP sich bereit, ihre Streit¬ 
kräfte der allgemeinen Befehlsgewalt 
aller bewaffneten Kräfte Chinas zu un¬ 
terstellen. 


Es bleibt die Frage, warum die japani¬ 
schen Reaktoren wieder hochgefahren 
werden. 

Die Antwort ist ebenso einfach wie 
schlimm. Im Kapitalismus darf jeder 
alles sagen - im Kapitalismus darf al¬ 
les machen, wer das nötige Kapital hat. 

★ 

Im Zusammenhang mit dem Räu¬ 
mungsdrama von Karlsruhe gibt es 
eine tolle neue Idee. Gerichtsvollzieher 
sollen mit Schusswaffen aus gestattet 
werden. Die Fogik besticht. Ein Feben 
ohne Wohnung ist kaum noch lebens¬ 
wert. Wer den letzten Schritt nicht selbst 
tut, dem hilft der Vollstreckungsbeamte. 
Da erübrigt sich dann auch die altmodi¬ 
sche Überlegung, dass viele Räumungen 
vermieden werden könnten, wenn die 
Sozialbehörden ihrer Unter stützungs¬ 
pflicht nachkämen. Ganz abgesehen 
davon, dass hinter den meisten Notla¬ 
gen ein Zinssystem steckt, das Schulden 
lawinenartig ansteigen lässt. 

Der finale Rettungsschuss durch den 
Gerichtsvollzieher wäre dagegen voll 
im Trend. Er entlastet den öffentlichen 
Haushalt und gibt den Banken vollen 
Zugriff auf die Erbmasse des Schuld¬ 
ners. 

Freitag 

„Es gab keine V-Feute im NSU-Um¬ 
feld.“ Diese Botschaft von Innenminis¬ 
ter Friedrich erreicht uns heute via Ta¬ 
gesthemen. 

Natürlich wurde der Bombenanschlag 
von Köln nicht von Neonazis verübt- 
das wusste Friedrichs Vorgänger Schily 
bereits am damaligen Tattag. Übrigens 
wurde auch der Reichstag 1933 von 
Kommunisten angezündet und im Golf 
von Tongking ist ein US-amerikanisches 
Schiff beschossen worden. Derlei Be¬ 
hauptungen folgen dem Schema: man 
muss es nur dreist und oft genug sagen, 
dann wird es auch geglaubt. Erwiesene 
Fügen werden erst einmal zurückgelegt 
und neu aufbereitet aufgetischt, wenn 
alle Zeitzeugen tot sind. 

Im Umfeld des Wissenschaftsministeri¬ 
ums wird übrigens aus aktuellem An¬ 
lass an dem Nachweis gearbeitet, dass 
das sogenannte „Gottesteilchen“ dafür 
verantwortlich ist, dass scheibenförmige 
Gebilde sich in dreidimensionalen Ge¬ 
hirnen als Kugeln abbilden. Finanziert 
wird das Projekt auch aus Mitteln des 
Vatikans. Adi Reiher 


Die Initiative der Kommunisten stieß 
auf breite Resonanz innerhalb der Be¬ 
völkerung. Das ganze Land befand sich 
in einem patriotischen Aufschwung, so 
dass die Kuomintang sich der Bildung 
einer antijapanischen Einheitsfront 
nicht verschließen konnte. Am 23.9. er¬ 
klärte Chiang Kai-shek die Bereitschaft 
zur Zusammenarbeit. 

Diese entfaltete während der folgen¬ 
den Kriegsjahre kaum konkrete orga¬ 
nisatorische Formen. Das war der anti¬ 
kommunistischen Haltung der kon¬ 
servativen Kreise der Bourgeoisie um 
Chiang geschuldet. Diese Kräfte hoff¬ 
ten auf einen Verständigungsfrieden 
mit Japan. 

Die kommunistischen Streitkräfte da¬ 
gegen errangen in den militärischen 
Auseinandersetzungen bedeutende 
Siege, die das Ansehen der KP in der 
Bevölkerung stärkte. Auch die materi¬ 
elle Hilfe der Sowjetunion blieb nicht 
ohne Einfluss auf die Haltung der Chi¬ 
nesen. Nach einem Nichtangriffs ver¬ 
trag vom 21. 8. 1937 gewährt die Sow¬ 
jetunion Kredite, liefert Kriegsmaterial 
und schickt Militärberater. 

All dies erweiterte im Verlauf des Krie¬ 
ges gegen Japan, der bis 1945 dauern 
sollte, die politische Basis der KP er¬ 
heblich - bis hin zur erfolgreichen Re¬ 
volution von 1949. Im gesamten Zeit¬ 
raum stützte sich die KP unter Führung 
Maos in erster Linie auf die Bauern. 
Eine abschließende Einordnung dieser 
„proletarischen Revolution ohne Pro¬ 
letarier“ liegt bisher nicht vor - nicht 
theoretisch und auch nicht praktisch. 

AR 


In einer Pressemitteilung macht das 
Bündnis Aktiver Fußballfans (BAFF) 
auf ein skandalöses Stadionverbot des 
Deutschen Fußballbundes (DFB) ge¬ 
gen antifaschistische Fußball-Fans auf¬ 
merksam. BAFF schreibt: 

„Einige aktive Fans vom FSV Mainz 
05 haben im vergangenen November 
erfolgreich Zivilcourage gegen Neona¬ 
zis gezeigt - und nun vom DFB gerade 
dafür ein langjähriges Stadionverbot 
ausgesprochen bekommen. Die Fans 
befanden sich auf dem Hinweg zum 
Bundesligaspiel 1. FC Köln gegen den 
FSV Mainz 05 und trafen im Bahnhof 
Remagen dabei auf eine Gruppe Neo¬ 
nazis, die ihrerseits auf dem Weg zu ei¬ 
ner Neonazi-Kundgebung waren. Bis 
zum Einschreiten der Polizei stellten 
sich die Mainzer Fans lautstark und 
entschlossen den Nazis entgegen. 

Im Anschluss wurden die Fans von 
einem Fanprojekt-Mitarbeiter sogar 
noch für ,ein deutliches Zeichen unse¬ 
rer Fans, wie man zu so einer Gesin¬ 
nung steht 4 gelobt. Umso erstaunlicher 
nun die langjährige Stadionverbots ver¬ 
gäbe von dem DFB. BAFF-Sprecher 
Patrick Gorschlüter dazu: ,Auf der ei¬ 
nen Seite spricht der DFB davon, dass 


der Kampf gegen Rassismus und Dis¬ 
kriminierung bestärkt werden soll, auf 
der anderen Seite werden aber gleich¬ 
zeitig Stadionverbote ausgesprochen, 
wenn Menschen nicht wegschauen. Für 
uns ist dies eine nicht hinzunehmende 
Doppelmoral. 4 

Dass dieser Vorfall kein Einzelfall ist, 
zeigen Beispiele aus der Vergangen¬ 
heit. Bereits im April 2010 erhielten 
Fans des FC Carl Zeiss Jena langjäh¬ 
rige Stadionverbote, als sie bei ihrer 
Rückreise vom Auswärtsspiel in Ingol¬ 
stadt im Zug die rechtslastige Musik 
einer Gruppe Neonazis aus Thüringen 
unterbinden wollten. Auch Anhänge¬ 
rinnen und Anhängern aus der Fan¬ 
szene des SV Werder Bremen erteilte 
der DFB das selbe Schicksal, nachdem 
es bei der Auswärtsfahrt zum Spiel bei 
Hertha BSC Berlin im August 2009 an 
der Raststätte Allertal, nördlich von 
Hannover, zu einer Auseinanderset¬ 
zung mit einer vierköpfigen Gruppe 
von Bundeswehrsoldaten kam. Nach 
Augenzeugenberichten waren die vier 
Personen anhand ihrer Kleidung und 
einschlägiger Tätowierungen zweifellos 
der rechten Szene zuzuordnen. Als die 
Bremer Anhängerinnen und Anhän¬ 


ger die Kleingruppe ansprach, reagier¬ 
te diese aggressiv auf die unbequemen 
Nachfragen. Nach der anschließenden 
Auseinandersetzung wurde gegen sie¬ 
ben Bremer Fans ein Strafverfahren 
eingeleitet und vom DFB ein dreijäh¬ 
riges Stadionverbot verhängt. Davon 
waren nach Aussagen der Bremer Fan¬ 
szene auch unbeteiligte Personen be¬ 
troffen. 

BAFF zeigt sich solidarisch mit allen 
Fans, die Engagement gegenüber Neo¬ 
nazis zeigen und sich ihren Aktivitäten 
in den Weg stellen. Gleichzeitig fordert 
BAFF den DFB auf, seine Stadionver¬ 
botspraxis zu überprüfen und die Zivil¬ 
courage aktiver Fans durch solche Stra¬ 
fen nicht im Keim zu ersticken, sondern 
verstärkt zu fördern. ,Der DFB sollte 
die ausgesprochenen Stadionverbote 
gegen die Fans vom FSV Mainz 05 zu¬ 
rücknehmen und eigene Fehler einge¬ 
stehen. Diese sind gerade vor dem Hin¬ 
tergrund der immer wieder geforderten 
Zivilcourage geradezu skandalös 4 , so 
BAFF-Sprecher Patrick Gorschlüter.“ 

Bündnis aktiver Fußballfans 
im Juli 2012 


Der rote Kanal 


Johnny Cash At Folsom 
Prison, USA 2008 

Cashs Gefängnis-Konzert von 1968 war 
und bleibt eine Anklage gegen das US- 
Justiz-System. 

So., 15.7., 20.15-21.40 Uhr, arte 

Jesse Owens 

Porträt des großen Leichtathletik-Stars 
der Nazi-Olympiade von 1936. In der 
Ablehnung des „schwarzen Mannes“ 
trafen sich deutsche und US-amerika¬ 
nische Rassisten. 

Mo., 16.7., 23.30-0.15 Uhr, ard 

Kinderdes Widerstandes 
NS-Kriegsverbrecher wurden nach 
1945 schnell rehabilitiert. Die Wider¬ 
ständler vom 20.7.1944 und ihre 
Familien galten weithin immer noch 
als Verräter und wurden entsprechend 
behandelt. 

Fr., 20.7., 23.40-0.25 Uhr, wdr 
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Offizielle Kampagne des DFB. Foto: dpa 


Die Chinesische Einheitsfront von 1937 

Der Krieg gegen die japanischen Aggressoren 








